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22. Amtsblatt vom 7.12.2023
Landkreis und Landratsamt Bad Tolz-Wolfratshausen

Inhalt:

¢ Nichtoffentliche Sitzung des Rechnungspriifungsausschusses Bad Télz-Wolfratshausen am
18.12.2023

e Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071)
des Landkreises Bad Tolz-Wolfratshausen iiber die Festsetzung des Deutschlandtickets
einschlieBlich ErmaBigungstickets als Hochsttarif bis zum 30. April 2024

e Allgemeinverfiigung (Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr.
1370/2007) des Landkreises Bad Tolz-Wolfratshausen iiber die Festsetzung des 365-Euro-
Ticket MVYV fiir Schiilerinnen, Schiiler und Auszubildende zum 10.12.2023 als Hochsttarif

e Satzung (allgemeine Vorschrift) des Landkreises Bad Tolz-Wolfratshausen iiber die Festset-
zung des MVV-Gemeinschaftstarifs als Hochsttarif im straBengebundenen Offentlichen Per-
sonennahverkehr auf Basis von Liniengenehmigungen im Sinne der §§ 42, 43 Nr. 2, 44
PBefG

31. Sitzung des Rechnungspriifungsausschusses Bad Télz-Wolfratshausen

Am Montag, 18.12.2023 um 9:00 Uhr findet im mittleren Sitzungssaal des Landratsamtes Bad Télz-
Wolfratshausen eine nichtéffentliche Sitzung des Rechnungspriifungsausschusses statt.

Allgemeine Vorschrift

im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007") des Landkreises Bad
Tolz-Wolfratshausen uiber die Festsetzung des Deutschlandtickets einschlieBlich
ErmaRigungstickets als Hochsttarif bis zum 30. April 2024

Hintergrund

Bund und Léander haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 erfolgreich eingefiihrte Deutschlandti-
cket als digitales und deutschlandweit gliltiges Angebot fiir den éffentlichen Personennahverkehr
(OPNV) iiber das Jahr 2023 hinaus fortzufiihren. Das bundesweit giiltige Deutschlandticket erméglicht
den Fahrgésten mit einem einfachen und giinstigen Angebot die Nutzung des OPNV und stellt einen
Baustein fiir einen attraktiven OPNV dar.

"VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom
23. Oktober 2007 (iber 6ffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Stralle und zur Aufhe-
bung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315/1) in der
Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 14. Dezember 2016 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Offnung
des Marktes fiir inldndische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABI. L 354/22).
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Mit der verglinstigten Version des Deutschlandtickets fiir Auszubildende, Studierende und Freiwilli-
gendienstleistende (ErméaRigungsticket) wurde im Freistaat Bayern fiir diese Bevdlkerungsgruppen
ein attraktives tarifliches Angebot geschaffen. Das ErméRigungsticket ist 20 Euro gegenliber dem
reguléren Deutschlandticket reduziert. Diese weitergehende preisliche Reduktion wird vom Freistaat
Bayern getragen.

Den Aufgabentrégern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des Deutschland-
tickets einschlie3lich des ErméaRigungstickets im Verhéltnis zu den Verkehrsunternehmen des allge-
meinen OPNV nach Mal3gabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen 6ffentlicher Dienstleis-
tungsauftrage oder allgemeiner Vorschriften zu regeln.

Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen OPNV in seinem Zusténdigkeits- gebiet
zum 1. Januar 2024 sowie eine rechtskonforme Finanzierung hierfiir zu gewéhrleisten, erldsst der
Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfiigung. Die allgemeine Vorschrift regelt
rechtsverbindlich die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im Zusténdigkeitsgebiet des Landkreises
Bad Télz-Wolfratshausen tétigen Verkehrsunternehmen des allgemeinen OPNV zur Anerkennung des
Deutschlandtickets sowie im Gegenzug einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen
Nachteile unter Bezugnahme auf die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024. Hierdurch werden die
Vorgaben zum Deutschlandticket bezogen auf das Zusténdigkeitsgebiet des Landkreises Bad Télz-
Wolfratshausen umgesetzt.

1. Rechtsgrundlagen
Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sétze 2 und 3 des Personenbeférderungsgeset-
zes (PBefG), Artikel 8 Absétze 1 und 3 es Gesetzes liber den Offentlichen Personennahverkehr in
Bayern (BayOPNVG in der zum 1. Januar 2024 geltenden Fassung) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Ver-
bindung mit Art. 2 Buchstabe |) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlasst der Landkreis Bad Télz-
Wolfratshausen die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als
Héchsttarif im allgemeinen 6ffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner OPNV) und zur Gewéhrung
von Ausgleichsleistungen fir finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beférderung von Fahr-
géasten mit einem Deutschlandticket fiir den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 30. April 2024.

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr.
2.4) éffentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen OPNV erbringen, sind verpfilich-
tet, wéhrend der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 8) das Deutschlandticket
im Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Teil des Gemein-
schaftstarif des Miinchner VerkehrsVerbundes (MVV-Tarif) unter Beachtung der im MVV-
Tarif festgelegten Zusatzleistungen als Hochsttarif gemal3 Artikel 3 Absatz 2 Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 geméani3 den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend Nr.
2.2 anzuerkennen (im Folgenden Tarifanerkennung oder Tarifanerkennungspflicht).

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Beférderung von Fahrgésten mit
einem gliltigen Deutschlandticket zu den in den MVV-Tarif integrierten bundesweit einheit-
lich geltenden Tarifbedingungen geméan den Tarifbestimmungen Deutschlandticket in der
Jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koor- dinierungsrat.html) sowie der
im MVV-Tarif festgelegten weiteren Tarifbestimmungen fiir das Deutschlandticket (Anlage
4), ohne dass den Fahrgésten hierflir zusétzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des
Deutschlandtickets verpflichtet das Verkehrsunternehmen nicht zum Vertrieb; soweit vor-
handen gelten diesbeziiglich die entsprechenden Regelungen des jeweiligen &ffentlichen
Dienstleistungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen und der jeweils zustdndigen
Behérde (gemeinwirtschaftliche Verkehre, dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen sind im
Zusammen- hang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berechtigt und ver-
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2.3

2.4

pflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung fiir das Deutschlandticket
(vergleiche Beschlussfassung fiir ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der
Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellansatzes in der je-
weils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html)) teilzunehmen.
Entsprechend sind die hierfiir erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmen-
anspriiche vollumfénglich geltend zu machen und gegebenen- falls diese Anspriiche (iber-
schieBende Einnahmen abzugeben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem
Deutschlandticket kein Nachteilsausgleich in Anspruch genommen werden muss, ist der
den Soll-Einnahmewert 2024 (ibersteigende Betrag entsprechend den Vorgaben eines unter
Beteiligung der Betroffenen festzulegenden Systems zu verteilen. Konkretisierungen und
ausfiihrende Bestimmungen zum Leipziger Modellansatz und der Einnahmeaufteilung sind
entsprechend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, wenn und
soweit im Zusammen- hang mit der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsan-
trége flir das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei entsprechenden Tarifantrdgen
Dritter mitzuwirken und keine Einwénde hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem mdgli-
chen und erforderlichen Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutsch-
landtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend den bundes-
weit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender Kontroll-
geréte zu gewéhrleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des
Deutschlandtickets sind einzuhalten.

Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet zudem die Beférderung von
Studierenden, Auszubildenden und Freiwilligendienstleistenden mit einem gliltigen erméaBig-
ten Deutschlandticket (ErméaRigungsticket) gemél3 Anlage 1. Die Verkehrsunternehmen
sind im Hinblick auf die Anerkennung des Erméal3igungstickets zu- dem berechtigt und ver-
pflichtet, bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das Ermali-
gungsticket ist bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung mit dem regulédren Preis des
Deutschlandtickets ohne die ergdnzende Erméaf3igung in Bayern anzusetzen.

Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das ge-
samte Gebiet, fiir das der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen, unter Berticksichtigung von
bestehenden Regelungen zur Ubertragung von Zusténdigkeiten mit benachbarten zusténdi-
gen Behérden, die Befugnis als zustédndige Behérde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b)
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 fiir den allgemeinen OPNV innehat. Erbringt ein Ver-
kehrsunternehmen Betriebsleistungen auch aulBer- halb dieses Zusténdigkeitsgebietes und
kénnen die nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im jeweiligen
Gebiet der Aufgabentréager zugeordnet werden, erfolgt lediglich eine anteilige Zuordnung
auf Grundlage der im Zustandigkeitsgebiet dieser Allgemeinverfligung erbrachten Fahr-
zeugkilometer des jeweiligen Kalenderjahres. Dem Landkreis Bad Té6lz-Wolfratshausen
steht es frei, das Zustandigkeitsgebiet dieser Allgemeinverfligung durch den Abschluss von
Vereinbarungen mit anderen Aufgabentrdgern zu erweitern oder zu verringern.

3. Vorrangige Regelungen éffentlicher Dienstleistungsauftrdge; Abschluss von Umset-
zungsvereinbarungen

3.1

Soweit éffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen éffentlichen Personennahver-
kehr auf Grundlage 6ffentlicher Dienstleistungsauftrdge erbracht werden (gemeinwirtschaft-
liche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses oOffentlichen Dienstleistungsauftrags
einschlieBlich etwaiger Ergdnzungen oder Nachtrdge im Grundsatz vorrangig vor den Rege-
lungen dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung
nur insoweit, wie der jeweilige 6ffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht
zur Anerkennung des Deutschlandtickets enthélt; im Ubrigen ergibt sich die Tarifanerken-
nungspflicht einschliellich der hierfiir zu gewdhrenden Ausgleichsleistungen aus dieser all-
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gemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und
Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisfiihrung hierfiir er-
folgt auf Grundlage des jeweiligen 6ffentlichen Dienstleistungsauftrags unter vollsténdiger
Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift.

3.2 Soweit offentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, kénnen

zur Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinbarun-
gen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Bad Télz-
Wolfratshausen abgeschlossen werden. In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesonde-
re die konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen so- wie der Nachweisfiihrung nach
Malgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt wer- den. Die Umsetzungsvereinbarung
begriindet keine eigensténdigen Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichsanspriiche.

4. Ausgleichsleistungen

4.1

4.1.1

Die Verkehrsunternehmen haben nach Mal3gabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch
auf Ausgleichsleistungen fiir die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets ent-
stehenden finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer
Gegenliberstellung der Situation mit Anerkennung des Deutschlandtickets (Mit-Fall) und der
Situation mit Anwendung der bis dahin geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Beriicksichtigung
samtlicher hiermit jeweils verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei der Gegen-
tiberstellung sind die nachfolgenden Grundsétze zu beachten; die Einzelheiten sind bei Be-
darfim Rahmen des jeweils zugrunde liegenden offentlichen Dienstleistungsauftrags oder
einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen Grundsétzen zu regeln.

In Bezug auf die Ermittlung der H6he der Ausgleichsleistungen gelten die Nrn. 5.4.1 bis
5.4.6 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024.

Fiir neu eingefiihrte verkehrliche Angebote, fiir die keine Referenzwerte in den Monaten Ja-
nuar 2019 bis April 2019 ermittelt werden kénnen, ist zur Ermittlung der Soll- Einnahmen
ausnahmsweise die Nutzung von entsprechenden Ist-Daten des Jahres 2022 zuldssig. So-
fern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind validierte Prognosedaten zulédssig. Die-
se Prognosedaten muissen unter Bertiicksichtigung der tatséchlichen Ist-Daten zur Nutzung
mit dem Deutschlandticket und der preislichen Elastizitdt beim Nachweisverfahren validiert
werden. Eine Fortschreibung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen im Verhéltnis zu der
Verédnderung der Betriebsleistungen flir die Monate Januar 2024 bis April 2024 gegentiber
dem Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019 nach Nr. 5.4.1.1 Satz 8 der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2024 erfolgt nicht, soweit bei der Ermittlung der Soll-
Einnahmen die Betriebsleistungsverédnderung durch die Nutzung von entsprechenden Ist-
Daten aus dem Referenzzeitraum des Jahres 2022 oder Prognosedaten bereits beriicksich-
tigt ist.

Dies gilt gleichermal3en auch fiir das ErmaRigungsticket zum Deutschlandticket; dieses ist
im ersten Schritt bei der Ermittlung der Hohe der Ausgleichsleistungen wie das regulére
Deutschlandticket zu beriicksichtigen. Im zweiten Schritt ist eine gesonderte Darstellung der
Hébhe der zusétzlichen Ausgleichsleistungen flir die ErméaRigungstickets nach MalBRgabe von
Nr. 4.1.4 erforderlich.

Bestehende Ausgleichsregelungen flir sonstige TarifmalBnahmen bleiben unberiihrt. Dies
gilt insbesondere fiir den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX.
Dies gilt gleichermal3en auch flir weitere bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene
Ausgleichsregelungen des Landkreises Bad Télz-Wolfrats- hausen (zum Beispiel aktuell fiir
das 365-Euro-Ticket) oder Diritter, die fiir das Verkehrsunternehmen Geltung beanspruchen.
Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben
im Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschriften, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleis-
tungen fiir dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewéhrt werden. Hierzu sind die jeweiligen
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4.1.2

4.1.3

4.2
4.3

4.3.1

4.3.2

4.3.3

4.3.4

Tarifvorgaben und die hierfiir gewéhrten Ausgleichsleistungen im Rahmen der Nachweis-
fihrung (dazu Nr. 5) jeweils getrennt und nachvollziehbar darzustellen.
Der Landkreis Bad Toélz-Wolfratshausen kann kiinftig auch zusétzliche Tarifvorgaben und
Ausgleichsregelungen treffen.
Die Hbhe der Ausgleichsleistungen fiir die ergdnzende Erméafligung des ErmaRigungsti-
ckets ergibt sich aus der Differenz zwischen den nach Nr. 5.4.1.2 Satz 1 der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2024 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatséchli-
chen Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der Erméaf3igungstickets.
Bestehende Regelungen in 6ffentlichen Dienstleistungsauftrédgen bleiben unbertihrt.
Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Héhe nach begrenzt
auf den finanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Ab-
satz 1 in Verbindung mit dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezliglich
gilt:
Der finanzielle Nettoeffekt fiir die Erfiillung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift
entspricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positi-
ven und negativen) Auswirkungen aus der Erfiillung der Tarifpflicht im Geltungsbereich die-
ser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutsch- landticket. Fiir die Ermittlung des fi-
nanziellen Nettoeffekts ist somit eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und
Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine Gegen-
tiberstellung der Differenz des Mit-Falls und des Ohne-Falls entsprechend Nr. 4.1. Weiter-
gehende Auswirkungen auf die Ein- nahmen kénnen beriicksichtigt werden, soweit diese im
Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) richten sich
ebenfalls nach Nr. 4.1.
Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei gemein-
wirtschaftlichen Verkehren im Rahmen des jeweiligen offentlichen Dienstleistungsauftrags
umgesetzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrechnung
gemél3 Nr. 5 sowie die Gewéhrleistung eines Anreizes geméal3 Nr. 7 des Anhangs der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im Hinblick auf die Vermeidung einer Uberkompensation git
Nr. 4.3.4; die Umsetzung ist im Rahmen des jeweiligen 6ffentlichen Dienstleistungsauftrags
zu gewéhrleisten.
Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 wie folgt gewéahrleistet:
- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemal3 Nr. 5 und zum angemessenen Gewinn
nach Nr. 6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.
Die Hbhe der jeweiligen Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt der Summe al-
ler positiven und negativen Auswirkungen der Erfiillung der gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtung des Verkehrsunternehmens in Form der Anerkennung und Anwendung des Tarifs
fiir das Deutschlandticket nicht iibersteigen. Zum Nachweis der Uberkompensation haben
die Verkehrsunternehmen dem Landkreis Bad Télz- Wolfratshausen bis zum 31.12. des
Folgejahres eine unternehmensindividuelle Ergebnisrechnung lber die Berechnung des fi-
nanziellen Nettoeffekts aus der Anerkennung und Anwendung des Tarifs fiir das Deutsch-
landticket vorzulegen. Unter Beachtung der weiteren Vorgaben der ,,MusterRichtlinien zum
Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im éffentlichen Personennahverkehr im Zusammen-
hang mit dem Deutsch- landticket im Jahr 2024 aus Bundes- und Landesmitteln vom 16.
November 2023“ (Anlage 2) berechnet sich der finanzielle Nettoeffekt aus der Summe der
(positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfiillung der gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tung des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwendung des Deutschlandticket-
Tarifs auf die Einnahmen des Verkehrsunternehmens sowie auf seine Kosten, soweit diese
als zusétzlicher Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der Ausgleichsberechnung geltend
gemacht werden oder soweit das Verkehrsunternehmen aufgrund der Einflihrung des
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Deutschlandtickets Kosten erspart, zzgl. eines angemessenen Gewinns. Die Richtigkeit der
Ergebnisrechnung und die Angemessenheit des Gewinns muss durch einen Wirtschaftsprii-
fer bescheinigt werden )
4.3.5  Die Ausgleichsleistungen werden im Interesse und zur Férderung des OPNV geleistet und

stehen nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit einzelnen Beférderungsleistungen, son-
dern richten sich auf den Ausgleich nicht gedeckter Kosten aus der Anwendung des
Deutschlandtickets. Férderziel ist die Gewéahrleistung einer ausreichen- den Bedienung der
Bevélkerung mit Verkehrsleistungen im OPNV. Die Ausgleichsleistungen unterliegen als
echte nicht steuerbare Zuschlisse nicht der Umsatzsteuer. Die Zahlungen werden daher
netto (ohne Umsatzsteuer) geleistet. Sind von den Verkehrsunternehmen Umsatzsteuerbe-
trége riickwirkend zu entrichten (durch Anderung der rechtlichen Beurteilung z.B. im Rah-
men einer steuerlichen Betriebspriifung), er- hbht sich der Ausgleichsanspruch der Ver-
kehrsunternehmen nicht. Dies gilt ebenso fiir durch die nachtréagliche Zahlung entstehenden
steuerlichen Nebenleistungen im Sinne des § 3 Absatz 4 Abgabenordnung. Der Landkreis
Bad Télz-Wolfratshausen wird eine nachteilige Anderung der umsatzsteuerlichen Behand-
lung der Ausgleichsleistungen zum Anlass nehmen, die Angemessenheit der Pflichten der
Verkehrsunternehmen zu lberprtifen.

5. Darlegungs- und Nachweispflichten

5.1

5.2

5.3

Das Verkehrsunternehmen trégt die Darlegungs- und Nachweispflicht fiir sémtliche in dieser
allgemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewéhrung
der Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sémtliche fiir die Durchfiihrung dieser allge-
meinen Vorschrift erforderlichen Angaben vollstdndig und wahrheits- gemél3 zu machen.
Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats fiir den Vor-
monat alle selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmen erfolgten Verkéufe des
Deutschlandtickets einschlieBlich der Verkéufe des erméRigten Deutschlandtickets, wobei
hier der nicht erméRigte Kaufpreis anzusetzen ist, unmittelbar an die in Nr. 6.3 der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunter-
nehmen werden verpflichtet, die selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmen erfolgten
Verk&ufe der (brigen Fahrausweise bis zum 50. Tag nach Ende eines Monats unmittelbar
an die in Nr. 6.3 der Muster-Richtlinien Deutsch- landticket 2024 benannte Clearingstelle zu
melden. Die Verkehrsunternehmen wer- den verpflichtet, die vorldufigen Soll-Einnahmen in-
klusive tariflicher Fortschreibung gemal3 Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 an die in
Nr. 6.3 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannte Clearingstellte einmalig
monatsscharf flir das gesamte Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024 zu melden. Die Mel-
dung muss den von technischen Voraussetzungen entsprechen, die von der in Nr. 6.3 der
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannten Clearingstelle vorgegeben werden.
(https.//infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html). Der Landkreis Bad Télz-Wolf- ratshau-
sen erhélt eine Abschrift der Meldung.

Fir die Antragstellung des Landkreises Bad Télz-Wolfratshausen beim Freistaat Bayern am

30. September 2024 sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 01. August 2024 vorzule-

gen:

- Berechnungen oder eine Prognose der H6he der voraussichtlichen Ausgleichsleistungen
entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfligung gestellten Unterlagen und Berech-
nungsmethode;

- Prognosen der Verbundorganisationen lber die Minderungen entsprechend den im
DTBY-Portal zur Verfiigung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode sowie wei-
tere begriindete Unterlagen; sofern entsprechende Daten von der Verbundorganisation
nicht rechtzeitig zur Verfiigung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen entspre-
chende Prognosen und begriindende Daten selbst vor- zulegen;
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5.4

5.5

5.5.1

5.5.2

- Prognose der Anzahl der verkauften ErméaBigungstickets entsprechend den im DTBY-
Portal zur Verfligung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind ge-
trennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende
und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt nach den
einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszu-
weisen. Wo méglich, sollen diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt
werden;

- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das ErméaRigungsticket entsprechend
den im DTBY-Portal zur Verfiigung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode.
Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten
(Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend
getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches)
Semesterticket auszuweisen. Wo méglich, sollen diese Prognosen von den Verbundor-
ganisationen erstellt werden.

Vorzulegen sind vorléaufig mit dem bis dahin letztverfiigbaren Stand bis zum 31. Mérz 2025

die nachfolgend aufgefiihrten Daten und Nachweise:

- die ermittelte Anzahl der verkauften Erméligungstickets; die Tickets sind getrennt aus-
zuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Frei-
willigendienstleistende); die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den vor-
handenen einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterti-
cket darzustellen;

Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offen- zule-

gen.

Vorzulegen sind endqliltig bis zum 31. Januar 2026 die nachfolgend aufgefiihrten Daten

und Nachweise. Auf Anforderung sind die zugrundeliegenden Daten und Berechnungen of-

fenzulegen. Soweit bezogen auf die Vorlage der endgliltigen Daten und Nachweise das
endgliltige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung mal3geblich ist, dies jedoch zum

31. Januar 2026 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfiigbare Stand der

Einnahmenaufteilung (jedoch nicht &lter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine spétere

Korrektur findet ungeachtet der Pflicht zum Nach- reichen von Testaten nicht statt.

Fiir den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis April 2019 sind die nachfolgenden Daten

und Nachweise vorzulegen:

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum fiir jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Uber-
gangstarife, landesweite Tarife, Haustarife), in dem das Verkehrsunternehmen tétig ist;

- die fiir den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahraus- weise
und Erlése differenziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Hohe des
Tarifs. Zusétzlich anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im Referenzzeitraum
von Januar 2019 bis April 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern;

- Bestétigungen der Verbundorganisationen (iber die aufzuteilenden Einnahmen der Mo-
nate Januar 2019 bis April 2019 und die Einnahmenaufteilung sowohl fiir die hochge-
rechneten als auch fir die tatséchlichen Fahrgeldeinnahmen, hinzuzufiigen sind auch
betragsméliige Erlbsminderungen aus Vertriebsprovisionen.

Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2024 bis April 2024

hochgerechneten tatséchlichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen:

- fiir die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehenden Kartenarten und Preisstufen die je-
weilige Héhe des Tarifs;

- soweit sich in Einzelféllen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder
es sich um stiickzahlunabhéngige Pauschalangebote handelt: die mittels der aus der Be-
rechnung nach Nr. 5.5.1.1 Satz 1 der Muster-Richtlinien Deutschland 2024 abgeleiteten

22. Ausgabe vom 7.12.2023 7 von 20



AN Landratsamt =

TOL Bad Télz S
NN
V)’S‘? Wolfratshausen 38’

durchschnittlichen prozentualen Tarifanpassung hochgerechneten Héhe des jeweiligen
rechnerischen Tarifs;

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2025;

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern fiir
die Zeit von Januar 2024 bis April 2024 und das Verhéltnis zum Referenzzeitraum des
Kalenderjahres 2019.

5.5.3  Zur Ermittlung und Priifung der H6he der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf den Zeit-
raum von Januar 2024 bis April 2024vorzulegen:

- die ermittelten anzusetzenden tatséchlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar
2024 bis April 2024;

- die ermittelte Anzahl der verkauften ErméaBigungstickets; die Tickets sind getrennt aus-
zuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildene und Frei-
willigendienstleistende); die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den ein-
zelnen solidarischen Semestertickets und ohne Semesterticket dar- zustellen;

- Bestétigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung; auf An-
forderung sind diese auch fiir die Vorjahre vorzulegen;

- die jeweils mal3geblichen Regelungen oder Vereinbarungen zur Durchfiihrung der Ein-
nahmenaufteilung fiir die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder aner-
kennt; auf Anforderung sind diese auch fiir die Vorjahre vorzulegen;

- Nachweise (ber die erzielten Einnahmen und Erlése sowie zur Einnahmenaufteilung bei
Gemeinschaftstarifen einschliellich der Zuordnung zum jeweils fiir den éffentlichen
Dienstleistungsauftrag oder den eigenwirtschaftlichen Verkehr mal3- geblichen Zustén-
digkeitsgebiet fiir die Monate Januar 2024 bis April 2024, sollte der Nachweis nicht frist-
gerecht vorliegen, ist zundchst eine vorldufige Bescheinigung des jeweiligen Verbundes
tber die Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist in diesem Fall
schnellstméglich nachzureichen;

- soweit Nr. 5.4.1.1 Satz 6 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 (Tarifdeckel)
Anwendung findet, ist eine transparente Uberleitungsrechnung der Soll- und Ist-
Einnahmen vorzulegen;

- die ermittelte Anzahl der verkauften ErméRigungstickets; die Tickets sind getrennt aus-
zuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Frei-
willigendienstleistende); die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den ein-
zelnen solidarischen Semestertickets und ohne Semesterticket dar- zustellen;

- Nachweise liber die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets
entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Mal3gabe der Muster-Richtlinien
Deutschlandticket 2024 ausgeglichen werden;

- Nachweise (ber die im Zusammenhang mit der Anerkennung des ErméRigungstickets
entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese ausgeglichen werden;

- Nachweise liber positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf
Grundlage der §§ 228 ff. SGB IX;

- Nachweise (ber Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschrif-
ten;

- Nachweise (ber positive und negative Effekte fiir das Verkehrsunternehmen in Bezug
auf Vertriebsprovisionen, die sich aus der Anerkennung des Deutschlandtickets fiir die
Monate Januar 2024 bis April 2024 ergeben;

- Bestétigungen der Verbundorganisationen liber die betragsmélligen Erlbsminderungen
aus Vertriebsprovisionen oder Einsparungen von Vertriebsprovisionen.

5.56.4  Zur Ermittlung und Priifung der Héhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf die ge-
samte Laufzeit des 6ffentlichen Dienstleistungsauftrags oder die gesamte Laufzeit der ei-
nem eigenwirtschaftlichen Verkehr zugrunde liegenden Liniengenehmigungen vorzulegen:
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5.6

5.7

5.8

5.9

- vollstédndige Angaben (iber die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife und
Tickets (kassentechnische Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalendermonaten und
allen Kartenarten und Preisstufen einschliel3lich der Héhe der Tarife und der Stlickzahlen
Jjeweils fiir die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet;

- vollstédndige Angaben Uber die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Fahr- gelderl6-
se differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preis- stufen ein-
schliel3lich der Héhe der Tarife und der Stiickzahlen jeweils fiir die Tarife, die das Ver-
kehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; mal3geblich sind bei Gemeinschaftstarifen,
vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, die endgliltigen Anspriiche des Verkehrsun-
ternehmens nach Mal3gabe der Einnahmenaufteilungen;

- vollstdndige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und Tarifs-
orte) und Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und Personenki-
lometern), soweit diese Daten im Rahmen der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grun-
de gelegt werden;

- Nachweis liber weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Minder- ein-
nahmen) einschliel3lich der hierflir gewéhrten Ausgleichsleistungen; diese sind von den
tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des Deutschlandtickets und den hierfiir ge-
wéhrten Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein doppelter Aus-
gleich ausgeschlossen ist;

- Nachweis der nicht vorhandenen Uberkompensation geméaR Nr. 4.3.4 einschlielich Be-
statigung der Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Anfor-
derungen sowie der korrekten Ermittlung und sachlichen Richtigkeit der Daten;

- Bestétigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten.

Der Landkreis Bad T6lz-Wolfratshausen kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weite-

rer Angaben und Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfiillung der Nachweis- pflichten

nach den Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 oder insbesondere aufgrund von

Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kommission oder des Obersten Rech-

nungshofes erforderlich ist. Werden die unter Nrn. 5.2 bis 5.5 genannten sowie dariiber hin-

aus die geméal Satz 1 geforderten Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt,
kann die Ausgleichsleistung fiir das das jeweils abzurechnende Jahr ganz oder teilweise
versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zuriickzuzahlen.

Die Darlegungs- und Nachweisfiihrung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter

Beachtung der vorstehenden Grundsétze auf Basis des jeweils geltenden 6éffentlichen

Dienstleistungsauftrags nach Mal3gabe der dortigen Regelungen. Bei ei- genwirtschaftlichen

Verkehren kénnen in der Umsetzungsvereinbarung ergénzende Regelungen zur Darle-

gungs- und Nachweisflihrung getroffen werden. Im Einzelfall kbnnen bei Bedarf Abwei-

chungen oder Konkretisierungen zu den im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregel-
ten Nachweispflichten geregelt werden.

Der Landkreis Bad Tolz-Wolfratshausen kann die von dem Verkehrsunternehmen nach

Malgabe dieser allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen,

Testate oder &hnliches selbst oder durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit

verpflichteten Dritten priifen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entspre-

chendes Verlangen Einblick in die hierfiir notwendigen Unterlagen zu gewé&hren.

Im Hinblick auf die Ubermittiung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschéfts- sowie ggf. per-

sonenbezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. So-

fern die jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket diesbeziiglich weitergehende Vor-
gaben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entsprechende

Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Bad Télz-

Wolfratshausen getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der zugrunde lie-

genden Unterlagen und Daten sowie fiir die hierfiir gelten- den Fristen.
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5.10

Die Verkehrsunternehmen werden darauf hingewiesen, dass es sich bei den Angaben um
subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 Strafgesetzbuch handelt und das
Subventionsbetrug nach dieser Allgemeinverfiigung strafbar ist.

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen

6.1

6.2

6.3

6.4

Soweit im Rahmen des jeweiligen &ffentlichen Dienstleistungsauftrags oder der Umsetzver-
einbarung nichts Abweichendes geregelt wird, gewéhrt die zustdndige Behérde dem Ver-
kehrsunternehmen auf Antrag Abschlagszahlungen gemaf3 Nr. 6.2.

Die Verkehrsunternehmen erhalten fiir die Monate Januar 2024 bis April 2024 auf Antrag
eine erste Abschlagszahlung in Héhe von 50 Prozent der fiir das Jahr 2023 vorlédufig ge-
wéhrten Ausgleichsleistungen. Der Antrag auf die erste Abschlagszahlung ist bis zum 29.
Februar 2024 (iber das DTBY-Portal zu stellen. Der Betreiber des Online-Portals ist als da-
tenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt,
soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.

Zusétzlich zu den Abschlagszahlungen gemaR Nrn. 6.1 und 6.2 gewéhrt der Aufgabentréa-
ger Bad Télz-Wolfratshausen Abschlagszahlungen auf die Ausgleichsleistungen fiir die
Mindereinnahmen aus dem Erméal3igungsticket wie folgt: Jeweils zum 15. des auf die Giil-
tigkeit des jeweils ausgegebenen Tickets folgenden Monats kbnnen Abschlagszahlungen
tiber das DTBY-Portal beantragt werden. Hierzu ist dort die Anzahl der jeweils ausgegebe-
nen, gliltigen Erméafigungstickets zu melden. Die H6he der Abschlagszahlung betrégt je
gemeldeten verkauften ErméaBigungsticket 20 Euro. Das Verkehrsunternehmen kann sich
zu der Antragsstellung auch eines Dienstleisters bedienen. Der Betreiber des Online-Portals
ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten
berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.

Die endgliltige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Ma3gabe dieser allgemeinen Vor-
schrift erfolgt unter Berticksichtigung der Abschlagszahlungen nach den Nrn. 6.1 und 6.3.
Die endgliltige Ermittlung der Ausgleichsleistungen beinhaltet auch eine Regelung zu Nach-
zahlungen und zum Umgang mit Uberzahlungen (Riickerstattung oder Verrechnung) ein-
schliellich etwaiger Verzinsungen.

7. Verdffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

7.1

7.2

Der Landkreis Bad Tolz-Wolfratshausen ist liber die auf Grundlage dieser allgemeinen Vor-
schrift gewéhrten Ausgleichsleistungen berichtspflichtig geménR Artikel 7 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein &ffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, sind die
Ausgleichsleistungen nach MalRgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der Aus-
gleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen offentlichen Dienstleistungsauftrags; sie
werden somit gesamthaft zusammen mit den Ausgleichsleistungen dieses 6ffentlichen
Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.

Sofern dies fiir die Gewéhrleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, kbnnen Daten, die im Zusammenhang mit
dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nachtréglich von den Verkehrsunternehmen ein-
gefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen
Vorschrift gewéhrt wird, kbnnen sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhal-
tung der von ihnen gemachten Angaben berufen.

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; AuBBerkrafttreten

8.1
8.2

Diese allgemeine Vorschrift tritt gemal3 am 1. Januar 2024 in Kraft.
Diese allgemeine Vorschrift tritt am 30. April 2024 aulBer Kraft. Die Abwicklung des Verfah-
rens Uber die Gewdhrung von Ausgleichsleistungen fiir das Kalenderjahr 2024 wird auch
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nach dem AuBerkrafttreten gemal3 Satz 1 nach den Regelungen dieser allgemeinen Vor-
schrift zu Ende gefiihrt (insbesondere Erfiillung sédmtlicher Nachweis- pflichten durch die
Verkehrsunternehmen und Durchfiihrung der Schlussabrechnung). Die allgemeine Vor-
schrift kann durch Anderungs-Allgemeinverfiigung verldngert, gedndert oder aufgehoben
werden. Die allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht zur Anerkennung des
Deutschlandtickets kann insbesondere dann auller Kraft gesetzt werden, wenn keine aus-
reichende Finanzierung des Deutschlandtickets mehr sichergestellt ist, um die auf Basis der
Allgemeinverfligung bestehenden Ausgleichsanspriiche vollumféanglich zu befriedigen.
Anlagen
Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayerischen erméfligten Deutschlandticket fiir
Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistenden (ErméRigungsticket)
Anlage 2 Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im 6ffentlichen Personen-
nahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus Bundes-
und Landesmitteln vom 16. November 2023 (Muster-Richtlinien Deutschlandticket
2024)
Anlage 3 entféllt
Anlage 4 MVV-Gemeinschaftstarif, Anhang 10 bis 10c, in seiner jeweils geltenden Fassung (All-

gemeine Tarifbestimmungen fiir das Deutschlandticket)

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage beim
Bayerischen Verwaltungsgericht in Minchen, Postfach 20 05 43, 80005 Miinchen, Bayerstralle 30
erhoben werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Fir Kldger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das Verwaltungsgericht Miinchen in 80335
Miinchen, Bayerstral3e 30, értlich zusténdig.

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fiir den
Schriftformersatz zugelassenen Form méglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsétzlich elektronisch
einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebliihr féllig.
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Allgemeinverfiigung

(Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007) des Landkreises Bad
Télz-Wolfratshausen liber die Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV fiir Schiilerinnen, Schiiler
und Auszubildende zum 10.12.2023 als Héchsttarif

Hintergrund

Die Gremien der Miinchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV GmbH) haben beschlossen, das
zum 01. August 2020 im Miinchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVYV) fiir Schiilerinnen, Schiiler und
Auszubildende eingefiihrte 365-Euro-Ticket MVV mit verbundweiter Gliltigkeit als Jahresticket ab dem
01.08.2023 als Héchsttarif fortzufiihren. Ausgangspunkt der Uberlegungen fiir dieses neue Angebot
war den Schiilern und Auszubildenden ein preisglinstiges Angebot anzubieten, um zum einen diese
Zielgruppe friihzeitig an den 6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) heranzufiihren und zum ande-
ren die Umwelt in Bezug auf den motorisierten Individualverkehr (MIV) zu entlasten.

Zum 10.12.2023 treten der Landkreis Miesbach, der Landkreis Rosenheim, die kreisfreie Stadt Ro-
senheim sowie der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen mit dem siidlichen Landkreisteil dem Miinch-
ner Verkehrs- und Tarifverbund bei, so dass der MVV-Gemeinschaftstarif ab dem 10.12.2023 in die-
sen Landkreisen und Landkreisteil sowie der kreisfreien Stadt Rosenheim den Hbchsttarif darstellt.
Als Teil des MVV-Gemeinschaftstarifes wird zum 10.12.2023 das 365-Euro- Ticket MVV mit verbund-
weiter Gliltigkeit als Jahresticket auch in diesen Geltungsbereichen eingefiihrt.

Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Miinchen die kreisfreie Stadt Rosenheim sowie die Land-
kreise Bad To6lz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Flirstenfeldbruck, Miesbach,
Miinchen, Rosenheim und Starnberg stellen weiterhin eine angemessene Finanzierung sinkender
Fahrgelderliése im MVV-Gemeinschaftstarif, die aus der Festsetzung des 365- Euro-Ticket MVV als
Héchsttarif resultieren, sicher.

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Mindereinnahmen im MVV-Gemeinschaftstarif wie
bisher sicherzustellen, werden als Grundlage fiir die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die
Verkehrsunternehmen von den Aufgabentréagern im MVV fiir ihr jeweiliges Zustédndigkeitsgebiet je-
weils eine Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/20071 in Form einer Allge-
meinverfligung erlassen.

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbetrages und die Durchfiihrung des Finanz-
transfers gegentiiber den Verkehrsunternehmen im MVV erfolgt iiber die MVV GmbH auf

Basis der ,Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV*, die als Anlage 2 Bestandteil dieser Allge-
meinverfligung ist und von der Gesellschafterversammlung der MVV GmbH am 12. Mai 2020 be-
schlossen und am 16. September 2022 sowie am 23. November 2023 fortgeschrieben wurde.

Auf der Grundlage von § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeférderungsgesetz (PBefG) in Verbindung mit
Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 und Art. 8 Abs. 2 des Gesetzes lber den 6ffentlichen Personennah-
verkehr in Bayern (BayOPNVG) erlésst der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen zur Anderung der
Allgemeinverfiigung vom 10.11.2022 die nachstehende Allgemeinverfligung, durch die die Festset-
zung des 365-Euro-Tickets MVV fiir Schiilerinnen, Schiiler und Auszubildende als Teil des MVV-
Gemeinschaftstarifes eingefiihrt wird:

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 23. Oktober

2007 lber bffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Stral8e und zur Aufhebung der Ver-
ordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315/1) in der Fassung der
Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. De-
zember 2016 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Offnung des Marktes
fuir inldndische Schienenpersonenverkehrs- dienste (ABI. L 354/22).
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Allgemeinverfiigung:

1. Das 365-Euro-Ticket MVV geméal3 Anlage 1 wird im allgemeinen éffentlichen Personennah-
verkehr (OPNV) geméRB Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayOPNVG zum 10. Dezember 2023 als H5chst-
tarif fiir alle Auszubildenden im Sinne der Definition der bezugsberechtigten Personen des
365-Euro-Ticket MVV in Anlage 1 (im Folgenden Auszubildende genannt) im Sinne von Art.
3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 festgesetzt. Die hiermit verbundene gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtung umfasst die Beférderung von Auszubildenden im MVV-Gemeinschaftstarif. Der
sachliche und geografische Geltungsbereich dieser Allgemeinverfiigung ist das Zusténdig-
keitsgebiet des Landkreises Bad Télz-Wolfratshausen in Bezug auf Verkehrsleistungen im
allgemeinen OPNV, fiir die der MVV-Gemeinschaftstarif nach Einfiihrung des 365-Euro-Ticket
MVV Anwendung findet. Das Zusténdigkeitsgebiet des Landkreises Bad To6lz-Wolfratshausen
umfasst sein geografisches Gebiet.

2. Verkehrsunternehmen, die im geografischen Geltungsgebiet des MVV-Gemeinschaftstarifs
Verkehrsleistungen im OPNV erbringen und den Héchsttarif anwenden, haben ab dem 1. Ja-
nuar 2024 einen Anspruch auf Ausgleichsleistungen fiir die spezifischen finanziellen Nachtei-
le, die den Verkehrsunternehmen aus der Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV als Hbchst-
tarif erwachsen. Die Hohe der Ausgleichsleistungen richtet sich nach der Finanzierungsricht-
linie ,365-Euro-Ticket MVV* der MVV GmbH (Anlage 2). Die Ausgleichsleistung je Verkehrs-
unternehmen ist auf den Betrag beschrénkt, der dem finanziellen Nettoeffekt im Sinne von
Ziffer 2 des Anhangs der VO (EG) 1370/2007 aufgrund der Einhaltung der Tarifpflicht nach
Ziffer 1 entspricht.

3. Die Héhe der Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt der Summe aller positiven
und negativen Auswirkungen der Erfiillung der gegenstdndlichen gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtung des Verkehrsunternehmens bezogen auf die Einhaltung der Tarifpflicht gemal Zif-
fer 1 nicht (ibersteigen. Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jahrlich einen Nachweis
dariiber zu fiihren, dass die empfangenen Ausgleichsleistungen zu keiner Uberkompensation
im Sinne von Art. 4 und Art. 6 Abs. 1 in Verbindung mit dem Anhang der VO (EG) 1370/2007
geflihrt haben. Das Verfahren zur Nachweisfiihrung richtet sich nach MalBgabe der Finanzie-
rungsrichtlinie ,365-Euro-Ticket MVV* der MVV GmbH in der jeweils gliltigen Fassung (An-
lage 2).

4. Die Aufgabentrdgerim MVV (der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Miinchen, die kreis-
freie Stadt Rosenheim, die Landkreise Bad Télz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding,
Freising, Flirstenfeldbruck, Miesbach, Miinchen, Rosenheim und Starnberg) stellen gemein-
sam zur Finanzierung des Ausgleichs nach Ziffer 2 aller Allgemeinverfligungen einen Ge-
samtausgleichsbetrag zur Verfligung, der entsprechend der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-
Ticket MVV (Anlage 2) fortgeschrieben wird und in Abhéngigkeit von etwaigen Ver-
bundraumerweiterungen steht; Details sind der Anlage 2 zu entnehmen. Die Landeshaupt-
stadt Miinchen, die kreisfreie Stadt Rosenheim, die Landkreise Bad Télz-Wolfratshausen,
Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fiirstenfeldbruck, Miesbach, Miinchen, Rosenheim und
Starnberg stellen hiervon insgesamt einen anteiligen Finanzierungsbetrag in Héhe von einem
Drittel an der Gesamtfinanzierung (Fortschreibung entsprechend Anlage 2) zur Verfiigung.
Die Verteilung dieses Betrages auf die Landeshauptstadt Miinchen und die Landkreise erfolgt
nach Mal3gabe der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2). Der Landkreis
Bad To6lz-Wolfratshausen geht davon aus, dass der Gesamtausgleichsbetrag ausreicht, um
den Verkehrsunternehmen einen angemessenen Ausgleich flir die spezifischen Nachteile im
MVV aus der Einhaltung der Tarifpflicht zu gewéhren und die finanzielle Nachhaltigkeit der
Erbringung der Verkehrsleistung im Sinne von Art. 2a Abs. 2 b) VO (EG) 1370/2007 zu si-
chern. Sollte sich wéhrend der Geltungszeit dieser Allgemeinverfiigung zeigen, dass der Ge-
samtausgleichsbetrag hierflir nicht ausreicht, wird der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen
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gemeinsam mit den lbrigen Aufgabentrdgern im MVV geeignete MalRnahmen (beispielsweise
eine Anpassung der Allgemeinverfiigung oder des Gesamtausgleichsbetrags) priifen, wie er
der vorgenannten Zielsetzung gerecht werden kann. Gleiches gilt entsprechend bei einer Ver-
bundraumerweiterung des MVV wéhrend der Geltungszeit dieser Allgemeinverfiigung. In die-
sem Fall wird der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen gemeinsam mit den librigen Aufgaben-
tragern im MVV darauf hinwirken, dass auch neu hinzutretende Aufgabentrdger eine gleich-
lautende Allgemeinverfligung erlassen und dass die ,Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket
MVV* fortgeschrieben wird.

5. Die objektive und transparente Aufstellung der Parameter, anhand derer die Ausgleichsleis-
tung berechnet wird, die operative Abwicklung der Ausreichung der Ausgleichsleistungen, die
Fiihrung von Nachweisen durch die Verkehrsunternehmen und die Riickforderung von Aus-
gleichleistungen unter Einbindung der MVV GmbH richten sich nach der ,Finanzierungsricht-
linie 365-Euro-Ticket MVV* der MVV GmbH (Anlage 2).

6. Diese Allgemeinverfligung ist am Tag nach der Verdffentlichung im Amtsblatt des Landkreises
Bad To6lz-Wolfratshausen bekanntgegeben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 Bayerisches Verwaltungs-
verfahrensgesetz). Die Verpflichtung nach Ziffer 1 tritt zum 10.Dezember 2023 in Kraft.

7. Diese Allgemeinverfiigung tritt am 31. Juli 2025 auBBer Kraft. Sie kann durch Allgemeinverfi-
gung verldngert, gedndert oder aufgehoben werden. Der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen
wird gemeinsam mit den anderen Aufgabentrdgern im MVV bis zum 31. Dezember 2024 (iber
eine Nachfolgeregelung dieser Allgemeinverfligung befinden bzw. die erforderlichen Mal3-
nahmen ergreifen, um auch nach dem 31. Juli 2025 eine nachhaltige Erbringung der Ver-
kehrsleistung durch die Verkehrsunternehmen unter Geltung des MVV-Gemeinschaftstarifs
sicherzustellen.

8. Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Allgemeinverfiigung:

Anlage 1: Die jeweils gliltigen Beférderungs- und Tarifbestimmungen des MVVVV (ab-
rufbar unter https.//www.mvv-muenchen.de/tarif)

Anlage 2: Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV

Fortschreibungen und Anderungen an der Anlage 2 werden als Anderung dieser All-
gemeinverfiigung nach Art. 41 Abs. 4 BayVwVfG 6éffentlich bekannt gegeben.

Griinde:

Der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshauptstadt Miinchen, der Stadtrat der kreisfreien
Stadt Rosenheim sowie die Kreistage der Landkreise Bad Télz-Wolfratshausen, Dachau, Ebers-
berg, Erding, Freising, Flirstenfeldbruck, Miesbach, Miinchen, Rosenheim und Starnberg haben
der Einftihrung und Fortflihrung des 365-Euro-Ticket MVV zugestimmt. Da die Umsetzung dieses
neuen Angebotes nach den Prognosen der MVVV GmbH, zu kalkulatorischen Mindereinnahmen
von bis zu 37,25 Millionen Euro pro Jahr (Fortschreibung entsprechend Anlage 2) fiihren kann
und somit nicht ohne Ausgleichsleistungen méglich ist (vgl. § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeférde-
rungsgesetz (PBefG)), haben der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshauptstadt, der Stadt-
rat der kreisfreien Stadt Rosenheim sowie die Kreistage der Landkreise Bad Tolz-
Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Flirstenfeldbruck, Miesbach, Miinchen,
Rosenheim und Starnberg beschlossen, den betroffenen Verkehrsunternehmen hierfiir ab dem
10. Dezember 2023 einen wirtschaftlichen Ausgleich bis zu einer Héhe von 37,25 Millionen Euro
pro Jahr zu gewéhren, der Betrag von 37,25 Millionen Euro wird entsprechend der Finanzie-
rungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2) fortgeschrieben. Die Héhe des jeweils aktuellen
Gesamtausgleichsbetrages ergibt sich aus der jeweils aktuellen Finanzierungsrichtlinie.
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Als rechtliche Grundlage fiir die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verbundverkehrs-
unternehmen im MVV erlésst der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen in seiner Funktion als Auf-
gabentréger fiir den allgemeinen OPNV gemé&R Art. 8 Abs. 1 BayOPNVG und gemél Art. 8Abs.
2 BayOPNVG zusténdige Behérde im Sinne der VO (EG) 1370/2007 in seinem sachlichen und
rdumlichen Zusténdigkeitsbereich geméal Art. 8a Abs. 2i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007
eine Allgemeine Vorschrift in Form einer Allgemeinverfiigung lber die Festsetzung des MVV-
Gemeinschaftstarif als Héchsttarif fiir alle Auszubildenden. Die gemeinwirtschaftliche Verpflich-
tung geht tber die in § 45a PBefG enthaltene gemeinwirtschaftliche Verpflichtung hinaus und im
Rahmen des Ausgleichsverfahrens wird eine Doppelfinanzierung aufgrund Ausgleichsleistungen
nach § 45a PBefG und nach dieser Allgemeinverfiigung vermieden.

Er beachtet die Vorgaben des Rechts der Européischen Union nach MalRgabe der VO (EG)
1370/2007 durch eine transparente und diskriminierungsfreie Ausreichung der Mittel an die Ver-
kehrsunternehmen und eine auf den finanziellen Nettoeffekt aus der Erfiillung der Tarifpflicht be-
schrdnkte Gewéhrung von Ausgleichsleistungen.

Rech helfsbelehrun
Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erho-
ben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Miinchen, Postfach 20 05 43, 80005 Miinchen

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Fiir Klager ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das Verwaltungsgericht Miinchen in
80335
Miinchen, Bayerstral3e 30, értlich zusténdig.
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fiir
den Schriftformersatz zugelassenen Form méglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsétzlich elektro-
nisch einreichen.
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung
eine Verfahrensgeblihr féllig.
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Satzung

(allgemeine Vorschrift)

des Landkreises Bad Télz-Wolfratshausen iiber die Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarifs
als Héchsttarif im straBengebundenen Offentlichen Personennahverkehr auf Basis von Linien-
genehmigungen im Sinne der §§ 42, 43 Nr. 2, 44 PBefG

Praambel

Der Landkreis Bad Tolz-Wolfratshausen (stidlicher Teil), die Landkreise Miesbach und Rosenheim
sowie die Stadt Rosenheim haben beschlossen, dem Miinchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV)
beizutreten. Hierdurch kénnen alle Fahrgéste im Erweiterungsgebiet vom attraktiven MVV-
Gemeinschatftstarif, einheitlichen Fahrgastinformationen, digitalen Vertrieb und abgestimmten Ver-
kehrsangeboten profitieren. Die Beitrittsbeschliisse der Landkreise und der Stadt Rosenheim wur-
den Anfang 2023 gefasst und durch die Gesellschafterversammliung des MVV bestétigt. Das Ver-
bundgebiet des MVV erstreckt sich nunmehr auf insgesamt zwélf Landkreise und kreisfreie Stadte.
Die Verbundraumerweiterung wird durch das Férderprogramm zur Schaffung flichendeckender
Verbundstrukturen durch den Freistaat Bayern finanziell geférdert.

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Mindereinnahmen und der verbundbeitrittsbeding-
ten notwendigen Investitionen sicherzustellen, die durch die Anerkennung und Anwendung des MVV-
Gemeinschaftstarifs als Héchsttarif und den Verbundbeitritt entstehen, erldsst der Landkreis Bad
Tolz-Wolfratshausen fiir sein Zusténdigkeitsgebiet und im Rahmen seiner sachlichen Zustandigkeit
diese allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form ei-
ner Satzung als Grundlage fiir die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunter-
nehmen.

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbetrages und die Durchfiihrung des Fi-
nanztransfers gegeniiber den Verkehrsunternehmen erfolgt iiber die Miinchner Verkehrs- und Ta-
rifverbund GmbH (MVV GmbH).

§ 1 Rechtsgrundlagen

(1) Als rechtliche Grundlage fiir die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunterneh-
men erlasst der Landkreis Bad Tolz-Wolfratshausen in seiner Funktion als Aufgabentréger fiir den
allgemeinen OPNV geméR Art. 8 Abs. 1 BayOPNVG und geméaR Art. 8 Abs. 2 BayOPNVG als zu-
sténdige Behdrde im Sinne der VO (EG) 1370/2007 in seinem sachlichen und rdumlichen Zustén-
digkeitsbereich geméal § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 eine all-
gemeine Vorschrift (iber die Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarifs als Héchsttarif fiir alle
Fahrgéste.

(2) Diese allgemeine Vorschrift ergeht als Satzung geméaf Art. 17 LKrO.

§ 2 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung
(1) Der MVV-Gemeinschaftstarif wird in seiner jeweils geltenden Fassung im allgemeinen &ffentlichen
Personennahverkehr (OPNV) geméR Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayOPNVG auf dem Gebiet des Land-
kreises Bad Tolz-Wolfratshausen als Hochsttarif fiir alle Fahrgéste i.S.d. Art. 3 Abs. 2i.V.m. Art. 2
lit. e) Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (VO 1370/2007) festgesetzt. Die mit der Tarifanwendung
und Anerkennung einhergehende gemeinwirtschaftliche Verpflichtung umfasst im Einzelnen:
a) Beférderung von Personen zum MVV-Gemeinschaftstarif
b) Vertrieb und Anerkennung des Tarifsortiments im MVV (Anlage 1) sowie Durchfiihrung von
Mallnahmen im Bereich Verbundmarketing / Fahrgastinformation (Tarifzonenplan, Fahrpléne,
Preisblatt, Informationen zum Schwarzfahren an Haltestellen und im Fahrzeug) und Verbund-
werbung (Vorhaltung und Bestiickung einer Plakatfldche fiir Verbundwerbung im Fahrzeug)
nach Vorgaben des MVV
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c) Beschaffung und Betrieb der erforderlichen Vertriebsanlagen/-infrastruktur (Anlage 2) geman
MVV-Vorgaben

(2) Der sachliche und geografische Geltungsbereich dieser Satzung ist das Zusténdigkeitsgebiet des
Landkreises Bad T6lz-Wolfratshausen in Bezug auf Verkehrsleistungen im allgemeinen OPNV.
Das Zustéandigkeitsgebiet des Landkreises Bad Télz-Wolfratshausen umfasst sein geografisches,
von der Verbunderweiterung betroffenes Gebiet — einschlielllich der aus dem Verbundgebiet aus-
brechenden Verkehre, auf denen der MVV- Tarif Anwendung findet — unter Berticksichtigung et-
waiger bestehender Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Ubertragung von Zusténdigkeiten
mit benachbarten zusténdigen Behdérden.

§ 3 Gegenstand, Art und Umfang der Ausgleichsleistung

(1) Fiir die spezifischen finanziellen Nachteile, die den Verkehrsunternehmen aus der Anerkennung
und Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs sowie dem hierflir erforderlichen Verbundbeitritt
i.S.d. § 2 Abs. 1 erwachsen, gewéhrt der Landkreis Bad Toélz-Wolfratshausen den Verkehrsunter-
nehmen Ausgleichsleistungen. Diese sind begrenzt auf den finanziellen Nettoeffekt im Sinne von
Ziffer 2 des Anhangs der VO 1370/2007. Als negative und positive Auswirkungen der Anwendung
des MVV-Gemeinschatftstarifs wer- den folgende Ausgleichspositionen berticksichtigt:

1. Ausgleich fir tarifliche Mindereinnahmen sowie Fahrgeldersatzeinnahmen abziiglich Mehrver-
kehre (Vergleich Mit- und Ohne-Fall) (Anlage 3)

2. Investitionskostenzuschlisse des Landkreises in Form von Zuwendungen im Sinne von § 44
BayHO fiir verbundbeitrittsbedingt notwendige Investitionen in Vertriebsanlagen/-infrastruktur
nach Mal3gabe von Férderprogrammen des Freistaates Bayern fiir Férdergegenstdnde nach
Anlage 2

(2) Anrechnung von verbundbeitrittsbedingt verminderter Vertriebs-/ Marketingaufwendungen des
Verkehrsunternehmens. Zur Finanzierung des Ausgleichs nach Abs. 1 stellt der Landkreis einen
Jéhrlichen Héchstbetrag zur Verfiigung, dessen Gesamthéhe sich aus der Anlage 3 ergibt und in
Abhéngigkeit von den zur Verfligung stehenden Haushaltsmitteln und etwaig gewéhrten Landes-
mitteln steht. Der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen geht davon aus, dass der Héchstbetrag
ausreicht, um den Verkehrsunternehmen einen angemessenen Ausgleich fiir die spezifischen
Nachteile aus der Einhaltung der Tarifpflicht zu gewéhren und die finanzielle Nachhaltigkeit der
Erbringung der Verkehrsleistung im Sinne von Art. 2a Abs. 2 b) VO 1370/2007 zu sichern. Sollte
sich wéhrend der Geltungszeit dieser Satzung zeigen, dass der Héchstbetrag hierfiir nicht aus-
reicht, wird der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen geeignete MalBnahmen (bspw. Anpassung
der Satzung oder des Hoéchstbetrags) priifen, wie er der vorgenannten Zielsetzung gerecht wer-
den kann.

(3) Die objektive und transparente Aufstellung der Parameter, anhand derer die Ausgleichsleistungen
berechnet werden, die operative Abwicklung der Ausreichung der Ausgleichsleistungen, die Fiih-
rung von Nachweisen durch die Verkehrsunternehmen und die Rlickforderung von Ausgleichleis-
tungen unter Einbindung der MVVV GmbH richten sich nach der Anlage 3.

§ 4 Zuwendungsempfanger und Bewilligungsvoraussetzungen
(1) Den Verkehrsunternehmen im Linienverkehr im Sinne der §§ 42, 43 Nr. 2, 44 Personenbeférde-
rungsgesetz (PBefG) werden Ausgleichsleistungen gewéhrt, wenn sie die folgenden Voraussetzun-
gen efflillen:

1. Anerkennung und Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs sowie Durchfiihrung von Mal3nah-
men im Bereich Verbundmarketing/Fahrgastinformation (Tarifzonenplan, Fahrpléne, Preisblatt,
Informationen zum Schwarzfahren an Haltestellen und im Fahrzeug) und Verbundwerbung (Vor-
haltung und Bestlickung einer Plakatfldche fiir Verbundwerbung im Fahrzeug) nach Vorgaben
des MVV,
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2. Einhaltung der Vorgaben des jeweils geltenden Nahverkehrsplans des Landkreises Bad Télz-
Wolfratshausen nach MaBgabe der erteilten Liniengenehmigung,

3. Beitritt zum MVV-Kooperationsvertrag und Teilnahme an der MVV-Einnahmenaufteilung nach
den Regelungen des MVV-Kooperationsvertrages und seinen Anlagen und

4. die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung nach § 2 Abs. 1 ist nicht bereits durch einen 6éffentlichen
Dienstleistungsauftrag i.S.v. Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 abgedeckt und die Mindereinnahmen
werden nicht von der jeweiligen zusténdigen Behérde aufgrund eines offentlichen Dienstleis-
tungsauftrags ausgeglichen.

(2) Im Falle der Ubertragung der personenbeférderungsrechtlichen Betriebsfiihrung nach § 2 Absatz
2 Nr. 3 PBefG ist nur der Betriebsfiihrer anspruchsberechtigt. Im Falle von Gemeinschaftskon-
zessionen ist jeder Mitinhaber in H6he seines Anteils an den Einnahmen auf der jeweiligen Linie
anspruchsberechtigt, wenn nicht die Betriebsfiihrung auf ein anderes Verkehrsunternehmen (iber-
tragen wurde.

§ 5 Ausgleichsverfahren

(1) Das Ausgleichsverfahren erfolgt im Rahmen von unterjghrigen Abschlagszahlungen im Abrech-
nungsjahr (Kalenderjahr) und einer Spitzabrechnung im auf das Abrechnungsjahr folgenden Jahr
nach MalBgabe von Anlage 3, sobald die notwendigen Daten vorliegen. Die Abschlagszahlungen
und die Spitzabrechnung erfolgen durch die MVV GmbH im Rahmen der jeweiligen Monats- bzw.
Jahresabrechnungen.

(2) Die beitrittsbedingt verminderten Vertriebsaufwendungen der Verkehrsunternehmen werden im
Rahmen der Spitzabrechnung berticksichtigt. Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, die in ei-
nem Abrechnungsjahr beitrittsbedingt ersparten Vertriebsaufwendungen bis zum 31.01. des auf
das Abrechnungsjahr folgenden Kalenderjahres an die MVV GmbH zu melden.

(3) Im Rahmen der Abschlagszahlungen ggf. (iberzahlte Betrége sind nach der Spitzabrechnung von
den Verkehrsunternehmen innerhalb der in der Mitteilung (ber die Spitzabrechnung festgelegten
Zahlungsfrist zuriickzugewéhren.

§ 6 Uberkompensationsverbot / Verfahren zur Uberkompensationspriifung

(1) Der Ausgleich darf zu keiner Uberkompensation des Verkehrsunternehmens bei der Erfiillung der
gegensténdlichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens bezogen auf
die Einhaltung der Tarifoflicht gemé&R § 2 Abs. 1 fiihren. Fiir die Ermittlung, ob eine Uberkompen-
sation eingetreten ist oder nicht, ist der Anhang der VO 1370/2007 zu beachten.

(2) Zum Nachweis der Nicht-Uberkompensation haben die Verkehrsunternehmen bis zum 30.06. des
auf das Abrechnungsjahr folgenden Jahres eine unternehmensindividuelle Aufstellung Gber die
Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus der Erflillung der Tarifpflicht im MV V-
Gemeinschaftstarif der MVV GmbH vorzulegen. Die Richtigkeit der Aufstellung muss durch einen
Wirtschaftspriifer bescheinigt sein. Verkehrsunternehmen, die auf Basis mehrerer Verkehrsvertra-
ge im MVV tétig sind, kbnnen den Nachweis auch verkehrsvertragsspezifisch erbringen.

(3) Fiir die Ergebnisrechnung sind folgende Grundsétze zu beachten:

1 Die Ergebnisrechnung besteht aus einer unternehmensindividuellen Ausweisung des finanziel-
len Nettoeffekts, der aus der vorliegenden allgemeinen Vorschrift resultiert.

2. Zum finanziellen Nettoeffekt zdhlen gemal Anhang zur VO (EG) 1370/2007 alle Auswirkungen
auf Kosten und Einnahmen. Die Auswirkungen auf die Einnahmen bestehen mindestens in der
Gegenliberstellung der Differenz der Netto- Einnahmen von ,Mit-Fall“ und ,,Ohne-Fall“ im Sinne
von Anlage 3. Den Unternehmen steht frei, weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen
nachzuweisen. Zu den Auswirkungen auf die Kosten gehéren nachweisbare und nachgewiese-
ne rein tarifinduzierte Kosten, die objektiv erforderlich sind und nicht von der jeweiligen zustén-
digen Behérde aufgrund eines 6ffentlichen Dienstleistungsauftrags veranlasst und ausgegli-
chen werden. Die Betrdge sind netto (ohne Umsatzsteuer) auszuweisen.
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3. Investitionskostenzuschlisse des Landkreises im Sinne von § 4 Abs. 1 Nr. 4 sind in voller Héhe
anschaffungskostenmindernd in Bezug auf die jeweiligen Wirtschaftsgiiter/Anlagen anzuset-
zen. Die Abschreibungsdauer der bezuschussten Wirtschaftsgiter/Anlagen richtet sich nach
den jeweils giiltigen AfA-Tabellen des Bundesfinanzministeriums.

4. Gegeniberzustellen sind die nach dieser allgemeinen Vorschrift gewahrten Ausgleichsleistun-
gen.

5. Die beitrittsbedingt verminderten Vertriebsaufwendungen sind gesondert auszuweisen.

Die MVV GmbH kann konkretisierende Vorgaben fiir die Erstellung der Ergebnisrechnung ma-
chen und erlduternde Hinweise gegentiber den Verkehrsunternehmen geben.

(4) Im Falle einer Uberschreitung des nach MalRgabe von Absatz 1 héchstzuléssigen Ausgleichsbe-
trags hat das betroffene Verkehrsunternehmen den Betrag der Uberschreitung zur Vermeidung ei-
ner unzuléssigen Beihilfe einschlieBlich Verzinsung ab dem Eintritt der Uberkompensation zurtick-
zuzahlen. Gleiches gilt, wenn die Ergebnisrechnung im Sinne von Absatz 2 nicht fristgerecht vor-
gelegt wird. Die Hohe der Verzinsung richtet sich nach der jeweils aktuellen Mitteilung der EU-
Kommission (iber die aktuellen bei Beihilfe-Riickforderungen angewandten Zinssétze.

§7 Anreiz
Das Verfahren zur Gewdhrung von Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift gibt
den Verkehrsunternehmen einen Anreiz zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer wirtschaftli-
chen Geschéftsfiihrung und der Erbringung von Personenverkehrsdiensten in ausreichend hoher
Qualitat i.S.d. Ziff. 7 Anhang zur Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Die qualitativen Vorgaben fiir die
Verkehrsunternehmen ergeben sich aus dem jeweils gliltigen Nahverkehrsplan, éffentlichen Dienst-
leistungsauftrdgen sowie ggf. erlassenen Vorabbekanntmachungen des Landkreises Bad Télz-
Wolfratshausen. Da die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift beschrankt sind
auf den Ausgleich der spezifischen finanziellen Nachteile, die den Verkehrsunternehmen aus der
Anerkennung und Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs sowie dem hierfiir erforderlichen Ver-
bundbeitritt i.S.d. § 2 Abs. 1 erwachsen, tragen die Verkehrsunternehmen weiterhin das Marktrisiko.
Daraus resultiert ein Anreiz, die Wirtschaftlichkeit des jeweiligen Unternehmens stetig zu steigern.

§ 8 Zweck des Ausgleichs
Die Ausgleichsleistungen werden im Interesse und zur Férderung des OPNV geleistet und stehen
nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit einzelnen Beférderungsleistungen. Férderziel ist die Ge-
wéhrleistung einer ausreichenden Bedienung der Bevélkerung mit Verkehrsleistungen im OPNV.
Die Ausgleichsleistungen unterliegen als echte nicht steuerbare Zuschiisse nicht der Umsatzsteuer.
Die Zahlungen werden daher netto (ohne Umsatzsteuer) geleistet. Sind von den Verkehrsunterneh-
men Umsatzsteuerbetrége riickwirkend zu entrichten (durch Anderung der rechtlichen Beurteilung z.
B. im Rahmen einer steuerlichen Betriebspriifung), erhoht sich der Ausgleichsanspruch der Ver-
kehrsunternehmen nicht. Dies gilt ebenso fiir durch die nachtragliche Zahlung entstehenden steuer-
lichen Nebenleistungen im Sinne des § 3 Absatz 4 Abgabenordnung. Der Landkreis Bad Télz-
Wolfratshausen wird eine nachteilige Anderung der umsatzsteuerlichen Behandlung der Aus-
gleichsleistungen zum Anlass nehmen, die Angemessenheit der Pflichten der Verkehrsunterneh-
men zu lberpriifen.

§ 9 Berichtspflichten
Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen ist liber die auf Grundlage dieser Satzung gewéhrten Aus-
gleichsleistungen berichtspflichtig gemél3 Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007.
Sofern dies fiir die Gewéhrleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, kbnnen Daten, die im Zusammenhang mit dieser Satzung ste-
hen, auch nachtréglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunternehmen,
denen ein Ausgleich aufgrund dieser Satzung gewéhrt wird, kbnnen sich insoweit nicht auf Vertrau-
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lichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben berufen.

§ 10 Fortschreibung
Der Landrat des Landkreises Bad Tdlz-Wolfratshausen ist erméchtigt, diese Satzung einschlielllich
ihrer Anlagen im Hinblick auf Verfahrensregelungen (nur Fristen und Termine) und Nachweisfiih-
rung (nur konkretisierende Vorgaben und Hinweise zur Aufstellung zum Nachweis der Nichtiiber-
kompensation) nach § 5 und § 6 abzuédndern und fortzuentwickeln. Anderungen werden den Ver-
kehrsunternehmen unverziiglich mitgeteilt.

§ 11 Inkrafttreten

(1) Die Satzung tritt gem. Art. 20 Abs. 1 LKrO eine Woche nach ihrer Bekanntmachung mit Wirkung

zum 10.12.2023 in Kraft.

(2) Die Satzung tritt am 09.12.2028 aul3er Kraft. Sie kann verldngert, gedndert oder aufgehoben
werden. Der Landkreis Bad Télz-Wolfratshausen wird — ggf. gemeinsam mit den anderen Aufga-
bentragern im MVV — bis zum 08.12.2027 (iber eine Nachfolgeregelung befinden bzw. die erfor-
derlichen MalBnahmen ergreifen, um auch nach dem 09.12.2028 eine nachhaltige Erbringung
der Verkehrsleistung durch die Verkehrsunternehmen unter Geltung des MVV-
Gemeinschaftstarifs sicherzustellen.

Anlageniibersicht
Anlage 1: Vorgaben zu Vertrieb und Anerkennung des Tarifsortiments im MVV (abzurufen
unter: https://www.mvv-muenchen.de/tarif)
Anlage 2: Verbundbeitrittsbedingte Investitionen in Vertriebsanlagen/-infrastruktur —
Férdergegensténde
Anlage 3: Voorgaben fiir die Ausgleichsberechnung und das Ausgleichsverfahren
Impressum:

Herausgeber: Landratsamt Bad Tdlz-Wolfratshausen, Prof.-Max-Lange-Platz 1, 83646 Bad Tdlz; Ver-
antwortlich: Landrat Josef Niedermaier; Redaktion: Bliro des Landrats. Das Amtsblatt ist (iber unsere

Internetseite www.Ira-toelz.de beziehbar oder als Druckversion unter angegebener Adresse zu bestel-
len.
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Anlage zun 22. Amtsblatt vom 07.12.2023 Landkreis und Landratsamt Bad Tolz-Wolfratshausen
Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) des
Landkreises Bad Tolz-Wolfratshausen Uber die Festsetzung des Deutschlandtickets einschlief3lich
ErméaRigungstickets als Hochsttarif bis zum 30. April 2024

Anlage 1: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermaRigten Deutschlandticket fir
Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Erméafigungsticket) ab dem 1.
Januar 2024

Vorbemerkung:

Anderungen gegenuber. Stand vom 07. Juli 2023 - folgende Regelungen, die sich auf die
Einfihrungsphase beziehen, wurden gestrichen:

e Startzeitpunkt (eh. Ziff. 4)

¢ Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung flr Studierende, Ende der
Bezugsberechtigung (eh. Ziff. 6.2)

e Madoglichkeit der erstmaligen Prufung der Berechtigung innerhalb von 3 Monaten (eh.
Ziff. 7.1 und 7.2, Satz 2)

e Ausgleich bei nachtraglich durchgefiihrten Berechtigungsprifungen (eh. Ziff. 7.3,
Absatz 2)

e Erstattung gegenuber Berechtigten in der EinfiUhrungsphase (eh. Ziff. 7.4)

1 Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets

Fur das ErmaRigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbestimmungen des
Deutschlandtickets in der jeweils geltenden Fassung (vgl. Anlage 1). Dies umfasst
insbesondere die monatliche Kiindbarkeit und den digitalen Vertrieb.

2 Definition ErmaRigungsticket

Das ErmafRigungsticket als Tarifangebot fir Auszubildende, Studierende und
Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern ist eine beim Erwerb rabattierte Version des
Deutschlandtickets. Das ErmaRigungsticket ist um 20 Euro gegeniiber dem regularen
Deutschlandticket rabattiert. Der ErmaRigungsbetrag wird vom Freistaat Bayern finanziert.

3 Berechtigtenkreis

3.1 Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermafigungstickets berechtigt:

a) Auszubildende (zur Definition siehe 3.2),
b) Studierende (zur Definition siehe 3.3),
c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition siehe 3.4).

3.2 Als Auszubildende werden definiert:

e Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1
Berufsbhildungsgesetz (BBiG) und vergleichbare Félle. Dies umfasst Menschen mit
Behinderung und Menschen, die von einer Behinderung bedroht sind, die eine
Ausbildung im Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den
Auszubildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBIiG sind vergleichbar die
Teilnehmenden an VorschaltmalZnahmen der arbeitsweltbezogenen
Jugendsozialarbeit in Jugendwerkstatten in Vorbereitung auf eine Ausbildung.
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e Schulerinnen und Schiiler an einer Berufsschule/-fachschule gemaf Art. 11, 13
Bayerisches Gesetz tber das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem
vergleichbar sind Schilerinnen und Schiler am Lehrgang geprtifte agrartechnische
Assistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsordnung fiir staatlich geprifte
agrartechnische Assistentinnen und Assistenten.

e Schiulerinnen und Schiler des Staatsinstituts fiir die Ausbildung von Fachlehrern und
des Staatsinstituts fiir die Ausbildung von Forderlehrern gemar Art. 120 BayEUG (in
Verbindung mit Zulassungs-, Aushildungs- und Prifungsordnung fiir die Erste
Lehramtsprifung von Fachlehrkraften beziehungsweise Studienordnung fur das
Staatsinstitut fur die Ausbildung von Férderlehrern).

e Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG.

o Beamtenanwarterinnen und Beamtenanwarter der Qualifikationsebene | und Il in der
Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz
(LIbG).

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen kénnen kiinftig als bezugsberechtigte
Auszubildende anerkannt werden, soweit diese mit den oben genannten Personengruppen
vergleichbar sind.

Fur die ortliche Berechtigung muss der gemeldete Hauptwohnsitz oder der Schulort in
Bayern liegen.

3.3 Als Studierende werden definiert;

Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayerisches
Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG)

e Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 Satze 1 bis 3
BayHIG

e Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG

e Beamtenanwarterinnen und Beamtenanwarter der Qualifikationsebene Il in der
Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 LIbG und vergleichbare Studierende,
welche die Qualifikation flir eine Fachlaufbahn aul3erhalb eines
Beamtenverhaltnisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des Art. 17 Abs.
1 Satz 2 Gesetz Uber die Hochschule fur den offentlichen Dienst).

Studierende neuer Einrichtungen kdénnen kiinftig als bezugsberechtigte Studierende
anerkannt werden, soweit diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar
sind.

MalRRgeblich fir den Erwerb ist der Studienort in Bayern.

Verkehrsunternehmen kénnen auch Studierenden mit Hauptwohnsitz in Bayern an den am
gemeinsamen Semesterticket beteiligten Hochschulen den Erwerb des ErmaRigungstickets
ermdglichen, wenn alle der im Folgenden aufgefiihrten Voraussetzungen erfillt sind:

e Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber innerhalb Deutschlands in
einem bundesléanderiibergreifenden lokalen Verkehrsverbund mit einem
gemeinsamen Semesterticket flr die bayerischen und auf3erbayerischen
Hochschulen.

e Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen.



e Im Bundesland des Studienortes gibt es fiir den Studierenden kein Angebot fir ein
ermaRigtes Deutschlandticket fir Studierende.

3.4 Als Freiwilligendienstleistende gelten:

e Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz Uiber den Bundesfreiwilligendienst
und

e Freiwilligendienstleistende nach 8§ 2 Gesetz zur Férderung von
Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges soziales Jahr/Freiwilliges 6kologisches Jahr,
et cetera)

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern.

4  Zeitliche Berechtigung zum Neubezug

Ein Neubezug des ErmaRigungstickets (durch Neuabschluss bzw. Wiederaufleben eines
Abo-Vertrags) ist, solange keine taggenaue Giltigkeit des Deutschlandtickets gegeben ist,
fur all jene gesamten Monatszeitrdume mdglich, in denen mindestens zehn Kalendertage im
nachgewiesenen Berechtigungszeitraum (Semester, Ausbildungsjahr, Dienstzeitraum etc.)
liegen.

5 Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung fur Studierende

Der Gesamtpreis fir das Ermafigungsticket inklusive des geleisteten Beitrages flr ein vor
Ort bestehendes solidarisches Semesterticket (sofern vorhanden) liegt 20 Euro unter dem
jeweils aktuellen Preis des regulédren Deutschlandtickets. Beim Erwerb durch Studierende,
deren Studierendenwerk fir sie ein verpflichtendes solidarisches Semesterticket vereinbart
hat, ist von den Vertriebsstellen des ErmaRigungstickets (z.B. Verkehrsunternehmen bzw.
sonstige fir den Vertrieb verantwortlichen Stellen wie z. B. Verbundorganisationen oder
Vertriebsdienstleister) der durch den Studierenden geleistete Solidarbeitrag fur ein
Semesterticket mit einem Sechstel beim Bezugspreis des ErméaRigungstickets monatlich
anzurechnen.

6 Berechtigungsprufung fur den Erwerb des Ermafigungstickets

6.1 Berechtigungsprifung fur Auszubildende und Freiwilligendienstleistende

Die Berechtigung fur den Erwerb des ErmaRigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und
danach spéatestens nach Ablauf von jeweils 12 Monaten durch ein geeignetes Verfahren
durch die Vertriebsstelle des Ermafigungstickets zu prifen. Die Berechtigungsprifung soll
auch unterjahrig durchgefuihrt werden kdnnen; das Prifungsergebnis gilt jeweils fur 12
Monate, maximal jedoch bis zum Ablauf der Ausbildungs-/Dienstzeit. Die Vertriebsstelle
kann auch kirzere Fristen vorsehen. Hierbei ist primar ein vom Freistaat Bayern
bereitgestelltes, einheitliches Formular als Berechtigungshachweis zu nutzen. Das genaue
Verfahren sowie moégliche Alternativen werden im Anhang ,Regelungen zur
Berechtigungsprifung fur den Erwerb des Ermafigungstickets” definiert.

6.2 Berechtigungsprifung fur Studierende

Die Berechtigung fur den Erwerb des ErmaRigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und
danach mindestens zu Beginn jedes Semesters zu prifen. Hierbei sollte ein elektronischer



Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (sogenanntes ,Shibboleth-Verfahren®) genutzt
werden. Das genaue Verfahren sowie mogliche Alternativen werden im Anhang ,,Regelungen
zur Berechtigungsprufung fur den Erwerb des ErmaRigungstickets® definiert. Fur Trimester
gilt sinngemaf dasselbe wie flir Semester.

6.3 Behandlung von Ermafigungstickets im Ausgleichsverfahren

Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprifung gemal Ziffer 6.1 bei
Auszubildenden und Freiwilligendienstleistenden und Ziffer 6.2 bei Studierenden sowie die
im Anhang ,Regelungen zur Berechtigungsprtfung fur den Erwerb des Ermafigungstickets®
definierten Kriterien eingehalten hat, werden vom Freistaat Bayern auch ohne gultigen
Berechtigungsnachweis ausgegebene ErmafRigungstickets im Rahmen des
Ausgleichsanspruchs akzeptiert.

Ergibt eine nachtraglich durchgefuhrte Berechtigungsprifung, dass im bereits vergangenen
Bezugszeitraum keine Berechtigung fiir einen Erwerb des ErmafRigungstickets bestand, dann
muss die Vertriebsstelle das Abonnement entweder als reguldres Deutschlandticket ohne
ErméaRigung fortfihren und den hierfir jeweils aktuell geltenden monatlichen Preis erheben,
oder das Abonnement kundigen.

Anhang: Regelungen zur Berechtigungsprufung fir den Erwerb des Ermafigungstickets



Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im 6ffentlichen Perso-
nennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus Bun-
des- und Landesmitteln

vom 16. November 2023
I. Hinweise und Erlauterungen

Die nachfolgenden Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im OPNV im
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 basiert auf den Muster-Richtlinien
zum Ausgleich von Schaden im 6ffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem
Deutschlandticket im Jahr 2023.

Die Muster-Richtlinien wurden auf der Grundlage des Beschlusses des Bundeskanzlers mit
den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander vom 06.11.2023 erstellt, dass die
in 2023 und 2024 entstehende Kostenunterdeckung paritatisch von Bund und Landern bis zu
einer Gesamthohe von 6 Mrd. Euro ausgeglichen wird. Dabei soll sichergestellt werden, dass
die nach Mal3gabe der Musterrichtlinien ermittelten Ausgleichsbetrage in voller Hohe ausge-
glichen werden und eine mdogliche Finanzierungsliicke tber eine moderate Anhebung des
Preises des Deutschlandtickets und die Gewinnung weiterer Kundinnen und Kunden geschlos-
sen wird.

Die Musterrichtlinien regeln den Ausgleich fir das gesamte Jahr 2024, um den Beteiligten
Sicherheit in Bezug auf die Ausgleichsparameter zu geben. Auf dieser Grundlage besteht auch
eine gesicherte Gesamtfinanzierung fir den Zeitraum vom 1. Januar bis mindestens zum 30.
April 2024 bei einem Preis des Deutschlandtickets von 49 Euro pro Monat. Daher wird den
Aufgabentragern empfohlen, ihre Umsetzungsregelungen vorerst bis Ende April zu befristen,
da bis zu diesem Zeitpunkt auch Klarheit iber mogliche Preisanpassungen beim Deutschland-
ticket besteht.

Auch fur den Ausgleich fiir 2024 ist es erforderlich und sachgerecht, die Fahrgeldeinnahmen
des Zeitraums der Geltung des Deutschlandtickets des Jahres 2019 als Bezugspunkt zu ver-
wenden.

Bei den Muster-Richtlinien wurden im Vergleich zum Jahr 2023 folgende wesentliche Anpas-
sungen vorgenommen:

1. Auch fir den Fall, dass die Lander von der Moéglichkeit Gebrauch machen, die tber-
gangsweise Anwendung des Deutschlandtickettarifes bis zur Umsetzung durch die zu-
standigen Aufgabentrager landesrechtlich durch eine Tarifvorgabe sicherzustellen, er-
folgt der Ausgleich gegeniber den Verkehrsunternehmen durch die jeweiligen Aufga-
bentrager als zustandige Behorden innerhalb der Instrumente der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 mittels offentlichem Dienstleistungsauftrag oder allgemeiner Vorschrift. Auf-
grund der von Bund und Landern bereitgestellten Finanzierungsmittel fir das Deutsch-
landticket und der erlassenen Landesregelungen zur Tarifvorgabe des Deutschlandti-
ckettarifs kann die Ausgleichsregelung des jeweils zustéandigen Aufgabentragers selbst
dann zum 1. Januar 2024 erfolgen, wenn sie erst zu einem spateren Zeitpunkt erlassen
werden sollte. Die Umsetzung der Ausgleichsregelung im Rahmen offentlicher Dienst-
leistungsauftrdge oder allgemeiner Vorschriften misste zeitnah, spatestens aber bis
zum 31. Mérz 2024 erfolgen.

2. Bei der Fortschreibung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen 2019 von 2023 auf
2024 werden Tarifanpassungen von 2023 auf 2024 im Altsortiment nur bis zu einer
Hohe von 8 Prozent beim Ausgleich anerkannt. Dafiir miissen auch bei einer Tarifan-
passung im Altsortiment von Uber 8 Prozent die tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen fur
den Ausgleich nur so in den Ausgleich eingestellt werden, als ware der Tarif nur um 8
Prozent erhéht worden. .



3. Die bisherige Regelung zum Ausgleich der Minderung der Erstattungsleistungen fur

die unentgeltliche Beforderung schwerbehinderter Menschen bewirkte auch einen Aus-
gleich daflrr, dass individuelle Vomhundertsatze im Vergleich zum Jahr 2019 nicht
mehr nachgewiesen werden konnten. Grund hierfir war, dass ein Nachweis aufgrund
der Corona-Pandemie mit den dafur erforderlichen Verkehrsz&hlungen nicht gefuhrt
werden durfte.
Nunmehr kann die Veranderung des Vomhundertsatzes nicht mehr aus den nicht mehr
durchfuihrbaren Verkehrszahlungen resultieren, weshalb ein Vergleich mit dem
Vomhundertsatz fir 2019 nicht mehr sachgerecht ist. Die Regelung zum Ausgleich fir
das Deutschlandticket kann deshalb vereinfacht werden (siehe Nummer 5.4.2).

4. Indie Verfahrensregelungen wurde eine obligatorische Regelung zu Vorauszahlungen
aufgenommen. Dies dient der Liquiditatssicherung der Verkehrsunternehmen, die teils
durch die Zwischenfinanzierung auch von Ansprichen aus der Einnahmeaufteilung
des Deutschlandtickets belastet sein kénnen.

5. Als pauschaler Ausgleich der durch die Einfuhrung des Deutschlandtickets entfallen-
den prognostizierten Einnahmesteigerungen im Ohne-Fall aus positiven Verkehrsmen-
geneffekten wurden die auf das Jahr 2023 fortgeschriebenen Soll-Fahrgeldeinnahmen
zusatzlich um 1,3 Prozent gegeniiber 2022 (langfristiges historisches Wachstum der
Verkehrsleistung im OPNV (Destatis: 2004-2019: rd. 1,3 Prozent p.a) erhoht. Gleiches
wird fur das Jahr 2024 vorgenommen. Die Richtlinien sehen aus Vereinfachungsgriin-
den in Nummer 5.4.1.1 eine den Zinseszinseffekt nicht berticksichtigende Erhéhung
um insgesamt 2,6 Prozent vor.

6. Wurden die Preise fur Tickets mit nicht deutschlandweiter Gultigkeit nach dem 15. Ja-
nuar 2023 abgesenkt, missen bei der Ermittlung der tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen
fur die Berechnung des Ausgleichs fir alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gultig-
keit alle verkauften Tickets mit den am 01. Januar 2023 geltenden und Uber die durch-
schnittliche Tarifanpassung auf 2024 fortgeschriebenen Preisen (vor der Einfiihrung
des Deutschlandtickets) angerechnet werden. Denn der Bund beteiligt sich nur an der
aus der Einfuhrung des Deutschlandtickets resultierenden Kostenunterdeckung. Eine
Ausnahme bilden regionale oder landesweite Semestertickets, deren Preis im Solidar-
modell zur Herstellung eines angemessenen Preisabstands zum Deutschlandticket zur
Sicherung des Solidarmodells notwendig ist.

7. Die Berlicksichtigung von zusatzlichen Vertriebsaufwendungen ist in den Musterricht-
linien fir das Jahr 2024 vorgesehen, da noch keine ausreichenden Anpassungen beim
Vertrieb innerhalb der Branche méglich sind und nur so moglichst viele (neue) Kundin-
nen und Kunden beim Deutschlandticket angesprochen werden kénnen. 2025 ist die
Berticksichtigung zusétzlicher Vertriebsaufwendungen in den Musterrichtlinien nicht
vorgesehen. Dies ist kiinftig durch eine Anpassung der Vertriebsprozesse und bran-
cheninterne MalRnahmen zu regeln. Die Vertriebsmehrkosten sind Bestandteil der Fi-
nanzierungsleistung an die Empfanger. Zur zweckentsprechenden Mittelverwendung
werden diese Leistungen an diejenigen Stellen ausgereicht, im Regelfall die Verkehrs-
unternehmen, die selbst oder durch Vertriebsdienstleister das Deutschlandticket ver-
treiben.

Im Vergleich zum Jahr 2023 sind keine Regelungen mehr zur Anrechnung ersparter Provisi-
onszahlungen mehr in die Ausgleichsberechnung einzubeziehen. Ebenso werden keine Pau-
schalen fur die Umstellung der Vertriebsprozesse und Kontrollinfrastruktur mehr gewahrt.

Fur die zwischen den Landern vereinbarte einheitliche Bemessung des Ausgleichs ist eine
einheitliche Definition der ausgleichsfahigen Kostenunterdeckung erforderlich. Daflir miissen
auch in 2024 unabhangig von der konkreten verfahrensmafiigen Gestaltung durch die Lander



die die Erstattungsfahigkeit regelnden Passagen durch alle Lander ibernommen werden. Dar-
Uber hinaus bedarf es im Hinblick auf die Transparenz des Mittelbedarfs einheitlicher Antrags-
fristen, die wie auch schon fir 2023 in den Muster-Richtlinien auch fur 2024 obligatorisch sind.

Die Muster-Richtlinien sind entsprechend dem Gliederungsschema einer Forderrichtlinie als
Richtlinien fur Billigkeitsleistungen abgefasst. Die Umsetzung muss durch die Lander noch mit
jeweils eigenen Landerrichtlinien und/oder -erlassen erfolgen. In Abhéngigkeit von der im je-
weiligen Land zu treffenden Entscheidung uber die verfahrensméaflige Abwicklung des Aus-
gleichs auf der Grundlage einer gesetzlichen Regelung, einer Zuwendungsregelung (mit Zu-
wendungsbescheiden oder -vertragen) oder einer Billigkeitsleistungsregelung sind insbeson-
dere die verfahrensmafigen Regelungen aus den Muster-Richtlinien mit Ausnahme der An-
tragsfristen anzupassen. Dies gilt auch in Bezug auf die im jeweiligen Land zu treffende Zu-
standigkeitsregelung fur die Ausgleichsgewahrung.

In den nachfolgenden Muster-Richtlinien sind auf der Grundlage dieser Hinweise hinter der
Gliederungsnummer der Regelung Hinweise ausgebracht, ob die Regelungen

- obligatorisch wegen der Einheitlichkeit

- fakultativ
von allen Landern zu beachten sind.



Il. Musterrichtlinien

Richtlinien Uber die Gewahrung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeck-
ter Ausgaben im offentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem
Deutschlandticket im Jahr 2024 in Land XXX
(Richtlinien Deutschlandticket-Billigkeitsleistungen OPNV 2024)

Runderlass des Ministeriums flr
vom XX. November 2023

1 (fakultativ)

Rechtsgrundlage

Zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufgabentrager und Verkehrsunternehmen im
offentlichen Personennahverkehr (OPNV) einschlieRlich des Schienenpersonennahverkehrs
(SPNV) im Zusammenhang mit der Einfihrung des Deutschlandtickets gewéhrt das Land nach
Mal3gabe dieser Richtlinien und § 53 der Landeshaushaltsordnung (LHO) Billigkeitsleistungen.
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewahrung der Leistung. Die Bewilligungsbehdrde ent-
scheidet aufgrund ihres pflichtgemalRen Ermessens diskriminierungsfrei im Rahmen der ver-
fugbaren Haushaltsmittel.

2 (obligatorisch)

Gegenstand der Billigkeitsleistungen

Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich an die Empfanger in Land XXX, deren
Ausgaben in den Monaten Januar bis Dezember 2024 aufgrund der Einfihrung des Deutsch-
landtickets durch den Riickgang der Fahrgeldeinnahmen oder Ausgleichszahlungen aus all-
gemeinen Vorschriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres 2019 nicht durch Ein-
nahmen aus Fahrgeldern und vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die Umsetzung des
Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 Uber offentli-
che Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straf3e und zur Aufhebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315 vom 3.12.2007, S. 1) (VO
1370) oder aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Artikel 3 Absatz 3 der VO 1370 gedeckt
werden kénnen.

3

Empfanger der Billigkeitsleistung

Empfanger sind

3.1 (obligatorisch)

Aufgabentrager und Aufgabentragerorganisationen des OPNV im Sinne des OPNV-Gesetzes
des Landes XXX,

3.2 (fakultativ)

offentlich-rechtliche Kérperschaften (insbesondere Zweckverbénde, Anstalten o6ffentlichen
Rechts) als Sammelantragsteller fiir die Empfanger gemal Nummer 3.1.

3.3 (obligatorisch bei landesrechtlicher Tarifanordnung)

Nur soweit das Land eine Tarifvorgabe nach Landesrecht getroffen hat und Aufgabentrager
oder Aufgabentrégerorganisationen bislang keine Regelung nach Nummer 4 getroffen haben,
sind fir den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Marz 2024 Empfanger auch offentliche
und private Verkehrsunternehmen, soweit sie als Genehmigungsinhaber oder Betriebsfihrer
nach dem Personenbeférderungsgesetz oder der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 OPNV auf
dem Gebiet des Landes und/oder aufgrund eines 6ffentlichen Dienstleistungsauftrages Befor-
derungsleistungen im OPNV bzw. im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) erbringen. Fr die
Eisenbahnverkehrsunternehmen ist eine getrennte Antragstellung und Bewilligung fur die je-
weiligen Regionalbereiche zuldssig.

4 (obligatorisch)



Voraussetzungen

Soweit die Empféanger fur Verkehrsleistungen nicht erlésverantwortlich sind, leiten sie die Bil-
ligkeitsleistungen an die das wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in ent-
sprechender Anwendung der Nummer 5.4 und nach den Vorgaben der VO 1370 Uber allge-
meine Vorschriften oder 6ffentliche Dienstleistungsauftrage oder Uber andere beihilferechtlich
zulassige Instrumente diskriminierungsfrei weiter. Die Erldsverantwortlichen sind dabei zu ver-
pflichten, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung fir das Deutschlandticket teil-
zunehmen, die hierfur erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenanspriiche
vollumfanglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese Anspriiche tiberschieRende Ein-
nahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben.

5
Art und Umfang, Hohe der Billigkeitsleistung

5.1 (fakultativ)
Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung gemaf § 53 LHO

5.2 (obligatorisch)
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen vollstandigen Ausgleich in Hohe von 100
Prozent der ausgleichsfahigen nicht gedeckten Ausgaben.

5.3 (fakultativ)
Die Billigkeitsleistung wird in Form einer Zuweisung bzw. eines Zuschusses gewahrt.

5.4 (obligatorisch wegen Einheitlichkeit)
Die ausgleichsfahigen nicht gedeckten Ausgaben sind wie folgt zu ermitteln:
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Fahrgeldausfalle:

Fur jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Ubergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif, Befor-
derungsbedingungen DB (BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwischen den um
die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 2024 hochgerechneten tatsachlichen Fahrgeld-
einnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019 und den tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen
der jeweiligen Monate des Jahres 2024 nach MaRRgabe der Nummern 5.4.1.1 und 5.4.1.2 aus-
gleichsfahig. MaRRgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer).

Die Verbundorganisationen haben den Empfangern die fur die Antragstellung erforderlichen
Daten zu liefern. Einnahmen aus dem Erhdhten Beférderungsentgelt werden nicht berlicksich-
tigt.

54.1.1

Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar bis Dezember 2024
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat
verkauften bzw. dem Verbund gemeldeten Fahrausweise der jeweiligen Kartenart und Preis-
stufe der Monate Januar bis Dezember 2019 mit den fir diese Kartenart und fur die im Giiltig-
keitszeitraum entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 2024 genehmigten
Preisen zu multiplizieren. Preisanpassungen, die ab dem 1. Januar 2024 wirksam werden,
sind im Wesentlichen gleichmafig fur alle Kartenarten und alle Preisstufen vorzunehmen. Las-
sen sich in Einzelfallen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen oder handelt es sich
um stiickzahlunabhangige Pauschalangebote, ist die aus der Berechnung nach Satz 1 abge-
leitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung fur die Hochrechnung maf3gebend. Wenn
aufgrund einer grundlegenden Anderung der Tarifstruktur, die nach dem 15. Januar 2023 wirk-
sam wurde, ein Vergleich zu den Tarifarten und Preisstufen des Jahres 2019 nicht moglich ist,
werden die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar
2023 ermittelt und Gber die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fortge-
schrieben. Wurden die Preise fir Tickets mit nicht deutschlandweiter Giltigkeit nach dem 15.
Januar 2023 abgesenkt, sind fur diese Tickets die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf



Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 zu ermitteln und tber die durchschnittliche pro-
zentuale Tarifanpassung auf 2024 fortzuschreiben.

Ubersteigt in 2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung gegentiber dem mit Stand
vom 1. Oktober 2023 beantragten Tarif mit Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8
Prozent, darf fur die Ermittlung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Kar-
tenart in der jeweiligen Preisstufe nur eine Steigerungsrate von 8 Prozent zu Grunde gelegt
werden.

Als pauschaler Ausgleich der durch die Einfihrung des Deutschlandtickets entfallenden prog-
nostizierten Einnahmesteigerungen aus positiven Verkehrsmengeneffekten in den Jahren
2023 und 2024 werden die nach den Satzen 1 bis 6 ermittelten Fahrgeldeinnahmen fir beide
Jahre um insgesamt 2,6 Prozent erhdht. Die nach den Satzen 1 bis 7 ermittelten hochgerech-
neten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhaltnis der Veranderung der tatsachlich erbrachten Be-
triebsleistungen in Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometern im Kalenderjahr 2024 gegenuber
dem Kalenderjahr 2019 im Gebiet des Empfangers nach Nummer 3.1 fortzuschreiben. Als
Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Prozent der prozentualen Steigerung bzw. prozentu-
alen Verminderung der Betriebsleistungen im Gebiet des Empfangers nach Nummer 3.1 an-
zusetzen.

Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten nach Einnahmeaufteilung
im jeweiligen Bundesland zum 31. Januar 2025 die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abon-
nenten zum 30. April 2023 um mehr als 10 Prozent, sind die nach den S&tzen 1 bis 9 ermittel-
ten Fahrgeldeinnahmen um den Uber die Bagatellgrenze von 5 Prozent hinausgehenden Pro-
zentsatz fur alle Empfanger im Land abzusenken.

Bei Verbundtarifen, Ubergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif sind die
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen geméaR der Einnahmeaufteilung unter Zugrundelegung
des Aufteilungsschlussels fur das Jahr 2024 der jeweiligen Verbundorganisation zu verteilen,
der ohne die Einfihrung des Deutschlandtickets gegolten hatte.

54.1.2

Zur Berechnung der anzusetzenden tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis
Dezember 2024 sind die tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen einschlief3lich der Fahrgeldeinnah-
men aus dem Deutschlandticket zu ermitteln. Fur Jobtickets und das bundesweite solidarische
Semesterticket zum Deutschlandticket sind die tatsdchlichen Fahrgeldeinnahmen ansetzbar,
soweit dabei die abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen angewendet wurden. Die
Vornahme weiterer Absetzungen von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket ins-
besondere fir die Deckung von Vertriebsaufwendungen ist nicht zulassig. Wurden die Preise
fur Tickets mit nicht deutschlandweiter Gultigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, sind
bei der Ermittlung der tatsachlichen Fahrgeldeinnahmen fir die Berechnung des Ausgleichs
fur alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gultigkeit mit Ausnahme von im Solidarmodell ver-
kauften Studierendentickets alle verkauften Tickets mit den am 1. Januar 2023 geltenden und
Uber die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fortgeschriebenen ggfs. den
Preis des Deutschlandtickets auch Ubersteigenden Preisen anzusetzen.

Ubersteigt in 2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung der jeweiligen Kartenart
in der jeweiligen Preisstufe gegentiber dem mit Stand vom 1. Oktober 2023 beantragten Tarif
mit Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8 Prozent, konnen fur die Ermittlung der tat-
sachlichen Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen Preisstufe die Preise
zu Grunde gelegt werden, die bei einer Tarifanpassung von 8 Prozent zu zahlen gewesen
waren.

Bei Verbundtarifen, Ubergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem
Deutschlandticket sind die so ermittelten tats&chlichen Fahrgeldeinnahmen gemal der Ein-
nahmeaufteilung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlissels fir das Jahr 2024 der je-
weiligen Verbundorganisation sowie gemaf der Einnahmeaufteilung fir das Deutschlandticket
zu verteilen.

54.2



Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach dem Neunten Buch Sozialge-
setzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3234), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 6 des
Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBI. | S. 2075) geandert worden ist, sind die um die Tarif-
anpassungen gemaf Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten erstattungsfahigen Fahrgeldeinnah-
men des Zeitraumes Januar bis Dezember 2019 bzw. die nach MalRgabe der Nummer 5.4.1.2
errechneten erstattungsfahigen Fahrgeldeinnahmen fir den Zeitraum Januar bis Dezember
2024 zu ermitteln und fir diese die Erstattungsleistung aufgrund des fir das Jahr 2024 fest-
gelegten oder nachgewiesenen Vomhundertsatzes zu berechnen. Mal3gebend sind dabei die
Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Ubergangstarifen, lan-
desweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket gemaf der nach Nummer
5.4.1.1 fur die hochgerechneten erstattungsfahigen Fahrgeldeinnahmen bzw. gemafld Nummer
5.4.1.2 fur die tatsachlichen erstattungsfahigen Fahrgeldeinnahmen maf3gebenden Einnah-
meaufteilung. Ausgleichsfahig ist die Differenz der so errechneten Betréage fur die jeweiligen
Verkehrsleistungen.

54.3

In der Nummer 5.4.1 entsprechenden Weise ist die ebenfalls ausgleichsfahige Minderung an-
derer Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften zu berechnen. Einsparungen der
Empféanger nach 3.1 bei Leistungen aus Allgemeinen Vorschriften sind gegenzurechnen.

5.4.4

Zur anteiligen Deckung der Umsetzungskosten des Deutschlandtickets durch entstandene
Vertriebsmehrkosten in der Umsetzungsphase 2024 wird den Empfangern bzw. tber diese
den Verkehrsunternehmen, die - selbst oder mittelbar Uber ihre Vertriebsdienstleister - das
Deutschlandticket vertreiben folgende Pauschale gewéahrt:

Fir jedes als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket wird pro Monat seiner Giiltigkeit jeweils
ein Betrag von 1,50 Euro gewahrt. Fir jedes nicht als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket
wird pro Monat seiner Gultigkeit jeweils ein Betrag von 1,20 Euro gewahrt.

Maf3geblich ist im ersten Schritt die tats&chlich verkaufte Zahl von Monatsstiicken Deutsch-
landtickets vor Einnahmeaufteilung; ergibt sich aus dem spéateren Zuscheidungsbetrag im
Rahmen der Einnahmeaufteilung rechnerisch eine andere Zahl von Tickets, so ist dies unbe-
achtlich.

Von der so ermittelten Ticket-Anzahl ist in einem zweiten Schritt der nachfolgende Abzug vor-
zunehmen, um auch vor Einfihrung bereits vorhandene Vertriebskosten zu beriicksichtigen:
Fir jedes am 30. April 2023 bestehende Abonnement (Kundenzahl) wird ein Abzug von 8
Tickets als Chipkarte vorgenommen. Mal3geblich ist dabei die Kundenzahl, die nach Nummer
5.4.4, Satze 1 bis 4 der Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im 6ffent-
lichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus
Bundes- und Landesmitteln vom 20. Marz 2023 fur den Ausgleich 2023 ermittelt wurde. Es ist
durch geeignete vertragliche Regelungen mit den fiir den Vertrieb beauftragten Dienstleistern
sicherzustellen, dass die Pauschalen aufwandsgerecht ausgereicht werden. Fiihrt die Berech-
nung der Vertriebspauschale zu einem negativen Betrag, ist dieser nicht als Ersparnis zu be-
ricksichtigen. Nicht erstattungsfahig sind erhéhte Ausgaben fur zuséatzliche Betriebsleistun-
gen.

[nur NRW] Weiterhin kann der Empfanger innerhalb des vom Koordinierungsrat zum Deutsch-
landticket festgelegten Finanzrahmens die geleisteten Ausgaben fir die Einrichtung und
Durchfuihrung des EAV-Clearings im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband
Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesver-
band Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr
e.V., die an die NVBW GmbH geleisteten Ausgaben fiir die gutachterliche Begleitung des Pro-
zesses zur Neufassung eines Einnahmeaufteilungsverfahrens und an die DeutschlandMobil
2030 GmbH geleisteten Ausgaben fur bundesweites Marketing sowie fur die Evaluation des
Deutschlandtickets geltend machen.

545



Die Summe der gemall den Nummern 5.4.1 bis 5.4.4 errechneten Minderungen ist der aus-
gleichsfahige Betrag.

5.4.6

Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer Aufgabentra-
ger und kénnen die nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im jeweili-
gen Gebiet der Aufgabentrager zugeordnet werden, sind diese auf der Grundlage der im Ge-
biet des jeweiligen Aufgabentragers erbrachten Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometer des
Kalenderjahres 2024 den Aufgabentragern zuzuordnen. Die beteiligten Aufgabentrager oder
Bewilligungsbehdrden kénnen eine abweichende Aufteilung vereinbaren.

6 (obligatorisch)

Sonstige Bestimmungen

6.1

Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeitsleistungen nach Nummer 4 an Ver-
kehrsunternehmen eine Uberkompensation der aus der Einfihrung des Deutschlandtickets
resultierenden wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. Soweit die beihilferechtliche
Rechtfertigung aus der VO 1370 erfolgt, diirfen bei der Uberkompensationsprifung aus Griin-
den der Gleichbehandlung als Maf3stab auch nur die Mindestanforderungen aus dem Anhang
der VO 1370 zur Anwendung kommen. Der finanzielle Nettoeffekt berechnet sich aus der
Summe der (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfullung der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtung des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwendung des Deutsch-
landticket-Tarifs auf die Einnahmen des Verkehrsunternehmens sowie auf seine Kosten (Ver-
triebsmehrkosten), soweit diese als zusatzlicher Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der
Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden. Im Hinblick auf die Vertriebsmehrkosten wird
geprift, ob die Voraussetzungen der Nummer 5.4.4 vorliegen. Sonstige Kosten des Verkehrs-
unternehmens sind nicht Gegenstand dieser Uberkompensationskontrolle.

6.2

Die Empfanger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um subventionserheb-
liche Tatsachen im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und dass Subventionsbe-
trug nach dieser Vorschrift strafbar ist. Eine Doppelférderung ist ausgeschlossen.

6.3

Die Empfanger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird, dass die erforderlichen Daten fur
das Monitoring und die Einnahmeaufteilung gemaf der aktuell gultigen Fassung des Beschlus-
ses des Koordinierungsrates fur ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Ein-
nahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des ,Leipziger Modellansatzes” fristgerecht an
die von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der
Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V.
und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet
werden. Die Meldung der Deutschlandtickets an die Clearingstelle erfolgt bis zum 20. Kalen-
dertag des Folgemonats. Die Meldung der Verkaufe aller tUbrigen Fahrausweise erfolgt bis
zum 50. Tag nach Ende eines Monats. Die Meldung der vorlaufigen Soll-Einnahmen inkl. ta-
rificher Fortschreibung geman Musterrichtlinie erfolgt einmalig monatsscharf fur das gesamte
Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024, sie sind erforderlichenfalls unverzuglich zu korrigieren
oder zu aktualisieren.

6.4

Die Empfanger sind zu verpflichten, bis zum 31. Marz 2026 die tats&chlich entstandenen nicht
gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in Nummer 5.4 genannten Berechnungsmethode
nachzuweisen. Dem Nachweis sind insbesondere Bestatigungen der Verbundorganisationen
Uber die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019 und die Einnah-
meaufteilungen sowohl fir die nach Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen
als auch fiur die nach Nummer 5.4.1.2 ermittelten tatséchlichen Fahrgeldeinnahmen der Mo-
nate Januar bis Dezember 2024 sowie eine Bescheinigung eines Wirtschaftsprifers Uber die



Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und 2024 im Haustarif bzw. nach BBDB beizufiigen. Wei-
terhin ist jeder Empfanger zu verpflichten, dem Nachweis die Anzahl der Abonnentinnen und
Abonnenten im Sinne der Nummer 5.4.1.1 zu den Stichtagen 31. Dezember 2023 und 31.
Januar 2025 beizulegen. Die Bewilligungsbehérde kann weitere Unterlagen anfordern.

6.5

Billigkeitsleistungen, die Uber den reinen Ausgleich der nicht gedeckten Ausgaben nach Mal3-
gabe der Nummer 5.4 hinausgehen, sind vom Empfanger zurtickzufordern. In der Regel sind
die zuriickgeforderten Betrdge nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist erstattet
werden. Sollte sich herausstellen, dass der tatsachliche ausgleichsfahige Betrag den prognos-
tizierten Ubersteigt, ist eine Anpassung der gewahrten Billigkeitsleistung vorzunehmen.

6.6

Der nach diesen Richtlinien gewahrte Ausgleich kann ganz oder teilweise zurtickgefordert wer-
den, wenn der Empfanger die Auflagen nach den Nummern 6.2 bis 6.5 nicht oder nicht inner-
halb einer ihm gesetzten Frist erflllt hat.

7
Verfahren

7.1 (obligatorisch)

Ein Antrag auf Gewahrung der Billigkeitsleistung ist bis zum 30. September 2024 zu stellen.
Die Bewilligungsbehoérde kann verspatete Antrége zulassen. Er hat die Berechnung bzw.
Schatzung der voraussichtlichen nicht gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in Nummer
5.4 genannten Berechnungsmethode zu enthalten.

7.2 (fakultativ)

Bewilligungsbehdrde ist die [Landesbehérde einflgen], in deren Bezirk der Empfanger seinen
Sitz hat.

[obligatorisch bei landesrechtlicher Tarifvorgabe] Bewilligungsbehorde flir Empfanger nach
Nummer 3.3 ist jeweils die [Landesbehdrde], die die zustandige Bewilligungsbehérde fur den
Empféanger nach Nummer 3.1 ist, der bis zum 31. Marz 2024 keine Tarifvorgabe nach Landes-
recht getroffen hat.

7.3 (obligatorisch)

Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen tber die Minderungen gemafR den
Nummern 5.4.1 sowie weitere begrindende Unterlagen beizufligen.

Sammelantrégen von Empfangern gemafls Nummer 3.2 sind die Antrdge der Empfanger ge-
maf Nummer 3.1 beizuftgen.

Fakultativ: ,Der Antrag ist formlos schriftlich oder elektronisch zu stellen.”

7.4 (Grundsatz obligatorisch, Detailabweichungen zulassig)

Der Empféanger erhélt auf Antrag bis zur Bewilligung der nach Nummer 7.1 zu beantragenden
Billigkeitsleistung in der Regel monatliche Vorauszahlungen. Soweit hierfur kein gesondertes
Verfahren mit spezifischen Prognosen geregelt ist, werden die monatlichen Vorauszahlungen
in Hohe von jeweils 12,5 Prozent der fur das Jahr 2023 vorlaufig gewahrten Billigkeitsleistung
gewahrt. Die Vorauszahlungen werden jeweils am 20. eines Monats ausgezahlt. Im Falle von
Nummer 4 leiten die Empféanger die Vorauszahlungen unverziglich weiter.

7.5 (obligatorisch)

Empfanger gemal Nummer 3.2 haben die Billigkeitsleistungen an die Empfanger gemaf
Nummer 3.1 weiterzuleiten und dabei sicherzustellen, dass die maf3geblichen Bestimmungen
des Bewilligungsbescheides auch den Empfangern auferlegt werden. Dies schliefl3t ausdriick-
lich die Nachweisfihrung ein.

7.6 (fakultativ)



Die Modalitaten der Auszahlung werden im Bewilligungsbescheid néher geregelt.

8 (fakultativ)

Inkrafttreten/AuRRerkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veréffentlichung in Kraft und am 30. Juni 2026 aul3er
Kraft.



Anhang 10

Allgemeine Tarifbestimmungen fur das Deutschlandticket (bundesweite Rege-
lungen)

Tarifbestimmungen fir das Deutschlandticket

1. Grundsatz

Das Deutschlandticket ist ein von der Bundesrepublik Deutschland und den Bundes-
landern geférdertes deutschlandweit gultiges Tarifangebot im Schienenpersonennah-
verkehr (SPNV) und im 6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV). Es gilt ab dem 1.
Mai 2023.

Die hier festgelegten Tarifbestimmungen gelten fir das Deutschlandticket und sind
von allen teilnehmenden Verkehrsunternehmen des SPNV und des OPNV in
Deutschland verbindlich anzuwenden. Diese Tarifbestimmungen erganzen die beste-
henden Tarif- und Beférderungsbedingungen der teiinehmenden Verkehrsverbiinde,
der Landestarife und des Deutschlandtarifs sowie die Beforderungsbedingungen der
teilnehmenden Eisenbahn-Verkehrsunternehmen des SPNV und der teilnehmenden
Verkehrsunternehmen des OPNV, soweit sich aus den folgenden Regelungen nichts
anderes ergibt.

Fur die Ausgabe des Deutschlandtickets gelten die Bedingungen des vertragshalten-
den Verkehrsunternehmens.

2. Fahrtberechtigung, Nutzungsbedingungen und Geltungsbereich

Das Deutschlandticket berechtigt im jeweiligen Geltungszeitraum zur unbegrenzten
Nutzung der Zige des SPNV im tariflichen Geltungsbereich des Deutschlandtarifs in
der 2. Wagenklasse sowie der sonstigen Verkehrsmittel des OPNV im raumlichen
Geltungsbereich der Tarife der teilnehmenden Verkehrsunternehmen, Verkehrsver-
binde und Landestarifgesellschaften. Dies schliel3t im Ausland liegende Geltungsbe-
reiche mit ein, soweit das eigene Tarifgebiet des jeweiligen Verbundes/Unterneh-
mens sich aufgrund entsprechender Vereinbarung auf das im Ausland liegende Ge-
biet erstreckt . Zum OPNV gehort die Beférderung mit StraRenbahnen und Obussen
im Sinne des Personenbeférderungs-gesetzes sowie mit Kraftfahrzeugen im Linien-
nahverkehr nach den 88 42 und 44 PBefG. Liniennahverkehre nach § 43 PBefG fal-
len insoweit unter den Geltungsbereich, sofern sie gemal 8 2 Absatz 4 PBefG allge-
mein zuganglich sind.

Das Deutschlandticket gilt nicht in Verkehrsmitteln, die Uberwiegend zu touristischen
oder historischen Zwecken betrieben werden.



Die Nutzung von Zigen des Fernverkehrs mit dem Deutschlandticket ist grundsatz-
lich ausgeschlossen. Hiervon abweichende Regelungen (z.B. im Rahmen von Integ-
rationskonzepten) werden im Geltungsbereich des Deutschlandtickets fur den Schie-
nenverkehr bekanntgegeben.

Das Deutschlandticket ist nicht Ubertragbar und wird als personlicher Fahrausweis
ausgegeben, der mindestens den Namen und Vornamen sowie das Geburtsdatum
des Fahrgastes beinhaltet. Dieser Fahrausweis wird in Form einer Chipkarte und als
Handyticket ausgegeben. Das Deutschlandticket kann von den Vertrag haltenden
Unternehmen, die das Deutschlandticket Uber eine Chipkarte als Tragermedium be-
reitstellen, vorlaufig bis zur Auslieferung bzw. Bereitstellung des digitalen Tickets,
langstens bis zum 31.12.2023 als digital kontrollierbares Papierticket (mit Barcode)
ausgegeben werden. Ein als Papierticket ausgegebenes Deutschlandticket gilt fur
maximal einen Kalendermonat. Zur Legitimation ist ein amtliches Lichtbilddokument
mitzufihren und bei Kontrollen vorzuzeigen.

Das Deutschlandticket beinhaltet keine unentgeltliche Mithahme von Personen Uber
6 Jahren.

Das Deutschlandticket berechtigt ausschliel3lich zur Nutzung der 2. Wagenklasse.
Ein Ubergang in die 1. Wagenklasse ist innerhalb der Geltungsbereiche von Ver-
kehrsverbiinden, Landestarifen und des Deutschlandtarifs nach den jeweiligen Tarif-
bestimmungen madglich.

Fir die Mitnahme eines Fahrrades ist ein regulares Fahrradkartenangebot zu erwer-
ben, soweit die Fahrradmithahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist.

Fur die Mitnahme eines Hundes ist ein regulares Fahrkartenangebot zu erwerben,
soweit die Mithahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist.

3. Vertragslaufzeit und Kindigung

Das Deutschlandticket kann an den von den Verkehrsunternehmen, Verkehrsverbin-
den und Landestariforganisationen fur Abonnement-Produkte eingerichteten Ver-
kaufsstellen bzw. Uber deren Vertriebskanale erworben werden.

Das Deutschlandticket wird im Abonnement ausgegeben. Der Einstieg ins Abonne-
ment ist jeweils zum Ersten eines Monats mdglich.

Das Abonnement wird fir unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann monatlich ge-
kiindigt werden. Die Kiindigung muss dabei bis zum 10. eines Monats zum Ende des
jeweiligen Kalendermonats erfolgen. Das Deutschlandticket gilt im Falle einer Kindi-
gung bis Betriebsschluss nach dem Ende des letzten Tages dieses Kalendermonats,
langstens jedoch bis 3.00 Uhr des Folgetags.

Neben der monatlichen Kundbarkeit kann in Verbindung mit anderen Produkten im
Bereich des Personenverkehrs auch eine feste Laufzeit von 12 Monaten angeboten
werden.



4. Beforderungsentgelt
Der Preis fur das Deutschlandticket im Abonnement betragt 49,00 EUR pro Monat
bei monatlicher Zahlung. Eine jahrliche Zahlung des zwdlffachen Monatsbetrages
kann angeboten werden.

Bei Verkehren, die nur auf Anforderung verkehren (z. B. On-demand-Verkehr, Anruf-
Sammeltaxi, Rufbus) sowie bei taglich verkehrenden Eisenbahnen mit besonderen
Betriebsformen (z. B. Schmalspurbahnen mit Dampftraktion) kann ein Zuschlag nach
den ortlichen Tarifbestimmungen erhoben werden.

5. Jobticket
Das Deutschlandticket kann als rabattiertes Jobticket angeboten werden.

Dieses Jobticket kann von Mitarbeitenden genutzt werden, deren Arbeitgeber mit ei-
nem teilnehmenden Verkehrsverbund oder Verkehrsunternehmen eine Vereinbarung
Uber den Erwerb des Deutschland-Jobtickets abgeschlossen hat. Arbeitgeber im
Sinne dieser Bestimmung kénnen Unternehmen, Verwaltungen, Behérden und sons-
tige Institutionen sein.

Der Fahrpreis fur das Deutschlandticket als Jobticket ist der Fahrpreis nach Abschnitt
4 abziglich 5% Rabatt. Voraussetzung fur den Rabatt ist, dass der Arbeitgeber einen
Zuschuss zum Jobticket leistet, der mindestens 25% des Fahrpreises geman Ab-
schnitt 4 betragt.

6. Fahrgastrechte

Fiar Fahrten im Eisenbahnverkehr gelten die Fahrgastrechte gem. Teil A Nr. 8 der
Tarifbedingungen des Deutschlandtarifs sowie Teil C Nr. 8 der Tarifbedingungen fir
Zeitkarten im Deutschlandtarif in ihrer jeweils genehmigten und verdoffentlichten Fas-
sung, abrufbar im Internet unter www.deutschlandtarif-verbund.de.



Anhang 10a

Vertragsbedingungen fir das Deutschlandticket im Abonnement im MVV
(elektronische Fahrkarte auf Chipkarte)

(1) 1Vertriebspartner im MVV fur das Deutschlandticket im Abonnement mit monatli-
cher Zahlungsweise sind derzeit:

- DB Vertrieb GmbH (im Auftrag von DB Regio AG / S-Bahn Minchen und
DB RegioNetz Verkehrs GmbH)
- Munchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)

2Der Kunde kann den Vertriebspartner frei wéhlen. sVertragspartner des Kunden ist
der jeweilige Vertriebspartner.

(2) 1.Der Abonnementvertrag gilt fur eine unbestimmte Zeit. 2Die Abonnements werden
als elektronische Fahrkarte auf Chipkarte ausgegeben.

(3) 1.Das Abonnement wird als persénliche Zeitkarte angeboten. 2In den elektronischen
Fahrkarten auf Chipkarte sind neben der raumlichen Giiltigkeit der Vorname und der
Name (maskiert) sowie das Geburtsdatum des Inhabers gespeichert. sZur Identifika-
tion muss bei allen Abonnements ein gultiger amtlicher Lichtbildausweis mitgefthrt und
bei einer Fahrkartenkontrolle mit vorgezeigt werden.

(4) Bei der monatlichen Zahlungsweise des Abonnements sind die Betrage jeweils
zum Ersten des Monats fallig.

(5) 1Bei Tarifanderungen werden die Abbuchungsbetrage bei der monatlichen Zah-
lungsweise ab dem Anderungszeitpunkt entsprechend angepasst. 2Eine gesonderte
Mitteilung erfolgt nicht.

(5a) 1Andert sich im Rahmen einer Tarifanderung nicht nur der Preis, sondern auch
die Nutzungsmodalitaten (6rtlicher Geltungsbereich, berechtigter Personenkreis und/
oder Geltungsdauer) flr das Deutschlandticket, konnen die vorliegenden Vertragsbe-
dingungen angepasst werden; dies gilt insbesondere fiur die Regelungen der Abséatze
4 und 5. 2Gleiches qilt fur den Fall, dass einzelne Varianten des Deutschlandtickets
abgeschafft werden. sDie betroffenen Kunden werden vom jeweiligen Vertriebspartner
uber die Anpassungen der Vertragsbedingungen rechtzeitig informiert. saDas Abonne-
ment kann bei Anpassungen der Vertragsbedingungen unbeschadet des Absatzes 8
mit einer Frist von einem Monat in Textform gektndigt werden.

(6) 1Voraussetzung fur die Teilnahme am Abonnement ist die Erteilung eines SEPA-
Lastschriftmandats. 2Abweichend von der fir das SEPA-Basislastschriftverfahren tb-
licherweise geltenden Pre-Notification von 14 Tagen, wird eine Vorabankindigungs-
pflicht von zwei Tagen fur die Durchfihrung von Lastschriften vereinbart. sEine geson-
derte Mitteilung Uber die Abbuchung erfolgt nicht.

(7) Sollte die Chipkarte mit der elektronischen Fahrkarte nicht innerhalb einer Woche
vor Vertragsbeginn beim Kunden eingetroffen sein, ist dieser gehalten, den jeweiligen
Vertriebspartner hiervon in Textform zu informieren.



(8) 1Das Abonnement kann jederzeit bis zum 10. eines Monats zum Monatsende in
Textform gekundigt werden. 2Nach Wirksamwerden der Kiindigung des Abonnements
erlischt die Fahrtberechtigung der elektronischen Fahrkarte auf Chipkarte.

(9) 1Bei Verlust der Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte wird gegen einen Kosten-
beitrag von bis zu 15,00 Euro eine neue Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte aus-
gestellt und dem Kunden zur Verfiigung gestellt. 2Dem jeweiligen Vertriebspartner als
verloren oder gestohlen gemeldete Chipkarten mit elektronischer Fahrkarte werden
gesperrt.

(10) 1:Anderungen von Adresse und Bankverbindung sind dem jeweiligen Vertriebs-
partner unverziglich, d.h. bis spatestens zum Zehnten eines Monats, soweit die An-
derung noch fiir den nachfolgenden Monat wirken soll, mitzuteilen. 2Anderungen kon-
nen personlich oder in Textform mitgeteilt werden.

(11) 1Kann ein Monatsbetrag mangels Kontodeckung nicht abgebucht werden oder
wird die Einzugserméachtigung widerrufen, kann das Abonnement vom jeweiligen Ver-
triebspartner unter Fristsetzung gekindigt und die elektronische Fahrkarte auf Chip-
karte gesperrt werden. 2Fur Rucklastschriften, die im Rahmen dieser vom Kunden zu
vertretende Kindigung anfallen, wird ein Bearbeitungsentgelt von 5,00 Euro je Rlck-
lastschrift erhoben. sAnfallende Bankgebihren gehen zu Lasten des Kunden. 4Die aus-
stehenden Betrage fur den Nutzungszeitraum und gegebenenfalls zusatzliche Gebuh-
ren sind auszugleichen.

(12) 1Kann der Kunde seine Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte bei einer Fahrkar-
tenkontrolle nicht vorlegen, ist das erhéhte Beférderungsentgelt in voller Héhe zu be-
zahlen. 2Der Betrag ermaf3igt sich auf die in den Tarifbestimmungen festgelegte Hohe,
wenn die Fahrkarte innerhalb von 14 Tagen bei einem Kundencenter/Reisezentrum
des jeweiligen Vertriebspartners vorgelegt wird.

(13) 1lst eine elektronische Fahrkarte auf Chipkarte mit dem Kontrollgerat nicht aus-
lesbar, so wird dem Fahrgast eine Zahlungsaufforderung tber ein erhdéhtes Beférde-
rungsentgelt geman 8§ 9 der Beforderungsbedingungen ausgestellt. 2Die Chipkarte mit
elektronischer Fahrkarte kann durch das Prufpersonal eingezogen werden. sDer Fahr-
gast ist verpflichtet, sich binnen 14 Tagen, beginnend mit dem Tag nach dem Feststel-
lungstag, mit dem jeweiligen Vertriebspartner der Chipkarte und der elektronischen
Fahrkarte in Verbindung zu setzen. aSofern zum Kontrollzeitpunkt eine Chipkarte mit
gultiger elektronischer Fahrkarte vorlag, wird die Zahlungsaufforderung ohne weitere
Kosten fur den Fahrgast eingestellt. sKkommt der Fahrgast dieser Verpflichtung nicht
nach, ist die Zahlungsaufforderung des erh6hten Beférderungsentgeltes in voller Hohe
zu zahlen.

(14) Wird eine Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte entgegen den Vorschriften der
Beforderungsbedingungen oder des Beftrderungstarifs benutzt, ist diese ungtiltig und
kann eingezogen werden.

(15) Der jeweilige Vertriebspartner ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei friiheren
Abonnements Zahlungsunregelmaligkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-
nahme am Lastschriftverfahren auszuschlie3en.



Anhang 10b

Vertragsbedingungen fir das Deutschlandticket im Abonnement im MVV
(elektronische Fahrkarte als HandyTicket)

(1) 1Vertriebspartner fur das Deutschlandticket im Abonnement im MVV mit monatli-
cher Zahlungsweise sind derzeit:

- DB Vertrieb GmbH (im Auftrag von DB Regio AG / S-Bahn Miunchen und
DB RegioNetz Verkehrs GmbH)

- Miinchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)
- Munchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV) im Auftrag der Landkreise im MVV

2Der Kunde kann den Vertriebspartner frei wéahlen. sVertragspartner des Kunden ist
der jeweilige Vertriebspartner.

(2) 1.Der Abonnementvertrag gilt fir eine unbestimmte Zeit. 2Die elektronische Fahr-
karte als HandyTicket kann nur in der jeweiligen App des Vertriebspartners genutzt
werden, mit dem ein Vertragsverhaltnis besteht.

(3) :.Das Abonnement als HandyTicket wird als personliche Zeitkarte angeboten. 2In
den elektronischen Fahrkarten als HandyTicket sind neben der raumlichen Gultigkeit
der Vorname und der Name sowie das Geburtsdatum des Inhabers gespeichert. sZur
Identifikation muss ein gultiger amtlicher Lichtbildausweis mitgefiihrt und bei einer
Fahrkartenkontrolle mit vorgezeigt werden.

(4) 1Bei der monatlichen Zahlungsweise des Abonnements sind die Betrage jeweils
mit der monatlichen Bereitstellung des Deutschlandtickets fallig.

(5) 1Bei Tarifanderungen werden die Abbuchungsbetrage bei der monatlichen Zah-
lungsweise ab dem Anderungszeitpunkt entsprechend angepasst. 2Eine gesonderte
Mitteilung erfolgt nicht.

(5a) 1Andert sich im Rahmen einer Tarifanderung nicht nur der Preis, sondern auch
die Nutzungsmodalitaten (6rtlicher Geltungsbereich, berechtigter Personenkreis und/
oder Geltungsdauer) fur das Deutschlandticket, konnen die vorliegenden Vertragsbe-
dingungen angepasst werden; dies gilt insbesondere fir die Regelungen der Absatze
4 und 5. 2Gleiches qilt fur den Fall, dass einzelne Varianten des Deutschlandtickets
abgeschafft werden. 3Die betroffenen Kunden werden vom jeweiligen Vertriebspartner
Uber die Anpassungen der Vertragsbedingungen rechtzeitig informiert. sDas Abonne-
ment kann bei Anpassungen der Vertragsbedingungen unbeschadet des Absatzes 8
mit einer Frist von einem Monat in Textform gektndigt werden.

(6) 1Als Standard-Zahlungsmethode gilt das SEPA-Basislastschriftverfahren. 2Abwei-
chend von der fir das SEPA-Basislastschriftverfahren tblicherweise geltenden Pre-
Notification von 14 Tagen, wird eine Vorabankindigungspflicht von zwei Tagen fur die



Durchfihrung von Lastschriften vereinbart. sEine gesonderte Mitteilung tber die Ab-
buchung erfolgt nicht. sDie Vertriebspartner kbnnen tber das SEPA-Basislastschrift-
verfahren hinaus weitere Zahlungsmethoden anbieten.

(7) 1Die elektronische Fahrkarte als HandyTicket wird als monatliche Fahrtberechti-
gung bereitgestellt. 2Nach dem einmaligen Hinzufiigen zum Endgerat erfolgt die Be-
reitstellung jeder weiteren elektronischen Fahrkarte rechtzeitig vor Beginn des nachs-
ten Monats. sDer Nutzer ist selbst daflr verantwortlich, vor Fahrtantritt zu prtfen, ob
er eine gultige Fahrtberechtigung besitzt.

(8) 1.Das Abonnement kann jederzeit bis zum 10. eines Monats zum Monatsende in
Textform gekiindigt werden. 2Nach Wirksamwerden der Kiindigung des Abonnements
erlischt die Fahrtberechtigung der elektronischen Fahrkarte als HandyTicket.

(9) 1Das HandyTicket ist aus Sicherheitsgriinden technisch einem mobilen Endgerat
zugeordnet. 2FUr besondere Féalle wie zum Beispiel Reparatur oder Neukauf eines Ge-
rats lasst sich jedes einzelne Ticket bis zu zwei Mal pro Monat auf ein anderes mobiles
Endgeréat Gbertragen.

(10) 1Anderungen von Adresse und Bankverbindung sind dem jeweiligen Vertriebs-
partner unverzuglich, d.h. bis spatestens zum Zehnten eines Monats, soweit die An-
derung noch fiir den nachfolgenden Monat wirken soll, mitzuteilen. 2Anderungen kon-
nen personlich oder in Textform mitgeteilt werden.

(11) 1:Kann ein Monatsbetrag mangels Kontodeckung nicht abgebucht werden oder
wird die Einzugserméachtigung widerrufen, kann das Abonnement vom jeweiligen Ver-
triebspartner unter Fristsetzung gekindigt und die elektronische Fahrkarte als Handy-
Ticket gesperrt werden. 2FUr Rucklastschriften, die im Rahmen dieser vom Kunden zu
vertretende Kindigung anfallen, wird ein Bearbeitungsentgelt von 5,00 Euro je Rulck-
lastschrift erhoben. sAnfallende Bankgebihren gehen zu Lasten des Kunden. 4Die aus-
stehenden Betrage fir den Nutzungszeitraum und gegebenenfalls zusatzliche Gebiih-
ren sind auszugleichen.

(12) 1Kann der Kunde sein HandyTicket mit elektronischer Fahrkarte bei einer Fahr-
kartenkontrolle nicht vorlegen, ist das erhdhte Beférderungsentgelt in voller Héhe zu
bezahlen. 2Der Betrag ermaRigt sich auf die in den Tarifbestimmungen festgelegte
Hohe, wenn die Fahrkarte innerhalb von 14 Tagen bei einem Kundencenter/Reise-
zentrum des jeweiligen Vertriebspartners vorgelegt wird.

(13) 1Ist eine elektronische Fahrkarte mit dem Kontrollgerat nicht auslesbar, so wird
dem Fahrgast eine Zahlungsaufforderung tber ein erhéhtes Beférderungsentgelt ge-
mafr § 9 der Beforderungsbedingungen ausgestellt. 2Der Fahrgast ist verpflichtet, sich
binnen 14 Tagen, beginnend mit dem Tag nach dem Feststellungstag, mit dem jewei-
ligen Vertriebspartner der elektronischen Fahrkarte in Verbindung zu setzen. sSofern
zum Kontrollzeitpunkt ein persoénliches HandyTicket mit gultiger elektronischer Fahr-



karte vorlag, wird die Zahlungsaufforderung ohne weitere Kosten fur den Fahrgast ein-
gestellt. sKommt der Fahrgast dieser Verpflichtung nicht nach, ist die Zahlungsauffor-
derung des erhthten Beforderungsentgeltes in voller HOhe zu zahlen.

(14) Wird die elektronischer Fahrkarte als HandyTicket entgegen den Vorschriften der
Beforderungsbedingungen oder des Beforderungstarifs benutzt, ist die elektronische
Fahrkarte ungultig und kann gesperrt werden.

(15) Der jeweilige Vertriebspartner ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei friiheren
Abonnements Zahlungsunregelmafigkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-
nahme am Lastschriftverfahren auszuschliel3en.



Anhang 10c

Vertragsbedingungen fir das Deutschlandticket im Abonnement im MVV
(gedruckte Fahrkarten)

(1) 1Vertriebspartner fur das Deutschlandticket im Abonnement im MVV mit monatli-
cher Zahlungsweise sind derzeit:

- DB Vertrieb GmbH (im Auftrag von DB Regio AG / S-Bahn Minchen und
DB RegioNetz Verkehrs GmbH)
- Munchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)

2Der Kunde kann den Vertriebspartner frei wéhlen. sVertragspartner des Kunden ist
der jeweilige Vertriebspartner.

(2) Der Abonnementvertrag gilt fir eine unbestimmte Zeit.

(3) 1.Das Abonnement wird als personliche Zeitkarte angeboten. 2Auf den Zeitkarten
sind neben der rAumlichen Gultigkeit der Vorname und der Name des Inhabers ange-
geben. sZur Identifikation muss ein amtlicher Lichtbildausweis mitgefuhrt und bei einer
Fahrkartenkontrolle mit vorgezeigt werden.

(4) Der Abonnent erhalt jeweils eine Fahrkarte fir einen Monat.

(5) Bei der monatlichen Zahlungsweise des Abonnements sind die Betrage jeweils
zum Ersten des Monats fallig.

(6) 1Bei Tarifanderungen werden die Abbuchungsbetrage bei der monatlichen Zah-
lungsweise ab dem Anderungszeitpunkt entsprechend angepasst. 2Eine gesonderte
Mitteilung erfolgt nicht.

(6a) 1Andert sich im Rahmen einer Tarifanderung nicht nur der Preis, sondern auch
die Nutzungsmodalitaten (ortlicher Geltungsbereich, berechtigter Personenkreis und/
oder Geltungsdauer) fur das Deutschlandticket, konnen die vorliegenden Vertragsbe-
dingungen angepasst werden; dies gilt insbesondere fur die Regelungen der Absétze
5 und 6. 2Gleiches gilt fur den Fall, dass einzelne Varianten des Deutschlandtickets
abgeschafft werden. 3Die betroffenen Kunden werden vom jeweiligen Vertriebspartner
Uber die Anpassungen der Vertragsbedingungen rechtzeitig informiert. 4aDas Abonne-
ment kann bei Anpassungen der Vertragsbedingungen unbeschadet des Absatzes 9
mit einer Frist von einem Monat in Textform gekundigt werden.

(7) 1Voraussetzung fur die Teilnahme am Abonnement ist die Erteilung eines SEPA-
Lastschriftmandats. 2Abweichend von der fur das SEPA-Basislastschriftverfahren tb-
licherweise geltenden Pre-Notification von 14 Tagen, wird eine Vorabankindigungs-
pflicht von zwei Tagen fur die Durchfihrung von Lastschriften vereinbart. sEine geson-
derte Mitteilung tUber die Abbuchung erfolgt nicht.

(8) 1Die Fahrkarten des Abonnements werden als Online Print Ticket angeboten. 2Fur
den Fall, dass die jeweilige Fahrkarte innerhalb einer Woche vor Vertragsbeginn nicht



zum Download zur Verfiigung steht, ist der Kunde gehalten, den jeweiligen Vertriebs-
partner hiervon in Textform zu informieren.

(9) Das Abonnement kann jederzeit bis zum 10. eines Monats zum Monatsende in
Textform gekundigt werden.

(10) 1Sofern keine Kundigung erfolgt ist, erhalt der Kunde ab dem 11. eines Monats
das Deutschlandticket fur den folgenden Monat zum Download angeboten. 2Der
Kunde ist gehalten, bis eine Woche vor Ablauf der Geltungsdauer den jeweiligen Ver-
triebspartner dartber zu informieren, falls er die neue Fahrkarte noch nicht erhalten
hat.

(11) 1Bei Verlust einer Fahrkarte des Abonnements wird gegen einen Kostenbeitrag
von 5,00 Euro einmalig eine Ersatzkarte fur die restliche Geltungsdauer ausgestellt.
2Ein personlicher Besuch beim jeweiligen Vertriebspartner ist ggf. notwendig, um eine
Fahrkarte eines personlichen Abonnements dort direkt auszuhandigen.

(12) Dem jeweiligen Vertriebspartner als verloren gemeldete Fahrkarten werden mit
der Meldung ungiltig und sind bei Wiederauffinden unverziglich zurtickzugeben.

(13) 1Anderungen von Adresse und Bankverbindung sind dem durchfiihrenden Unter-
nehmen unverziglich, d.h. bis spatestens zum zehnten eines Monats, soweit die An-
derung noch fiir den laufenden Monat wirken soll, mitzuteilen. 2Anderungen kénnen
personlich oder in Textform mitgeteilt werden.

(14) 1:Kann ein Monatsbetrag mangels Kontodeckung nicht abgebucht werden oder
wird die Einzugserméachtigung widerrufen, kann das Abonnement vom jeweiligen Ver-
triebspartner unter Fristsetzung gekuindigt werden. 2Fur Ricklastschriften, die im Rah-
men dieser vom Kunden zu vertretende Kindigung anfallen, wird ein Bearbeitungsent-
gelt von 5,00 Euro je Ricklastschrift erhoben. sDer Kunde hat in diesem Fall die M6g-
lichkeit, das Abonnement zuriickzugeben oder den Restbetrag bis zum Ende der Gel-
tungsdauer in einer Summe zu bezahlen (Absatz 16 gilt entsprechend). sAnfallende
Bankgebuhren gehen zu Lasten des Kunden.

(15) 1iEine Ratenzahlung der ausstehenden Betrage ist nur bei Rickgabe der Zeit-
karte(n) moglich. 2Ein Zahlungsaufschub fir einzelne Monatsbetrage ist generell aus-
geschlossen.

(16) 1Mit Kiindigung des Abonnements wird die Zeitkarte ungultig und ist bis zum funf-
ten Tag nach Wirksamwerden der Kiindigung oder des Umtausches beim jeweiligen
Vertriebspartner zuriickzugeben. 2Solange die Zeitkarte nicht zuriickgegeben worden
ist, ist fur jeden begonnenen Monat der volle Monatspreis zu zahlen.

(17) 1Kann der Kunde seine Fahrkarte bei einer Fahrkartenkontrolle nicht vorlegen, ist
das erhohte Beforderungsentgelt in voller Hohe zu bezahlen. 2Der Betrag ermafigt
sich auf die in den Tarifbestimmungen festgelegte Hohe, wenn die Fahrkarte innerhalb
von 14 Tagen bei einem Kundencenter/ Reisezentrum des jeweiligen Vertriebspart-
ners vorgelegt wird.



(18) Der jeweilige Vertriebspartner ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei friiheren
Abonnements Zahlungsunregelmaligkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-
nahme am Lastschriftverfahren auszuschliel3en.
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AIIgemeinve%[%%% (Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 ,des
Landkreises Iz-Wolfratshausen Uber die Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV flr Schtterimnen,
Schiler und Auszubildende zum 10.12.2023 als Hochsttarif

Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV

der Minchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH

Praambel

Die Gremien der Minchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV GmbH) haben beschlossen
(Gesellschafterbeschluss vom 16. September 2022), das zum 01. August 2020 im Minchener
Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) fur Schilerinnen, Schiler und Auszubildende eingefiihrte 365-
Euro-Ticket MVV mit verbundweiter Gliltigkeit als Jahresticket fortzufiihren. Ziel ist es, den Schi-
lern und Auszubildenden ein preisglinstiges Angebot anzubieten, um zum einen diese Zielgruppe
friihzeitig an den OPNV heranzufiihren, und zum anderen die Umwelt in Bezug auf den motori-
sierten Individualverkehr (MIV) zu entlasten.

Zum 01.09.2023 hat der Freistaat Bayern das Bayerische ErmaRigungs-Ticket fiir Auszubildende,
Studierende, Freiwilligendienstleistende sowie Beamtenanwarter eingefiihrt. Bei dem Angebot
handelt es sich um ein durch den Freistaat Bayern vergtinstigtes Deutschlandticket, das ebenfalls
bundesweit genutzt werden kann. Die Gruppe der Berechtigten tiberschneidet sich teilweise mit
den Bezugsberechtigten fur das 365-Euro-Ticket MVV, es ist jedoch aufgrund der gesamten Rah-
menbedingungen davon auszugehen, dass die meisten Berechtigten das Bayerische ErmaRi-
gungs-Ticket nutzen werden.

Zum 10.12.2023 treten der Landkreis Miesbach, der Landkreis Rosenheim, die kreisfreie Stadt
Rosenheim sowie der Landkreis Bad Tdlz-Wolfratshausen mit dem sidlichen Landkreisteil dem
Minchner Verkehrs- und Tarifverbund bei, so dass der MVV-Gemeinschaftstarif ab dem
10.12.2023 auf diesem Geltungsbereich den Hochsttarif darstellt. Als Teil des MVV-Gemein-
schaftstarifes wird zum 10.12.2023 das 365-Euro-Ticket MVV mit verbundweiter Giltigkeit als
Jahresticket auch in diesen Geltungsbereichen eingefihrt.

Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Miinchen, die kreisfreie Stadt Rosenheim sowie die
Landkreise Bad Tdélz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Firstenfeldbruck,
Miesbach, Miinchen, Rosenheim und Starnberg stellen eine angemessene Finanzierung als Aus-
gleich fur sinkende Fahrgelderldse im MVV-Gemeinschaftstarif, die aus der Umsetzung der Ein-
fuhrung des 365-Euro-Ticket MVV resultieren, sicher.

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Mindereinnahmen im MVV-Gemeinschaftstarif
nach Einfihrung des 365-Euro-Tickets MVV ab dem 01. August 2020 bzw. zum 10. Dezember
2023 in den Verbundraumerweiterungsgebieten sicherzustellen, werden als Grundlage fir die
Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunternehmen von den Aufgabentragern
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im MVV fir ihr jeweiliges Zustandigkeitsgebiet jeweils eine Allgemeine Vorschrift im Sinne von
Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007* in Form einer Allgemeinverfiigung erlassen.

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbetrages und die Durchfiihrung des
Finanztransfers gegeniber den Verbundverkehrsunternehmen im MVV erfolgt tber die MVV
GmbH auf Basis der vorliegenden Finanzierungrichtlinie.

(1)

(2)

8 1 Anwendungsbereich, Zuwendungszweck, Abwicklung tber die MVV GmbH

Der Freistaat Bayern als Aufgabentrager fir den Schienenpersonennahverkehr sowie die
Landeshauptstadt Minchen, die kreisfreie Stadt Rosenheim und die Landkreise Bad T6lz-
Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Furstenfeldbruck, Miesbach, Mun-
chen, Rosenheim und Starnberg als Aufgabentrager flr den allgemeinen 6éffentlichen Perso-
nennahverkehr (nachfolgend gemeinsam: MVV-Aufgabentrager) werden jeweils fur ihr Zu-
standigkeitsgebiet Allgemeine Vorschriften im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO 1370/2007 in Form
von Allgemeinverfliigungen zur Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarifs mit dem 365-
Euro-Ticket MVV erlassen bzw. fortschreiben. Laut den Allgemeinverfigungen wird den Ver-
bundverkehrsunternehmen fir die Beférderung von Auszubildenden im Sinne der Definition
der bezugsberechtigten Personen des 365-Euro-Ticket MVV im MVV-Gemeinschaftstarif (im
Folgenden Auszubildende genannt) mit dem 365-Euro-Ticket MVV im MVV-Gemeinschafts-
tarif in den jeweiligen Zustandigkeitsgebieten einschlie3lich der Verkehre in dem Gebiet des
Landkreises Kelheim, der Stadte Dachau und Freising und dem Gebiet der Gemeinden An-
zing, Holzkirchen, Kolbermoor, Pliening, Poing und Vaterstetten ein Ausgleich fur die nicht
gedeckten Kosten im MVV, die durch die Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs in der
jeweils geltenden Fassung (abrufbar unter www.mvv-muenchen.de/gemeinschaftstarif) ent-
stehen, gewéhrt. Die Verbundverkehrsunternehmen haben aufgrund dieser Richtlinie keinen
Rechtsanspruch auf Gewahrung eines vollstandigen Kostenausgleichs und / oder einer voll-
standigen Preisauffiillung im Zusammenhang mit der Anwendung des MVV-Gemeinschafts-
tarifs.

Auf Grundlage der von den MVV-Aufgabentrégern erlassenen Allgemeinverfiigungen reicht
die MVV GmbH die ihr zugewiesenen Ausgleichsleistungen im Namen und Auftrag der MVV-
Aufgabentrager und nach MalRgabe dieser Richtlinie an die Verbundverkehrsunternehmen
aus.

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober
2007 uber offentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Stral3e und zur Aufhebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU)

2016/2338 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Anderung der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Offnung des Marktes fir inlandische Schienenpersonenverkehrs-
dienste (ABI. L 354/22).
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3)

(4)

Im

Die Ausgleichsleistungen werden im Interesse und zur Forderung des 6ffentlichen Personen-
nahverkehrs (OPNV) geleistet und stehen nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit einzel-
nen Befdrderungsleistungen. Forderziel ist die Gewahrleistung einer ausreichenden Bedie-
nung der Auszubildenden mit Verkehrsleistungen im OPNV. Nach erfolgter Abstimmung mit
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat unterliegen die Ausgleichs-
leistungen als echte nicht steuerbare Zuschusse nicht der Umsatzsteuer. Die Zahlungen wer-
den daher netto (ohne Umsatzsteuer) geleistet. Sind aufgrund einer abweichenden umsatz-
steuerlichen Bewertung durch die zustandigen Veranlagungsfinanzamter von den Verbund-
verkehrsunternehmen Umsatzsteuerbetrage riickwirkend zu entrichten (durch Anderung der
rechtlichen Beurteilung z. B. im Rahmen einer steuerlichen Betriebsprifung), erhéht sich der
Ausgleichsanspruch der Verbundverkehrsunternehmen nicht. Dies gilt ebenso fur die durch
die nachtragliche Zahlung entstehenden steuerlichen Nebenleistungen im Sinne des § 3 Abs.
4 Abgabenordnung. Die vorgenannten MVV-Aufgabentrager werden eine nachteilige Ande-
rung der umsatzsteuerlichen Behandlung der Ausgleichsleistungen zum Anlass nehmen, die
Angemessenheit der Pflichten der Verbundverkehrsunternehmen zu tberprifen.

Der Freistaat Bayern strebt im Jahr 2024 eine Evaluierung aller 365-Euro-Tickets in Bayern
an.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Sinne dieser Finanzierungsrichtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) ,Verbundverkehrsunternehmen" Verkehrsunternehmen, die im Verbundraum des MVV
allgemeinen offentlichen Personennahverkehr (Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayOPNVG) betrei-
ben, und Eisenbahnverkehrsunternehmen im Sinne des allgemeinen Eisenbahngesetzes
(AEG), die Schienenpersonennahverkehr (Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayOPNVG) betreiben,
und die den MVV-Gemeinschaftstarif anwenden;

b) ,Abrechnungsjahr" entsprechend Anhang 1 das Kalenderjahr beziehungsweise ein antei-
liges Kalenderjahr;

c) ,Nachweisjahr® das Kalenderjahr;

d) ,Verbundverkehrsunternehmen mit Einnahmeninteresse” Verbundverkehrsunternehmen,
die ihre Verkehrsleistung im MVV-Gemeinschaftstarif nicht ausschlief3lich auf Basis von
Bruttoverkehrsvertragen mit dem jeweiligen Aufgabentrager erbringen.

8§ 3 Ausgleichsempféanger, Ausgleichsvoraussetzungen
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(1)

(@)

(1)

(2)

Ausgleichsleistungen werden den Verbundverkehrsunternehmen gewéhrt, wenn sie die fol-
genden Voraussetzungen erflllen:

¢ Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs nach Einfihrung des 365-Euro-Ticket MVV
zum 01. August 2020 im Geltungszeitraum der jeweiligen Allgemeinverfiigung nach
§1,

¢ Teilnahme an der Einnahmenaufteilung im MVV,
o Fristgerechte Einnahmenmeldung nach Maf3gabe von § 6,

¢ Mitwirkung des Verbundverkehrsunternehmens bei der Tarifanzeige bzw. -zustim-
mung des jeweils von den MVV-Aufgabentragern vorgegebenen Hochsttarifs fur das
365-Euro-Ticket MVV.

Im Falle der Ubertragung der personenbeférderungsrechtlichen Betriebsfiihrung nach § 2
Abs. 2 Nr. 3 PBefG ist nur der Betriebsfuhrer anspruchsberechtigt. Im Falle von Gemein-
schaftskonzessionen ist jeder Mitinhaber in Hohe seines Anteils an den Einnahmen auf der
jeweiligen Linie anspruchsberechtigt, wenn nicht die Betriebsfiihrung auf ein anderes Ver-
bundverkehrsunternehmen Ubertragen wurde.

§ 4 Gegenstand, Art und Umfang der Ausgleichsleistung

Der MVV GmbH wird von den MVV-Aufgabentragern fiir den Zeitraum ab dem 1. Januar
2024 bis zum 31. Juli 2025 zur Finanzierung des 365-Euro-Ticket MVV ein Ausgleich zur
Verfligung gestellt. Der Gesamtausgleichsbetrag hat eine Hohe von bis zu 37,25 Millionen
Euro pro Jahr und wird entsprechend Absatz 5 fortgeschrieben. Dabei setzt sich der Gesamt-
ausgleichsbetrag aus Bestandteil A fiir den Freistaat Bayern sowie die die Landeshauptstadt
Munchen, die Landkreise Bad To6lz-Wolfratshausen (nordlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Er-
ding, Freising, Furstenfeldbruck, Minchen und Starnberg in H6he 34,4 Mio. Euro und Be-
standteil B fur den Freistaat Bayern sowie die Landkreise Bad Tolz-Wolfratshausen (sudli-
cher Teil), Miesbach und Rosenheim in H6he von 2,85 Mio. Euro und Bestandteil C fiir die
kreisfreie Stadt Rosenheim in H6he von 0,0 Mio. Euro zusammen.

Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Minchen und die Verbundlandkreise teilen sich
das Ausgleichsrisiko im folgenden Verhéltnis: Der Freistaat Bayern tragt zwei Drittel, und das
weitere Drittel teilen die Landeshauptstadt Minchen, die kreisfreie Stadt Rosenheim und die
Landkreise wie folgend dargestellt unter sich auf. Dabei wird grundsatzlich das Verhéaltnis der
Schilerzahlen abziglich eines Anteils der Auszubildenden herangezogen. Zusétzlich wird
wegen des unterschiedlichen Einfihrungszeitraumes (01.08.2020 bzw. 10.12.2023) fur die
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Landeshauptstadt Miinchen, die Landkreise Bad Tolz-Wolfratshausen (nordlicher Teil),
Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Furstenfeldbruck, Minchen und Starnberg ein anderes
Berechnungsverfahren angewendet als fur die kreisfreie Stadt Rosenheim und die Land-
kreise Bad To6lz-Wolfratshausen (sudlicher Teil), Miesbach und Rosenheim. Die exakten
Werte fur das Jahr 2024 konnen den folgenden Tabellen entnommen werden:

Schiilerzahlen in den Landkreisen und kreisfreien Stadten
Schiiler Herbst Berufsschuler Freiwilligendienst- thuler-Potent'laI
Kommune 2021%** Herbst 21 leistende™* flir 365-Euro-Ticket
MVV 2024
Bestandteil A
Landeshauptstadt 191.903 59.949 1.182 136.885
Miinchen
LK Bad Télz-Wolf- 11.815 1.962 73 9.983
rats. Nord*
LK Dachau 18.930 2.689 117 16.405
LK Ebersberg 16.998 394 105 16.549
LK Erding 17.469 3.253 108 14.444
LK Freising 20.166 3.468 124 16.933
LK Furstenfeld- 26.846 3.763 165 23.311
bruck
LK Miinchen 41.532 2573 256 38.986
LK Starnberg 18.133 2.175 112 16.075
Z”mme Bestandteil 363.792 80.226 2.242 289.571
Bestandteil B
LK Bad T6lz-Wolf- 4.151 689 26 3.507
rats. Stid*
LK Miesbach 12.734 2.525 78 10.391
LK Rosenheim 27.845 4.328 172 23.795
:”mme Bestandteil 44.730 7.542 276 37.693
Bestandteil C
Kreisfreie Stadt Ro- 13.760 5.671 85 8.580
senheim
zumme Bestandteil 13.760 5.671 85 8.580
Gesamt
Summe 422.282 93.439 2.603 335.844

*Schuler im Landkreis Bad Tolz-Wolfratshausen werden zu 74 Prozent dem ndérdlichen und zu 26 Prozent dem
sudlichen Landkreisteil zugerechnet

** Die Freiwilligendienstleistenden wurden aus bayernweiten Zahlen des Bayerisches Staatsministerium fir Fa-
milie, Arbeit und Soziales sowie des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend abgeleitet.
Dabei wurde davon ausgegangen, dass 1/3 der 7.803 Personen im Jahr 2022 im MVV-Tarifgebiet (Stand
10.12.2023) tatig sind. Die Werte werden als konstant angenommen und nicht fortgeschrieben.
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*** Quelle: Eckdaten der amtlichen Schulstatistik in Bayern im Herbst 2021 nach kreisfreien Stadten und Land-
kreisen / https://www.statistik.bayern.de/statistik/bildung_soziales/schulen/index.html

Das Schiler-Potential je Kommune fiir das 365-Euro-Ticket MVV ergibt sich aus der Gesamt-
anzahl an Schilern abzuglich 90 Prozent der Berufsschiiler sowie abziiglich 90 Prozent der
Freiwilligendienstleistenden. Aus dem Schiler-Potential je Kommune ergibt sich der jeweilige
Anteil an 365-Euro-Tickets MVV je kreisfreier Stadt bzw. je Landkreis innerhalb der Bestand-
teile A, B und C. Die exakten Werte fur das Jahr 2024 kénnen den folgenden Tabellen ent-
nommen werden.

Anteil an 365-Euro-Tickets MVV

Prognose Anteil 365- Prognose Anteil 365- Prognose Anteil 365-
Euro-Tickets Bestandteil | Euro-Tickets Bestandteil | Euro-Tickets Bestandteil
A B C
Kostenfreie Schiilerti-
ckets 68.100 13.500 1.400
Selbstzahler 48.236 4.395 1.572
Schiiler-Potential fir
365-Euro-Ticket MVV 289.571 37.693 8.580
Anzahl 365-Euro-Tickets 116.336 17.895 2.972
Anteil an 365-Euro-Ti-
ckets MVV 84,79% 13,04% 2,17%

* In Tabelle dargestellte Prozentwerte sind auf zwei Kommastellen gerundet und gehen so in die weitere Berech-

nung ein.

Aus dem Schilerpotential sowie der Anzahl an 365-Euro-Tickets ergibt sich ein Anteil an den
365-Euro-Tickets im MVV flr Bestandteil A, Bestandteil B und Bestandteil C.

Anteil an 365-Euro-Tickets und Aufteilung je Bestandteil

Kommune Schiler-Potential fiir 365- | Anteil Schiler-Potential | Anteil an 365-Euro-Ti-
Euro-Ticket MVV 2024 2024 ckets MVV 2024
Bestandteil A

tz::es"a“pt“adt Mn- 136.885 47,3% 40,1%
Il:llf::d Tolz-Wolfrats. 9983 3,4% 2 9%
LK Dachau 16.405 5,7% 4,8%
LK Ebersberg 16.549 5,7% 4,8%
LK Erding 14.444 5,0% 4,2%
LK Freising 16.933 5,8% 5,0%
LK Fiirstenfeldbruck 23.311 8,1% 6,8%
LK Miinchen 38.986 13,5% 11,4%
LK Starnberg 16.075 5,6% 4,7%
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Summe Bestandteil A 289.571 100,0% 84,8%
Bestandteil B

LK Bad Tolz-Wolfrats.

Siid 3.507 9,3% 1,2%
LK Miesbach 10.391 27,6% 3,6%
LK Rosenheim 23.795 63,1% 8,2%
Summe Bestandteil B 37.693 100,0% 13,0%

Bestandteil C

Kreisfreie Stadt Rosen-

heim 8.580 100,0% 2,2%
Summe Bestandteil C 8.580 100,0% 2,2%
Gesamt
Summe 335.844 N/A ‘ 100,0%

* In Tabelle dargestellte Werte sind gerundet, in der Berechnung findet keine Rundung statt

Die Aufteilung des Kostenanteils der kommunalen Aufgabentrager wird in den Folgejahren
ab 2025 auf Basis der Schulerzahlen (Allgemein bildende Schulen und berufliche Schulen)
fortgeschrieben. Die Daten werden der amtlichen Schulstatistik Bayern entnommen.

Zum Zeitpunkt der Berechnung lagen die Daten der Schulstatistik Herbst 2021 vor und wur-
den dementsprechend fur die Berechnung verwendet und gelten im Abrechnungsjahr 2024.
Die Fortschreibung im Abrechnungsjahr 2025 erfolgt deshalb mit der Schulstatistik Herbst
2022 und in den Folgejahren entsprechend.

Fir den Landkreis Bad Tolz-Wolfratshausen gilt eine besondere Regelung. Da 2020 lediglich
der nordliche Teil des Landkreises in den MVV integriert war, werden fiir diesen Landkreis
fur die Dauer der Allgemeinverfigung 74 Prozent der Schiler im Landkreis dem nérdlichen
Landkreisteil und 26 Prozent der Schiiler dem stidlichen Landkreisteil angerechnet. Dies ist
relevant, da fuir die unterschiedlichen Landkreisteile unterschiedliche Mindererlése je Schler
anfallen.

Kommune Kostenprognose 2024* Maximaler Ausgleichsbetrag 2024

Bestandteil A

Landeshauptstadt Miinchen 4.607.410,00 € 5.420.482,94 €
LK Bad Tolz-Wolfrats. Nord 336.018,00 € 395.314,91 €
LK Dachau 552.176,00 € 649.618,46 €
LK Ebersberg 557.023,00 € 655.320,69 €
LK Erding 486.170,00 € 571.965,19 €

LK Freising 569.948,00 € 670.526,63 €
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3)

(4)

(5)

LK Fiirstenfeldbruck 784.625,00 € 923.087,83 €
LK Miinchen 1.312.229,00 € 1.543.799,16 €
LK Starnberg 541.068,00 € 636.550,85 €
Freistaat Bayern 19.493.333,00 € 22.933.333,34 €
Summe Bestandteil A 29.240.000,00 € 34.400.000,00 €
Bestandteil B
LK Bad Tolz-Wolfrats. Siid 75.131,00 € 88.389,09 €
LK Miesbach 222.607,00 € 261.890,80 €
LK Rosenheim 509.762,00 € 599.720,11 €

Freistaat Bayern

1.615.000,00 €

1.900.000,00 €

Summe Bestandteil B

2.422.500,00 €

2.850.000,00 €

Bestandteil C

Kreisfreie Stadt Rosenheim - € - €

Freistaat Bayern - € - €

Summe Bestandteil C - € - €
Gesamt

Summe 31.662.500,00 € 37.250.000,00 €

*Die Kostenprognose stellt eine Abschéatzung auf Basis der aktuellen Verkaufszahlen des 365-Euro-Tickets MVV
dar

Maximal bis zur Hohe der Mittel nach Absatz 1 reicht die MVV GmbH Ausgleichsleistungen
an die Verbundverkehrsunternehmen aus, die den MVV-Gemeinschaftstarif nach Einfiihrung
des 365-Euro-Ticket MVV seit dem 01. August 2020 bzw. 10. Dezember 2023 im Geltungs-
zeitraum der jeweiligen Allgemeinverfiigung nach § 1 anwenden. Die Gewahrung von Aus-
gleichsleistungen nach dieser Finanzierungrichtlinie an die Verbundverkehrsunternehmen
erfolgt nach Zuweisung der erforderlichen Ausgleichsleistungen durch die MVV-Aufgaben-
trager an die MVV GmbH.

Ab dem 01. August 2020 bzw. 1. Januar 2024 — frilhestens jedoch ab Inkrafttreten der Tarif-
genehmigung des MVV-Gemeinschaftstarifs nach Einflhrung des 365-Euro-Ticket MVV
durch das Bayerische Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr und durch die Regie-
rung von Oberbayern als zustandige Genehmigungsbehdérden — haben die Verbundverkehrs-
unternehmen unter Berlcksichtigung von § 5 Absatz 2 dieser Finanzierungsrichtlinie einen
Anspruch auf Ausreichung der Ausgleichsleistungen nach MalRgabe dieser Finanzierungs-
richtlinie.

Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt auf Basis der Entwicklung der
Schilerzahlen sowie der Entwicklung des MVV-Tarifniveaus sowie dem Tarifniveau des
Deutschlandtickets. Die Fortschreibung wird in Anhang 1, Anhang 2, Anhang 3, und Anhang
4 im Detail dargestellt.
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(6)

(7)

(1)

(2)

()

Sollte sich wahrend der Geltungszeit der jeweiligen Allgemeinverfligungen zur Festsetzung
des 365-Euro-Tickets MVV als Hochsttarif zeigen, dass der Gesamtausgleichsbetrag hierfur
nicht ausreicht, werden die jeweiligen MVV-Aufgabentrager (Bestandteil A und/oder B und/o-
der C) gemeinsam geeignete MalRhahmen (bspw. Anpassung des Gesamtausgleichsbe-
trags) prufen.

Sofern durch die Festsetzung des 365-Euro-Tickets MVV als Hochsttarif in einem anderen
Tarif Mindereinnahmen entstehen, ist dies dem jeweiligen Aufgabentréger direkt anzuzeigen.
Ein Ausgleich dieser Mindereinnahmen erfolgt nicht Gber die Allgemeinverfiigung tber die
Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV fir Schilerinnen, Schiler und Auszubildende zum
01.08.2020 als Hochsttarif, sondern kann gegebenenfalls in bilateralen Vereinbarungen mit
dem jeweiligen Aufgabentrager erfolgen.

8 5 Ausgleichsberechnung

Die Verbundverkehrsunternehmen haben Anspruch auf (anteiligen) Ausgleich der Minder-
einnahmen im MVV (Absétze 2 und 3) und der Verminderung der Ausgleichsleistungen nach
8§ 228 ff. SGB IX (Absatz 4), die durch die Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs (nach
EinfUhrung des 365-Euro-Ticket MVV) gegenlber der bisherigen Fassung des MVV-Gemein-
schaftstarifs entstehen, nach MafRgabe der nachstehenden Regelungen. Der Gesamtaus-
gleichsbetrag fiir alle Verbundverkehrsunternehmen ist auf bis zu 37,25 Millionen Euro pro
Jahr begrenzt, der entsprechend § 4 fortgeschrieben wird. In Jahren in denen das Angebot
des 365-Euro-Ticket MVV nur teilweise angeboten wird, steht ein anteiliger Gesamtaus-
gleichsbetrag von 1/12 des Gesamtausgleichsbetrages je Monat (Fortschreibung entspre-
chend § 4), in dem der MVV-Gemeinschaftstarif nach Einfiihrung des 365-Euro-Ticket MVV
angewendet wird, zur Verfigung.

Sollten der Freistaat Bayern oder der Bund Ausgleichleistungen fir tarifliche Mafinahmen
oder als Ersatz fir Einnahmeausfalle der Verkehrsunternehmen bereitstellen und entspre-
chende Regelungen erlassen, so erfolgt die Ausreichung der Finanzierung nach dieser Fi-
nanzierungsrichtlinie nachrangig, soweit und in dem Umfang es nach den Regelungen des
Freistaats Bayern und/oder des Bundes rechtlich zulassig ist. Die Verkehrsunternehmen ha-
ben diese Ausgleichszahlungen vorrangig in Anspruch zu nehmen bzw. zu beantragen.

Der Gesamtausgleichsbetrag Bestandteil A sowie der Gesamtausgleichsbetrag Bestandteil
B sowie der Gesamtausgleichsbetrag Bestandteil C zum Ausgleich der Mindereinnahmen fir
alle Verbundverkehrsunternehmen errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten
Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV flr Bestandteil A sowie dem fortgeschriebenen
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kalkulierten Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV fir Bestandteil B und dem fortge-
schriebenen kalkulierten Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV flr Bestandteil C. Diese
ergeben sich aus der Differenz von ,Ohne-Fall* und ,Mit-Fall“. In Anhang 1, Anhang 2, An-
hang 3 und Anhang 4 wird die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrages im Detail darge-
stellt. Die Verteilung der Gesamtausgleichsleistungen erfolgt auf die Verbundverkehrsunter-
nehmen getrennt von den Fahrgeldeinnahmen entsprechend den Mal3gaben der MVV-Ein-
nahmenaufteilung. In der 1. Ebene erhalten die Regionalbusunternehmen nach dem Verfah-
ren der Realen Ertragskraft den Einnahmenanspruch aus dem 365-Euro—Ticket MVV beste-
hend aus Fahrgeldeinnahme und Ausgleichsanspruch. Daran schlief3t sich die Verteilung auf
der 2. Ebene und 3. Ebene nach dem dort im jeweiligen Jahr giltigen Schltissel an.

(4) Der Ausgleich der Mindereinnahmen nach Absatz 3, den die Verbundverkehrsunternehmen
erhalten, enthalt auch die Verminderung der Ausgleichsleistungen nach § 228 ff. SGB IX. Die
Hohe des Anteils der Mindereinnahmen durch die Verminderung der Ausgleichsleistungen
nach § 228 ff. SGB IX bemisst sich nach dem vom Zentrum Bayern Familie und Soziales flr
das Jahr 2022 verdéffentlichten Pauschalsatz von 2,60 Prozent (Bayerischer Staatsanzeiger
Nr. 4/2023 vom 27.01.2023).

(5) Die Fahrgeldeinnahmen aus dem MVV-Gemeinschaftstarif, Fahrgeldersatzeinnahmen
(88 228 ff. SGB IX, § 45a PBefG) sowie Ausgleichsleistungen aus anderen Allgemeinen Vor-
schriften verbleiben bei den Verbundverkehrsunternehmen. Die Einnahmenaufteilung im
Verbund bleibt unberihrt.

(6) Gezielte tarifrechtliche MaRnahmen, die direkt zuordenbare Minder- oder Mehreinnahmen
ergeben, kénnen beim Ohne-Fall berticksichtigt werden; Voraussetzung fir die Bertcksich-
tigung im Ohne-Fall ist ein Beschluss des Verbundrates und der Gesellschafterversammlung.

(7) Die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrags erfolgt gemafl Anhang 1-4 getrennt flr vier
Abrechnungsjahre, von denen es sich beim ersten und letzten je um ein Rumpfjahr handelt.
Eventuelle Unterschiede in der Periodenzuordnung zwischen dem Mit- und dem Ohne-Fall
gleichen sich nach Auffassung der MVV-Aufgabentrager tber den gesamten Glltigkeitszeit-
raum aus. Sofern das 365-Euro-Ticket MVV Uber den 31. Juli 2025 hinaus fortgesetzt werden
soll, gewahrleisten die MVV-Aufgabentrager, dass dies auch fur eventuelle Anschlussrege-
lungen gilt.

8 6 Ausgleichsverfahren

(1) Die Zahlung der Ausgleichsleistungen erfolgt durch die MVV-Aufgabentrdger an die MVV
GmbH in Form


https://eygermany-my.sharepoint.com/personal/joshua_kolar_de_ey_com/Documents/Desktop/Mandate/MVV/Entwürfe/von
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a)

b)

von einer Abschlagszahlung im Jahr 2020 und vier Abschlagszahlungen in den Jahren
2021 bis 2024 sowie drei Abschlagszahlungen im Jahr 2025 in Hohe von 85 % der
Kostenprognose fir das jeweilige Abrechnungsjahr (Abschlage) und

einer Schlusszahlung unter Verrechnung der Abschlage nach a), nachdem die Daten
der kassentechnischen Einnahmen im MVV-Gemeinschaftstarif dem MVV vorliegen.

Die Abschlagszahlungen werden entsprechend Anhang 1 berechnet. Die Ausgleichsbetrage kon-
nen nicht negativ werden und wirden bei einem rechnerisch negativen Ergebnis auf null gesetzt
werden (0,00 Euro).

(2) Die Abschlagszahlungen und die Schlusszahlungen der MVV-Aufgabentrager an die MVV

GmbH

erfolgen zu folgenden Terminen:

Abrechnungsijahr 1 2020
e Abschlagszahlung zum 10. November 2020 fiir die Monate August bis Dezember

durch den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Minchen sowie die Landkreise
Bad Tolz-Wolfratshausen, Ebersberg, Freising, Minchen und Starnberg. Die
Landkreise Dachau, Erding und Furstenfeldbruck leisten diese Abschlagszahlung
zum 10. Januar 2021.

e Schlusszahlung Abrechnungsjahr 1 zum 01. Juni 2021

Abrechnungsijahr 2 2021
e 1. Abschlagszahlung zum 20. Januar 2021 fiir die Monate Januar bis Marz

e 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2021 fur die Monate April bis Juni

e 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2021 fir die Monate Juli bis September

e 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2021 fur die Monate Oktober bis Dezember
e Schlusszahlung Abrechnungsjahr 2 zum 01. Juni 2022

Abrechnungsijahr 3 2022
e 1. Abschlagszahlung zum 20. Januar 2022 fiir die Monate Januar bis Marz

e 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2022 flir die Monate April bis Juni

e 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2022 fur die Monate Juli bis September

e 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2022 flir die Monate Oktober bis Dezember
e Schlusszahlung Abrechnungsjahr 3 zum 01. Juni 2023

Abrechnungsijahr 4 2023
e 1. Abschlagszahlung zum 20. Januar 2023 fiir die Monate Januar bis Marz

e 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2023 fur die Monate April bis Juni

e 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2023 fur die Monate Juli bis September

e 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2023 fur die Monate Oktober bis Dezember
e Schlusszahlung Abrechnungsjahr 4 zum 01. Juni 2024
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Abrechnungsjahr 5 2024

1. Abschlagszahlung zum 20. Februar 2024 fir die Monate Januar bis Marz

2. Abschlagszahlung zum 15. April 2024 fur die Monate April bis Juni

3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2024 fir die Monate Juli bis September

4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2024 fur die Monate Oktober bis Dezember
Schlusszahlung Abrechnungsjahr 5 zum 01. Juni 2025

Abrechnungsjahr 6 2025

1. Abschlagszahlung zum 20. Februar 2025 fir die Monate Januar bis Marz
2. Abschlagszahlung zum 15. April 2025 fir die Monate April bis Juni

3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2025 fir den Monat Juli

Schlusszahlung Abrechnungsjahr 6 zum 01. Juni 2026.

(3) Die Abschlagszahlungen und die Schlusszahlungen leitet die MVV GmbH zu folgenden
Terminen an die Verbundverkehrsunternehmen weiter, sofern die Zahlungen der MVV-
Aufgabentrager zu diesem Zeitpunkt bei der MVV GmbH eingegangen sind. Fur den Fall,
dass der MVV GmbH die erforderlichen Mittel zu den genannten Terminen noch nicht
vollstandig zur Verfigung stehen, steht es ihr frei, Teilzahlungen weiterzuleiten oder die
Weiterleitung an einem spateren Datum zu vollziehen.

Abrechnungsjahr 1 2020

Abschlagszahlung zum 05. Dezember 2020 fur die Monate August bis Dezember
durch den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Minchen sowie die Landkreise
Bad Tolz-Wolfratshausen, Ebersberg, Freising, Minchen und Starnberg. Die Ab-
schlagszahlung fur die Landkreise Dachau, Erding und Firstenfeldbruck folgt zum
05. Februar 2021.

Schlusszahlung Abrechnungsjahr 1 zum 25. Juni 2021

Abrechnungsjahr 2 2021

1. Abschlagszahlung zum 15. Februar 2021 fir die Monate Januar bis Marz

2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2021 fiir die Monate April bis Juni

3. Abschlagszahlung zum 10. August 2021 fur die Monate Juli bis September

4. Abschlagszahlung zum 10. November 2021 fur die Monate Oktober bis Dezem-
ber

Schlusszahlung Abrechnungsjahr 2 zum 25. Juni 2022

Abrechnungsjahr 3 2022

1. Abschlagszahlung zum 15. Februar 2022 fir die Monate Januar bis Marz
2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2022 fur die Monate April bis Juni
3. Abschlagszahlung zum 10. August 2022 fur die Monate Juli bis September
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e 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2022 fir die Monate Oktober bis Dezem-
ber
e Schlusszahlung Abrechnungsjahr 3 zum 25. Juni 2023

Abrechnungsjahr 4 2023
e 1. Abschlagszahlung zum 15. Februar 2023 fur die Monate Januar bis Marz

2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2023 fiir die Monate April bis Juni

3. Abschlagszahlung zum 10. August 2023 fur die Monate Juli bis September

e 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2023 fur die Monate Oktober bis Dezem-
ber

e Schlusszahlung Abrechnungsjahr 4 zum 25. Juni 2024

Abrechnungsjahr 5 2024
e 1. Abschlagszahlung zum 15. Marz 2024 fir die Monate Januar bis Marz

e 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2024 fir die Monate April bis Juni

e 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2024 flr die Monate Juli bis September

e 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2024 fur die Monate Oktober bis Dezem-
ber

e Schlusszahlung Abrechnungsjahr 5 zum 25. Juni 2025

Abrechnungsijahr 6 2025
¢ 1. Abschlagszahlung zum 15. Méarz 2025 fir die Monate Januar bis Marz

e 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2025 fiir die Monate April bis Juli
e 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2025 fir den Monat Juli

e Schlusszahlung Abrechnungsjahr 6 zum 25. Juni 2026.

(4) Fur die Verstetigung der kassentechnischen MVV-Einnahmenmeldungen der Verbundver-
kehrsunternehmen und um Uberhghte Ausgleichszahlungen in den betroffenen Jahren 2020
bis 2025 zu vermeiden, erfolgt die Rechnungsstellung bei der Kostenfreiheit des Schulweges
bei den jeweiligen Kostentragern (Landeshauptstadt Miinchen, kreisfreie Stadt Rosenheim
und die Verbundlandkreise) entweder Uber monatliche Rechnungen oder in Form von monat-
lichen Abschlagsrechnungen und einer Endabrechnung. Diese Verstetigung der MVV-Ein-
nahmenmeldungen der Verbundverkehrsunternehmen bei der Kostenfreiheit des Schulweges
und die zeitgerechte Lieferung der Einnahmenmeldungen durch die Verbundverkehrsunter-
nehmen ist Bedingung fur die fristgerechte Ermittlung und die Erstellung der Endabrechnung
im Rahmen dieser Richtlinie. Die genannten Pflichten der Verbundverkehrsunternehmen ste-
hen unter der Voraussetzung, dass die Schulwegkostentrdger dem Verbundverkehrsunter-
nehmen fristgerecht die hierfiir erforderlichen Daten zur Verfligung gestellt haben.
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Im Rahmen der Abschlagszahlungen ggf. Giberzahlte Betrage sind nach der Endabrechnung
von den Verbundverkehrsunternehmen innerhalb der in der Mitteilung Uber die Endabrech-
nung festgelegten Zahlungsfrist zurtickzugewéahren.

Die MVV GmbH reicht die ihr zugewiesenen Ausgleichsleistungen im Namen und Auftrag der
MVV-Aufgabentrager und nach Maf3gabe dieser Richtlinie an die Verbundverkehrsunterneh-
men aus. Die Abschlagszahlung an die Verbundverkehrsunternehmen kann auch als Anteil
erfolgen, sofern der MVV GmbH zum jeweiligen Auszahlungsdatum nicht die volle Abschlags-
zahlung aller MVV-Aufgabentrager vorliegt.

§ 7 Uberkompensationsverbot, Verfahren bei Uberkompensation

Der Ausgleich darf zu keiner Uberkompensation des Verbundverkehrsunternehmens bei der
Beforderung von Personen im MVV-Gemeinschaftstarif flihren. Fir die Ermittlung, ob eine
Uberkompensation eingetreten ist oder nicht, ist der Anhang der VO 1370/2007 zu beachten.
MaRgeblich fiir die Uberkompensationskontrolle ist nicht das Abrechnungsjahr, sondern das
Nachweisjahr.

Zum Nachweis der Nicht-Uberkompensation haben die Verbundverkehrsunternehmen mit
Einnahmeninteresse bis zum 31. Dezember des auf das Nachweisjahr folgenden Jahres eine
unternehmensindividuelle Aufstellung Uber die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus
der Erfullung der Tarifpflicht im MVV-Gemeinschaftstarif in Bezug auf das 365-Euro-Ticket
MVV gegenuber der MVV GmbH vorzulegen. Die Richtigkeit der Aufstellung muss durch ei-
nen Wirtschaftsprifer bescheinigt sein. Verbundverkehrsunternehmen, die auf Basis mehre-
rer Verkehrsvertrage im MVYV tatig sind, kdnnen den Nachweis auch verkehrsvertragsspezi-
fisch erbringen.

Fur die Aufstellung sind folgende Grundsatze zu beachten:

1. Die Aufstellung besteht aus einer unternehmensindividuellen Ausweisung des finanziel-
len Nettoeffekts, der aus der vorliegenden Allgemeinen Vorschrift resultiert.

2. Zum finanziellen Nettoeffekt zahlen gemal Anhang zur VO (EG) 1370/2007 alle Auswir-
kungen auf Kosten und Einnahmen. Die Auswirkungen auf die Einnahmen bestehen
mindestens in der Gegentiberstellung der Differenz von ,Mit-Fall* und ,,Ohne-Fall* im
Sinne von § 5 Absatz 3. Den Unternehmen steht es frei, weitergehende Auswirkungen
auf die Einnahmen nachzuweisen. Zu den Auswirkungen auf die Kosten gehéren nach-
weisbare und nachgewiesene rein tarifinduzierte Kosten, die objektiv erforderlich sind
und nicht von der jeweiligen zustandigen Behotrde aufgrund eines offentlichen Dienst-
leistungsauftrags veranlasst und ausgeglichen werden. Die Betrdge sind netto (ohne
Umsatzsteuer) auszuweisen.
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Die MVV GmbH kann konkretisierende Vorgaben fiur die Erstellung der Aufstellung machen
und erlauternde Hinweise gegeniber den Verbundverkehrsunternehmen geben.

(4) Zur Vermeidung einer Doppelfinanzierung nach dieser Finanzierungsrichtlinie und des Aus-
gleichs nach § 45a Personenbeférderungsgesetz (PBefG) sollen die Verkehrsunternehmen
eine Vereinbarung mit Freistaat Bayern bezlglich des Ausgleichs nach 8§ 45a PBefG treffen.

(5) Im Falle einer Uberschreitung des nach MaRgabe der vorstehenden Absatze hochstzulassi-
gen Ausgleichsbetrags hat das betroffene Verbundverkehrsunternehmen den Betrag der
Uberschreitung zur Vermeidung einer unzuldssigen Beihilfe einschlieRlich Verzinsung ab dem
Eintritt der Uberkompensation zuriickzuzahlen. Gleiches gilt, wenn die Aufstellung im Sinne
von Absatz 2 nicht fristgerecht vorgelegt wird. Die Hohe der Verzinsung richtet sich nach der
jeweils aktuellen Mitteilung der EU-Kommission Uber die aktuellen bei Beihilfe-Rickforderun-
gen angewandten Zinssatze.

8 8 Jahrlicher Gesamtbericht

Die MVV-Aufgabentrager bzw. die MVV GmbH im Auftrag der MVV-Aufgabentrager veroffentli-
chen jeweils gemafd Art. 7 Abs. 1 VO 1370/2007 einmal jahrlich einen Gesamtbericht und benen-
nen hierin die vorliegende Allgemeine Vorschrift und die gewahrten Ausgleichsleistungen in
Summe fir alle Verbundverkehrsunternehmen. Die hierfur erforderlichen Informationen werden
den MVV-Aufgabentragern von der MVV GmbH zur Verfligung gestelit.

8 9 Grundsétze wirtschaftlichen Handelns, Anreizregelung gem. Anhang VO 1370/2007

Die Verbundverkehrsunternehmen mit Einnahmeninteresse haben weiterhin Interesse, ihre Ein-
nahmen zu steigern, da sie keinen Anspruch auf einen vollstdndigen Ausgleich der spezifischen
Nachteile aus der Tarifpflicht haben und zudem — mit Ausnahme von Bruttovertragsunternehmen
— die Erlosrisiken und Erléschancen tragen. Insofern berihrt das Verfahren zur Gewahrung von
Ausgleichsleistungen nach dieser Richtlinie nicht den bestehenden Anreiz fur die Verbundver-
kehrsunternehmen zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer wirtschaftlichen Geschéftsfuh-
rung und der Erbringung von Personenverkehrsdiensten in ausreichend hoher Qualitat. Die qua-
litativen Vorgaben flr die Verbundverkehrsunternehmen ergeben sich aus den jeweils gultigen
Nahverkehrspléanen, Verkehrsvertrdgen und sonstigen Vorgaben der MVV-Aufgabentréager.
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8 10 Fortschreibung

Die Gesellschafterversammlung der MVV GmbH ist ermachtigt, diese Richtlinie im Hinblick auf
die Verfahrensregelungen (nur Fristen und Termine) und Nachweisfiihrung (nur konkretisierende
Vorgaben und Hinweise zur Aufstellung zum Nachweis der Nichtiiberkompensation) nach § 6 und
§ 7 abzuandern und fortzuentwickeln. Anderungen sind den Verbundverkehrsunternehmen un-
verziglich mitzuteilen.

Anhénge:

Anhang 1: Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen firr den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Minchen und
die die Landkreise Bad Tolz-Wolfratshausen (nordlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Frei-
sing, Furstenfeldbruck, Minchen und Starnberg

Anhang 2: Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen fir den Freistaat Bayern sowie die Landkreise Bad Tolz-Wolf-
ratshausen (stdlicher Teil), Miesbach und Rosenheim

Anhang 3: Berechnungsgrundlagen fur den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Minchen und
die die Landkreise Bad Tolz-Wolfratshausen (nordlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Frei-
sing, Furstenfeldbruck, Minchen und Starnberg

Anhang 4: Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen fiir den fir den Freistaat Bayern sowie die kreisfreie Stadt
Rosenheim
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Anhang 1 zur Finanzierungsrichtlinie ,,365-Euro-Ticket MVV*
der Munchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH:

Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen fir den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Min-
chen und die Landkreise Bad Tdlz-Wolfratshausen (nordlicher Teil), Dachau, Ebersberg,
Erding, Freising, Furstenfeldbruck, Minchen und Starnberg

Praambel und Definition

Der Anhang 1 definiert die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrages Bestandteil A zum Aus-
gleich der Mindereinnahmen fiir alle Verbundverkehrsunternehmen, die Berechnung des maxi-
malen Ausgleichsbetrages, die Kostenprognose entsprechend der Finanzierungsrichtlinie ,365-
Euro-Ticket MVV* der Minchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH sowie die Abschlagszahlun-
gen. Der Gesamtausgleichsbetrag errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten Aus-
gleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV, welcher sich aus der Differenz von fortgeschriebenem
»Ohne-Fall“ und ,Mit-Fall“ des Basisjahres 2020 ergibt. Die Berechnung des ,Ohne-Fall* und des
.Mit-Fall“ des Basisjahres 2020 richtet sich nach Anhang 3.

§ 1 Berechnung Mindererlése eines Abrechnungsjahres Bestandteil A

(1) Der Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket im Basisjahr 2020 betragt 143,20 Euro netto beste-
hend aus 139,57 Euro Anteil Mindererldse sowie 3,63 Euro Ausgleich fir SGB I1X Zahlungen.
In die Berechnung zur Fortschreibung des Ausgleichsbedarfes der 365-Euro-Tickets MVV
flieRen der Mindererlésanteil, fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets, der
Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent) und der Tarifsteigerungs-
Wert ein, woraus sich ein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungsjahr ergibt.

(2) Die Variablen sind folgendermaf3en definiert:

o Tarifsteigerungs-Wert: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung im MVV-
Gemeinschatftstarif innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.
Beispiel: im Abrechnungsjahr 2021 erfolgte eine durchschnittliche Anpassung des
MVV-Gemeinschaftstarifes von 3,7 Prozent, hieraus ergibt sich ein Tarifsteigerungs-
Wert von 1,037.

o Mindererlgsanteil: der Mindererlésanteil des Abrechnungsjahres errechnet sich aus
dem Mindererlosanteil des Vorjahres multipliziert mit dem Tarifsteigerungs-Wert.
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Beispiel: 139,57 Euro (Mindererldsanteil 2020) multipliziert mit 1,028 (Tarifsteige-
rungs-Wert 2021) ergibt 143,48 Euro (Mindererlésanteil 2021).

Fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets: Da der Preis des 365-Euro-
Tickets nicht angepasst wird, wird die fehlende Tarifsteigerung als Mindererlos aus-
geglichen. Der Mindererlos ist dabei der Netto-Wert des 365-Euro-Tickets multipli-
ziert mit dem kumulierten Tarifsteigerungs-Wert ab 2021 abzuglich des Netto-Wer-
tes des 365-Euro-Tickets.

Beispiel: der Wert fiir 2022 von 22,53 Euro entspricht 365,00 Euro geteilt durch 1,07
multipliziert mit 1,028 (Tarifsteigerungswert 2021) multipliziert mit 1,037 (Tarifsteige-
rungswert 2022) abzuglich 365,00 Euro geteilt durch 1,07.

Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent): entspricht der
Addition aus Mindererldsanteil und dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises
des 365-Euro-Tickets des jeweiligen Jahres jeweils multipliziert mit 2,60 Prozent.

Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungsjahr: entspricht der Addition
aus Mindererlésanteil, dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-
Euro-Tickets und dem Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung des jeweiligen Jah-
res.

Beispiel: 159,05 Euro (Mindererlosanteil 2023) addiert mit 47,62 Euro (Wert der feh-
lenden Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets 2023) addiert mit 5,37 Euro
(Ausgleich der fehlenden SGB 1X Zahlung 2023) ergibt 212,05 Euro (Ausgleichsbe-
darf je 365-Euro-Ticket 2023).

Abrechnungsjahre sind folgendermal3en definiert:
Basiszeitraum: 01. 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019
Abrechnungsjahr 1: 01. August 2020 bis 31. Dezember 2020
Abrechnungsjahr 2: 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021
Abrechnungsjahr 3: 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022
Abrechnungsjahr 4: 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023
Abrechnungsjahr 5: 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024
Abrechnungsjahr 6: 01. Januar 2025 bis 31. Juli 2025

Hinweis: In Berechnungen wird nur gerundet, wenn darauf hingewiesen wurde. Hier
dargestellte Werte kdnnen gerundet sein.
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(3) Der Gesamtbetrag an Mindererlosen (Bestandteil A) eines Abrechnungsjahres wird in der
Schlussrechnung abgerechnet und ergibt sich folgendermafen:

o Der Gesamtbetrag entspricht der Anzahl an 365-Euro-Tickets des Abrechnungsjah-
res multipliziert mit 84,79 Prozent (Anteil 365-Euro-Tickets Bestandteil A) multipli-
ziert mit dem Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket.

e Ein 365-Euro-Ticket kann sich aus zehn Zahlmonaten zusammensetzen. 365-Euro-
Tickets werden auch anteilig gerechnet.

e Fur Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.
¢ Es wird kaufmannisch auf volle Euro gerundet.

(4) Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung einschlieBlich des Jahrs 2024

Ausgleichsbedarf je

Minderer- Fehlende Steigerung des | Ausgleich der 365-Euro-Ticket und
|6santeil Preises des 365-Euro-Ti- | fehlenden SGB IX | Tarifsteige- Zeitpunkt Tarif- | Abrechnungsjahr

Jahr | (netto) ckets (netto) Zahlung rungs-Wert anpassung (netto)

2020 | 139,57 € - € 3,63 € 0| N/A 143,20 €

2021 | 143,48 € 9,55 € 3,98 € 1,028 13.12.2020 | 157,01 €

2022 | 148,79 € 22,53 € 4,45 € 1,037 12.12.2021 | 175,77 €

2023 | 159,05 € 47,62 € 5,37 € 1,069 11.12.2022 | 212,05 €

2024 | 165,89 € 64,33 € 5,99 € 1,043 10.12.2023 | 236,21 €

8 2 Maximaler Ausgleichsbetrag Bestandteil A
(1) Der maximale Ausgleichsbetrag betragt im Abrechnungsjahr 2024 34,40 Mio. Euro.

(2) Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt auf Basis der Entwicklung der
Schilerzahlen sowie der Entwicklung des Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket. Dabei wird
wie folgt vorgegangen.

o Die Schilerzahlen sowie Schiiler-Potential werden entsprechend Finanzierungsricht-
linie 8 4 (2) auf Basis 2 auf Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-
ben.

e Der neue maximale Ausgleichsbetrag ergibt sich folgendermalR3en: Maximaler Aus-
gleichsbetrag des Abrechnungsjahres entspricht dem maximalen Ausgleichsbetrag
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des Vorjahres multipliziert mit dem Schuler-Potential des Abrechnungsjahres dividiert
durch das Schulerpotential des Vorjahres multipliziert mit dem Ausgleichsbedarf je
365-Euro-Ticket des Abrechnungsjahres dividiert durch den Ausgleichsbedarf je 365-
Euro-Ticket des Vorjahres.

¢ Die Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt zu Beginn eines Abrech-
nungsjahres und wird den Verbundpartnern tbermittelt.

e Fur Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.

¢ Es wird kaufmannisch auf volle Euro gerundet.

§ 3 Kostenprognose Bestandteil A
(1) Die Kostenprognose betragt im Abrechnungsjahr 2024 29.240.000,00 Euro.
(2) Die Fortschreibung der Kostenprognose erfolgt folgendermalRlen:

o Die Kostenprognose fir ein Abrechnungsjahr betragt 85,0 Prozent des Maximalen
Ausgleichsbetrages des Abrechnungsjahres.

¢ Die Berechnung der Kostenprognose erfolgt zu Beginn eines Abrechnungsjahres und
wird den Verbundpartnern Ubermittelt.

o Es wird kaufmannisch auf volle Euro gerundet.

8 4 Abschlagszahlungen Bestandteil A

Die Abschlagszahlungen nach § 6 der Finanzierungsrichtlinie berechnen sich wie folgt. Je Monat
der Abschlagszahlung wird ein Monatsanteil der Kostenprognose des Abrechnungsjahres zu 85
Prozent angerechnet. Beispiel: Besteht das Abrechnungsjahr aus zwolf Monaten wird je Monat
ein Zwolftel der Kostenprognose angerechnet; besteht ein Abrechnungsjahr aus sieben Monaten,
wird je Monat ein Siebtel der Kostenprognose angerechnet.
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Anhang 2 zur Finanzierungsrichtlinie ,,365-Euro-Ticket MVV*
der Munchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH:

Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen fiir den Freistaat Bayern sowie die Landkreise Bad
Tolz-Wolfratshausen (sudlicher Teil), Miesbach und Rosenheim

Praambel und Definition

Der Anhang 2 definiert die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrages Bestandteil B zum Aus-
gleich der Mindereinnahmen fir alle Verbundverkehrsunternehmen, die Berechnung des maxi-
malen Ausgleichsbetrages, die Kostenprognose entsprechend der Finanzierungsrichtlinie ,365-
Euro-Ticket MVV* der Miinchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH sowie die Abschlagszahlun-
gen. Der Gesamtausgleichsbetrag errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten Aus-
gleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV, welcher sich aus der Differenz von fortgeschriebenem
,Ohne-Fall“ und ,Mit-Fall“ Bestandteil B des Jahres 2024 ergibt.

8§ 1 Berechnungsgrundlage Bestandteil B

(1) Auf Basis eines Mit- und Ohne-Falls wurde fur das Jahr 2024 ein Ausgleichsbedarf je 365-
Euro-Ticket berechnet.

(2) In der folgenden Tabelle sind die Berechnungsgrundlagen fir den Ausgleichsbedarf je 365-
Euro-Ticket dargestellt:

Berechnung Mit- und Ohne-Fall Bestandteil B

Ohne-Fall brutto Mit-Fall brutto
Gruppe Anzahl Kosten p.a. Anteil Bartarif Kosten p.a.
Kostenfreie Schulertickets 13.500 549,00 € 10,00 € 365,00 €
Selbstzahler ganzjahrig 1.538 510,00 € 20,00 € 365,00 €
Selbstzahler teiljahrig 1.538 295,00 € 50,00 € 365,00 €
Nutzer Bartarif 1.319 130,00 € 80,00 € 365,00 €
Zusatzliche entgangene Ein-
nahmen im Bartarif 3,89 € - € - €
Summe 17.895 8.890.827,75 € 348.157,50 € 6.531.675,00 €
Ausgleichsbedarf 2024 brutto 2.359.152,75 €
Ausgleichsbedarf 2024 netto 2.204.815,65 €
Ausgleichsbedarf je 365-Euro-
Ticket 2024 netto 123,21 €
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§ 2 Berechnung Mindererlése eines Abrechnungsjahres Bestandteil B

(1) Der Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket im Jahr 2024 betragt 126,41 Euro netto bestehend
aus 123,21 Euro Anteil Mindererldse sowie 3,20 Euro Ausgleich fur SGB IX Zahlungen. In
die Berechnung zur Fortschreibung des Ausgleichsbedarfes der 365-Euro-Tickets MVYV flie-
Ren der Mindererlgsanteil, fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets, der Aus-
gleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent), der Tarifsteigerungs-Wert
MVV und der Tarifsteigerungs-Wert DLT ein, woraus sich ein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-
Ticket und Abrechnungsjahr ergibt.

(2) Die Variablen sind folgendermalRen definiert:

o Tarifsteigerungs-Wert MVV: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung im
MVV-Gemeinschaftstarif innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.
Beispiel: im Abrechnungsjahr 2021 erfolgte eine durchschnittliche Anpassung des
MVV-Gemeinschaftstarifes von 3,7 Prozent, hieraus ergibt sich ein Tarifsteigerungs-
Wert von 1,037.

o Tarifsteigerungs-Wert DLT: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung des
Deutschlandtickets innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.
Beispiel mit theoretischen Werten: im Abrechnungsjahr 2024 erfolgte eine durch-
schnittliche Anpassung des Deutschlandtickets von 5,0 Prozent, hieraus ergibt sich
ein Tarifsteigerungs-Wert von 1,05.

¢ Mindererldsanteil: der Mindererldsanteil des Abrechnungsjahres errechnet sich aus
dem Tarifsteigerungs-Wert MVV multipliziert mit 0,047 addiert mit dem Tarifsteige-
rungs-Wert DLT multipliziert mit 0,953 anschliel3end multipliziert mit dem Minderer-
I6santeil des Vorjahres. Der Wert von 0,047 ergibt sich aus dem Anteil des MVV-
Tarifs des Ohne-Falles, der Wert von 0,953 ergibt sich aus dem Anteil des Deutsch-
landtickets des Ohne-Falles.
Beispiel mit theoretischen Werten: 1,028 (Tarifsteigerungs-Wert MVV 2025) multipli-
ziert mit 0,047 zuziglich 1,05 (Tarifsteigerungs-Wert DLT 2025) multipliziert mit
0,953 anschliel3end multipliziert mit 123,21 Euro (Mindererlésanteil 2024) ergibt
129,24 Euro (Mindererlosanteil 2025).

o Fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets: Da der Preis des 365-Euro-
Tickets nicht angepasst wird, wird die fehlende Tarifsteigerung als Mindererlds aus-
geglichen. Der Mindererlos errechnet sich wie folgt: der kumulierte Tarifsteigerungs-
Wert MVV ab 2025 multipliziert mit 0,047 addiert mit dem kumulierten Tarifsteige-
rungs-Wert DLT ab 2025 multipliziert mit 0,953 anschliel3end multipliziert mit dem
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Netto-Wert des 365-Euro-Tickets, zuletzt wird der Netto-Wertes des 365-Euro-Ti-
ckets abgezogen.

Beispiel mit theoretischen Werten: der Wert fur 2026 von 23,65 Euro entspricht
1,028 (Tarifsteigerungs-Wert MVV 2025) multipliziert mit 1,01 (Tarifsteigerungs-
Wert MVV 2026) multipliziert mit 0,047 zuzuglich 1,05 (Tarifsteigerungs-Wert DLT
2025) multipliziert 1,02 (Tarifsteigerungs-Wert DLT 2026) multipliziert mit 0,953 an-
schlie3end multipliziert mit 365,00 Euro geteilt durch 1,07, zuletzt abztglich 365,00
Euro geteilt durch 1,07.

e Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent): entspricht der
Addition aus Mindererldsanteil und dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises
des 365-Euro-Tickets des jeweiligen Jahres jeweils multipliziert mit 2,60 Prozent.

o Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungsjahr: entspricht der Addition

aus Mindererlésanteil, dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-
Euro-Tickets und dem Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung des jeweiligen Jah-
res.
Beispiel mit theoretischen Werten: 129,24 Euro (Mindererldsanteil 2025) addiert mit
16,67 Euro (Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets 2025)
addiert mit 3,79 Euro (Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung 2025) ergibt 149,71
Euro (Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket 2025).

e Abrechnungsjahre sind folgendermalR3en definiert:
Basiszeitraum: 01. 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019
Abrechnungsjahr 1: 01. August 2020 bis 31. Dezember 2020
Abrechnungsjahr 2: 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021
Abrechnungsjahr 3: 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022
Abrechnungsjahr 4: 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023
Abrechnungsjahr 5: 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024
Abrechnungsjahr 6: 01. Januar 2025 bis 31. Juli 2025

e Hinweis: In Berechnungen wird nur gerundet, wenn darauf hingewiesen wurde. Hier
dargestellte Werte kdnnen gerundet sein.

(3) Der Gesamtbetrag an Mindererlosen (Bestandteil B) eines Abrechnungsjahres wird in der
Schlussrechnung abgerechnet und ergibt sich folgendermafien:
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Der Gesamtbetrag entspricht der Anzahl an 365-Euro-Tickets des Abrechnungsjah-
res multipliziert mit 13,04 Prozent (Anteil 365-Euro-Tickets Bestandteil B, vgl. § 4
Abs. 2 Finanzierungsrichtlinie ,365-Euro-Ticket MVV*) multipliziert mit dem Aus-
gleichsbedarf je 365-Euro-Ticket.

Ein 365-Euro-Ticket kann sich aus zehn Zahlmonaten zusammensetzen. 365-Euro-
Tickets werden auch anteilig gerechnet.

Fir Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.

Es wird kaufméannisch auf volle Euro gerundet.

(3) Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung ab dem Jahr 2024

Minderer- | Fehlende Steigerung des Ausgleich der | Tarifsteige- Tarifsteige- Ausgleichsbedarf je 365-
|6santeil Preises des 365-Euro-Ti- fehlenden SGB | rungs-Wert rungs-Wert Euro-Ticket und Abrech-
Jahr | (netto) ckets (netto) IX Zahlung MVV DLT nungsjahr (netto)
2024 | 123,21 € - € 3,20€ 126,41 €

8 3 Maximaler Ausgleichsbetrag Bestandteil B

(1) Der maximale Ausgleichsbetrag betragt im Abrechnungsjahr 2024 2,85 Mio. Euro.

(2) Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt auf Basis der Entwicklung der
Schilerzahlen sowie der Entwicklung des Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket. Dabei wird
wie folgt vorgegangen.

Die Schuilerzahlen sowie Schiler-Potential werden entsprechend Finanzierungsricht-
linie 8 4 (2) auf Basis 2 auf Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-
ben.

Der neue maximale Ausgleichsbetrag ergibt sich folgendermaf3en: Maximaler Aus-
gleichsbetrag des Abrechnungsjahres entspricht dem maximalen Ausgleichsbetrag
des Vorjahres multipliziert mit dem Schuler-Potential des Abrechnungsjahres dividiert
durch das Schulerpotential des Vorjahres multipliziert mit dem Ausgleichsbedarf je
365-Euro-Ticket des Abrechnungsjahres dividiert durch den Ausgleichsbedarf je 365-
Euro-Ticket des Vorjahres.

Die Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt zu Beginn eines Abrech-
nungsjahres und wird den Verbundpartnern tbermittelt.
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e Fur Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.

o Es wird kaufmannisch auf volle Euro gerundet.

8 4 Kostenprognose Bestandteil B
(1) Die Kostenprognose betragt im Abrechnungsjahr 2024 2.422.500,00 Euro.

(2) Die Fortschreibung der Kostenprognose erfolgt folgendermalRlen:

o Die Kostenprognose fiur ein Abrechnungsjahr betragt 85,0 Prozent des Maximalen
Ausgleichsbetrages des Abrechnungsjahres.

o Die Berechnung der Kostenprognose erfolgt zu Beginn eines Abrechnungsjahres und
wird den Verbundpartnern Ubermittelt.

¢ Es wird kaufmannisch auf volle Euro gerundet.

8§ 5 Abschlagszahlungen Bestandteil B

Die Abschlagszahlungen nach § 6 der Finanzierungsrichtlinie berechnen sich wie folgt. Je Monat
der Abschlagszahlung wird ein Monatsanteil der Kostenprognose des Abrechnungsjahres zu 85
Prozent angerechnet. Beispiel: Besteht das Abrechnungsjahr aus zwdlf Monaten wird je Monat
ein Zwolftel der Kostenprognose angerechnet; besteht ein Abrechnungsjahr aus sieben Monaten,

wird je Monat ein Siebtel der Kostenprognose angerechnet.
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und die die Landkreise Bad Tolz-Wolfratshausen (nérdlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Flrstenfeldbruck, Miinchen und Starnberg

1. Berechnung der Minderlése im Basisjahr 2020:

Berechnung des Ausgleichsbedarfs im Basisjahr 2020

Mindereinnahmen nach Tarifprodukt Ohne-Fall Mit-Fall Brutto-Differenz Netto-Berechnung
I) Wochen- und Monatskarten inkl. AusbildungPluscard 24.848.997 € 2.372.808 € 22.476.189 € 21.005.784 €
I) Kostenfreiheit d. Schulwegs und Abo 39.652.462 € 53.610.008 € - 13.957.547 € 13.044.436 €
I1) Bartarif 20.799.121 € 9.732.405 € 11.066.716 € 10.342.725 €
Prognostizierte Mindereinnahmen 19.585.358 € 18.304.073 €
IV) Zusatzliche entgangene Einnahmen im Bartarif 2.241.488 € 2.094.848 €
V) Erweiterung auf Zonen M-12 1.040.251 € 972.197 €
VI) Kostendeckung der Erweiterung durch vorherige Einfiihrung des
Deutschlandtickets - 1.040.251 € 972.197 €
Ausgleichsbedarf 365-Euro-Ticket MVV Basisjahr 2020 21.826.845,36 € 20.398.920,90 €
Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket Basisjahr 2020 149,34 € 139,57 €
Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.
2. Berechnungsgrundlagen:
a) 1) Wochen- und Monatskarten inkl. AusbildungPluscard (Ohne-Fall)
Zonen Tarifstan | Elastizitat Anteil Nicht- | Anteil Anzahl 365-Euro-

Tarifprodukt | Elastizitat TSR Stiickzahl 2019 | Ringe | (M=2) Tarifstand 2019 | d 2020 TSR Einnahme Berechtigte | Wechsler | Tickets
Woche AT1 0,3 24.905 10,80 € 11,90 € 24.144 | 287.313,60 € 2,0% 83,5% 507

0,3 29.078 2 10,80 € 11,90 € 28.190 | 335.461,00 € 2,0% 83,5% 591

0,3 9.682 2 12,90 € 11,90 € 9.907 | 117.893,30 € 2,0% 83,5% 208




_ 0,3 2.646 4 2 15,50 € 11,90 € 2.830 | 33.677,00 € 2,0% 83,5% 59
0,3 943 5 3 17,90 € 19,20 € 922|17.702,40 € 2,0% 83,5% 19
0,3 334 6 3 20,30 € 19,20 € 339 | 6.508,80 € 2,0% 83,5% 7
0,3 280 7 4 22,80 € 24,60 € 273 |6.715,80 € 2,0% 83,5% 6
0,3 138 8 4 25,00 € 24,60 € 139 | 3.419,40 € 2,0% 83,5% 3
0,3 224 9 5 26,50 € 28,50 € 219 |6.241,50 € 2,0% 83,5% 5
0,3 69 10 5 26,50 € 28,50 € 67| 1.909,50 € 2,0% 83,5% 1
0,3 33 11 6 26,50 € 28,50 € 32 (912,00 € 2,0% 83,5% 1
0,3 34 12 6 26,50 € 28,50 € 331940,50 € 2,0% 83,5% 1
0,3 17 13 M-5 26,50 € 28,50 € 17 | 484,50 € 2,0% 83,5% -
0,3 1 14 M-5 26,50 € 28,50 € 1]28,50€ 2,0% 83,5% -
0,3 0 15 M-6 26,50 € 28,50 € 0|- € 2,0% 83,5% -
0,3 0 16 M-6 26,50 € 28,50 € 0|- € 2,0% 83,5% -
Summe 840.101,70 € 1.408,00
Zzgl.
Einnahme
ab
15.12.2020 | 20.893,90 €
Zonen Tarifstan | Elastizitat Anteil Nicht- | Anteil Anzahl 365-Euro-
Tarifprodukt | Elastizitdt TSR Stiickzahl 2019 | Ringe | (M=2) Tarifstand 2019 | d 2020 TSR Einnahme Berechtigte | Wechsler | Tickets
Monat AT1 0,3 15.814 1 2 38,60 € 38,60 € 15.814 | 610.420,40 € 2,0% 91,0% 1.567
0,3 20.698 2 2 38,60 € 38,60 € 20.698 | 798.942,80 € 2,0% 91,0% 2.051
0,3 5.553 3 2 46,30 € 38,60 € 5.830 | 225.038,00 € 2,0% 91,0% 578
0,3 2.357 4 2 55,40 € 38,60 € 2.571|99.240,60 € 2,0% 91,0% 255




0,3 651 5 3 63,70 € 62,20 € 656 | 40.803,20 € 2,0% 91,0% 65
0,3 305 6 3 72,60 € 62,20 € 318 | 19.779,60 € 2,0% 91,0% 32
0,3 236 7 4 81,50 € 79,40 € 238 | 18.897,20 € 2,0% 91,0% 24
0,3 79 8 4 89,50 € 79,40 € 8216.510,80 € 2,0% 91,0% 8
0,3 62 9 5 94,60 € 92,00 € 63 | 5.796,00 € 2,0% 91,0% 6
0,3 94 10 5 94,60 € 92,00 € 95| 8.740,00 € 2,0% 91,0% 9
0,3 9 11 6 94,60 € 92,00 € 91828,00 € 2,0% 91,0% 1
0,3 45 12 6 94,60 € 92,00 € 45| 4.140,00 € 2,0% 91,0% 4
0,3 31 13 M-5 94,60 € 92,00 € 3112.852,00 € 2,0% 91,0% 3
0,3 2 14 M-5 94,60 € 92,00 € 2 184,00 € 2,0% 91,0% -
0,3 1 15 M-6 94,60 € 92,00 € 1]92,00 € 2,0% 91,0% -
0,3 348 16 M-6 94,60 € 92,00 € 35132.292,00 € 2,0% 91,0% 35
Summe 1.893.396,80 € 4.638,00
Zzgl.
Einnahme
ab
15.12.2020 | 18.840,20 €
Zonen Tarifstan | Elastizitat Anteil Nicht- | Anteil Anzahl 365-Euro-
Tarifprodukt | Elastizitdt TSR Stiickzahl 2019 | Ringe | (M=2) Tarifstand 2019 | d 2020 TSR Einnahme Berechtigte | Wechsler | Tickets
Woche AT2 0,3 10.525 1 2 11,60 € 12,80 € 10.198 | 130.534,40 € 2,0% 93,0% 238
0,3 48.734 2 2 11,60 € 12,80 € 47.222 | 604.441,60 € 2,0% 93,0% 1.104
0,3 58.103 3 2 13,80 € 12,80 € 59.366 | 759.884,80 € 2,0% 93,0% 1.387
_ 0,3 37.463 4 2 16,60 € 12,80 € 40.036 | 512.460,80 € 2,0% 93,0% 936
0,3 15.765 5 3 19,00 € 20,60 € 15.367 | 316.560,20 € 2,0% 93,0% 359




0,3 12334 6 3 21,80 € 20,60 € 12538 | 258.282,80 € 2,0% 93,0% 293
0,3 10350 7 4 24,40 € 26,30 € 10108 | 265.840,40 € 2,0% 93,0% 236
0,3 11453 8 4 26,80 € 26,30 € 11517 | 302.897,10 € 2,0% 93,0% 269
0,3 5971 9 5 29,50 € 32,00 € 5819 | 186.208,00 € 2,0% 93,0% 136
0,3 10284 10 5 32,00 € 32,00 € 10284 | 329.088,00 € 2,0% 93,0% 240
0,3 4617 11 6 34,30 € 37,70 € 4480 | 168.896,00 € 2,0% 93,0% 105
0,3 14069 12 6 36,70 € 37,70 € 13954 | 526.065,80 € 2,0% 93,0% 326
0,3 1461 13 M-5 39,40 € 43,50 € 1415 | 61.552,50 € 2,0% 93,0% 33
0,3 514 14 M-5 42,20 € 43,50 € 509 | 22.141,50 € 2,0% 93,0% 12
0,3 1530 15 M-6 44,60 € 49,30 € 1482 | 73.062,60 € 2,0% 93,0% 35
0,3 181 16 M-6 47,30 € 49,30 € 179 | 8.824,70 € 2,0% 93,0% 4
Summe 4.675.771,00 € 5.713,00
Zzgl.
Einnahme
ab
15.12.2020 | 149.029,80 €
Zonen Tarifstan | Elastizitat Anteil Nicht- | Anteil Anzahl 365-Euro-
Tarifprodukt | Elastizitdt TSR Stiickzahl 2019 | Ringe | (M=2) Tarifstand 2019 | d 2020 TSR Einnahme Berechtigte | Wechsler | Tickets
Monat AT2 0,3 11.445 1 2 41,40 € 41,40 € 11.445]473.823,00 € 2,0% 92,3% 1.150
0,3 57.543 2 2 41,40 € 41,40 € 57.543 | 2.382.280,20 € 2,0% 92,3% 5.783
0,3 87.071 3 2 49,50 € 41,40 € 91.345 | 3.781.683,00 € 2,0% 92,3% 9.181
: 0,3 62.051 4 2 59,30 € 41,40 € 67.670 | 2.801.538,00 € 2,0% 92,3% 6.801
0,3 19.123 5 3 67,80 € 66,70 € 19.216 | 1.281.707,20 € 2,0% 92,3% 1.931
0,3 12831 6 3 77,80 € 66,70 € 13380 | 892.446,00 € 2,0% 92,3% 1.345




0,3 10280 7 4 87,40 € 85,10 € 10361 | 881.721,10 € 2,0% 92,3% 1.041
0,3 8723 8 4 95,90 € 85,10 € 9018 | 767.431,80 € 2,0% 92,3% 906
0,3 3766 9 5 105,40 € 103,40 € 3787 |391.575,80 € 2,0% 92,3% 381
0,3 6160 10 5 114,40 € 103,40 € 6338 | 655.349,20 € 2,0% 92,3% 637
0,3 3070 11 6 122,60 € 121,80 € 3076 | 374.656,80 € 2,0% 92,3% 309
0,3 7550 12 6 131,30 € 121,80 € 7714 | 939.565,20 € 2,0% 92,3% 775
0,3 1130 13 M-5 141,00 € 140,60 € 1131 159.018,60 € 2,0% 92,3% 114
0,3 314 14 M-5 151,00 € 140,60 € 320 |44.992,00 € 2,0% 92,3% 32
0,3 720 15 M-6 159,40 € 159,30 € 720 | 114.696,00 € 2,0% 92,3% 72
0,3 72 16 M-6 169,20 € 159,30 € 731 11.628,90 € 2,0% 92,3% 7
16.192.690,00
Summe € 30.465,00
Zzgl.
Einnahme
ab
15.12.2020 | 238.577,20 €
Elastizitat Stiickzahl Tarifstand | Tarifstand | Elastizitat Anteil
Tarifprodukt TSR 2019 Ringe Zonen (M=2) | 2019 2020 TSR Einnahme Wechsler | Restsumme
Griine Jugend AT1
Bedarfsdnderung TSR M 90% 15.392 1bis4 M 9,00 € 8,40 € 13.853 116.363,52 € 98% 2.327,27 €
Bedarfsdnderung TSR AR 70% 1.317 | 5bis16 in 1 bis 6 9,00 € 10,00 € 922 9.219,00 € 98% 184,38 €
Bedarfsdnderung TSR Gesamt 70% 2.142 | 1bis16 M+ in 1 bis 6 18,00 € 17,00 € 1.499 25.489,80 € 98% 509,80 €
Griine Jugend AT2
Bedarfsdnderung TSR M 90% 42.568 M 14,70 € 14,60 € 38.311 559.343,52 € 96% 22.373,74 €
Bedarfsdnderung TSR AR 70% 8.992 in1bis6 14,70 € 17,00 € 6.294 107.004,80 € 96% 4.280,19 €
Bedarfsdnderung TSR Gesamt 70% 23.254 M+in 1 bis 6 29,40 € 26,00 € 16.278 423.222,80 € 96% 16.928,91 €




Zzgl.
Einnahme ab
15.12.2020 6.393,70 € 96% 255,75 €
1.247.037,14
Gesamtsumme € 46.860,04 €
Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.
b) 1) Kostenfreiheit d. Schulwegs und Abo (Ohne-Fall)
Anteil
Stiickzahl Elastizitat Nicht- Anteil
Tarifprodukt | Elastizitat TSR | 2019 Ringe |Zonen (M=2) Tarifstand 2019 Tarifstand 2020 TSR Einnahme Berechtigte | Wechsler
Abo Woche
AT1 inkl.
Kostenfreiheit 0 8.801 1 2 10,80 € 11,90 € 8.801 104.731,90 € 0,65% 100,0%
0 10.455 2 2 10,80 € 11,90 € 10.455 124.414,50 € 0,65% 100,0%
0 3.092 3 2 12,90 € 11,90 € 3.092 36.794,80 € 0,65% 100,0%
_ 0 1.193 4 2 15,50 € 11,90 € 1.193 14.196,70 € 0,65% 100,0%
0 358 5 3 17,90 € 19,20 € 358 6.873,60 € 0,65% 100,0%
0 179 6 3 20,30 € 19,20 € 179 3.436,80 € 0,65% 100,0%
0 263 7 4 22,80 € 24,60 € 263 6.469,80 € 0,65% 100,0%
0 128 8 4 25,00 € 24,60 € 128 3.148,80 € 0,65% 100,0%
0 57 9 5 26,50 € 28,50 € 57 1.624,50 € 0,65% 100,0%
0 93 10 5 26,50 € 28,50 € 93 2.650,50 € 0,65% 100,0%
0 50 11 6 26,50 € 28,50 € 50 1.425,00 € 0,65% 100,0%
0 26 12 6 26,50 € 28,50 € 26 741,00 € 0,65% 100,0%
0 15 13 M-5 26,50 € 28,50 € 15 427,50 € 0,65% 100,0%
0 3 14 M-5 26,50 € 28,50 € 3 85,50 € 0,65% 100,0%
0 2 15 M-6 26,50 € 28,50 € 2 57,00 € 0,65% 100,0%
0 13 16 M-6 26,50 € 28,50 € 13 370,50 € 0,65% 100,0%
Zzgl. Einnahme ab -
15.12.2020 € 307.448,40 €




Anteil Anzahl 365-
Stiickzahl Elastizitat Nicht- Anteil Euro-Tickets
Tarifprodukt | Elastizitat TSR | 2019 Ringe |Zonen (M=2) Tarifstand 2019 Tarifstand 2020 TSR Einnahme Berechtigte | Wechsler | ohne KF*
Abo Monat
AT1 inkl. 6.163.107,60
Kostenfreiheit 0 159.666 1 2 38,60 € 38,60 € 159.666 | € 0,65% 100,0% 3.173
10.179.321,80
0 263.713 2 2 38,60 € 38,60 € 263.713 | € 0,65% 100,0% 5.240
2.990.264,80
0 77.468 3 2 46,30 € 38,60 € 77.468 | € 0,65% 100,0% 1.539
1.207.601,00
~ 0 31.285 4 2 55,40 € 38,60 € 31.285 | € 0,65% 100,0% 622
0 12.136 5 3 63,70 € 62,20 € 12.136 754.859,20 € 0,65% 100,0% 241
0 7532 6 3 72,60 € 62,20 € 7532 468.490,40 € 0,65% 100,0% 150
0 2614 7 4 81,50 € 79,40 € 2614 207.551,60 € 0,65% 100,0% 52
0 1373 8 4 89,50 € 79,40 € 1373 109.016,20 € 0,65% 100,0% 27
0 631 9 5 94,60 € 92,00 € 631 58.052,00 € 0,65% 100,0% 13
0 835 10 5 94,60 € 92,00 € 835 76.820,00 € 0,65% 100,0% 17
0 386 11 6 94,60 € 92,00 € 386 35.512,00 € 0,65% 100,0% 8
0 579 12 6 94,60 € 92,00 € 579 53.268,00 € 0,65% 100,0% 12
0 108 13 M-5 94,60 € 92,00 € 108 9.936,00 € 0,65% 100,0% 2
0 45 14 M-5 94,60 € 92,00 € 45 4.140,00 € 0,65% 100,0% 1
0 31 15 M-6 94,60 € 92,00 € 31 2.852,00 € 0,65% 100,0% 1
0 35 16 M-6 94,60 € 92,00 € 35 3.220,00 € 0,65% 100,0% 1
* Abo-Anteil Zzgl. Einnahme ab 30.810,40 | 22.354.823,00
20 Prozent 15.12.2020 € € 11.099,00
Anteil
Stiickzahl Elastizitat Nicht- Anteil
Tarifprodukt | Elastizitat TSR | 2019 Ringe |Zonen (M=2) Tarifstand 2019 Tarifstand 2020 TSR Einnahme Berechtigte | Wechsler
Abo Woche
AT2 inkl.
Kostenfreiheit 0 1.555 1 2 11,60 € 12,80 € 1.555 19.904,00 € 0,65% 100,0%
0 2.363 2 2 11,60 € 12,80 € 2.363 30.246,40 € 0,65% 100,0%
0 2.416 3 2 13,80 € 12,80 € 2.416 30.924,80 € 0,65% 100,0%
0 1.818 4 2 16,60 € 12,80 € 1.818 23.270,40 € 0,65% 100,0%




0 825 5 3 19,00 € 20,60 € 825 16.995,00 € 0,65% 100,0%
0 569 6 3 21,80 € 20,60 € 569 11.721,40 € 0,65% 100,0%
0 594 7 4 24,40 € 26,30 € 594 15.622,20 € 0,65% 100,0%
0 490 8 4 26,80 € 26,30 € 490 12.887,00 € 0,65% 100,0%
0 130 9 5 29,50 € 32,00 € 130 4.160,00 € 0,65% 100,0%
0 446 10 5 32,00 € 32,00 € 446 14.272,00 € 0,65% 100,0%
0 110 11 6 34,30 € 37,70 € 110 4.147,00 € 0,65% 100,0%
0 539 12 6 36,70 € 37,70 € 539 20.320,30 € 0,65% 100,0%
0 20 13 M-5 39,40 € 43,50 € 20 870,00 € 0,65% 100,0%
0 3 14 M-5 42,20 € 43,50 € 3 130,50 € 0,65% 100,0%
0 11 15 M-6 44,60 € 49,30 € 11 542,30 € 0,65% 100,0%
0 4 16 M-6 47,30 € 49,30 € 4 197,20 € 0,65% 100,0%
Zzgl. Einnahme ab -
15.12.2020 € 206.210,50 €
Anteil Anzahl 365-
Stiickzahl Elastizitat Nicht- Anteil Euro-Tickets
Tarifprodukt | Elastizitat TSR | 2019 Ringe Zonen (M=2) Tarifstand 2019 Tarifstand 2020 TSR Einnahme Berechtigte | Wechsler ohne KF*
Abo Monat
AT2 inkl. 1.560.780,00
Kostenfreiheit 0 37.700 1 2 41,40 € 41,40 € 37.700 | € 0,65% 100,0% 749
4.261.219,20
0 102.928 2 2 41,40 € 41,40 € 102.928 | € 0,65% 100,0% 2.045
3.161.138,40
0 76.356 3 2 49,50 € 41,40 € 76.356 | € 0,65% 100,0% 1.517
2.237.628,60
_ 0 54.049 4 2 59,30 € 41,40 € 54.049 | € 0,65% 100,0% 1.074
1.159.112,60
0 17.378 5 3 67,80 € 66,70 € 17.378 | € 0,65% 100,0% 345
0 11688 6 3 77,80 € 66,70 € 11688 779.589,60 € 0,65% 100,0% 232
0 9448 7 4 87,40 € 85,10 € 9448 804.024,80 € 0,65% 100,0% 188
0 7054 8 4 95,90 € 85,10 € 7054 600.295,40 € 0,65% 100,0% 140
0 3231 9 5 105,40 € 103,40 € 3231 334.085,40 € 0,65% 100,0% 64
0 5409 10 5 114,40 € 103,40 € 5409 559.290,60 € 0,65% 100,0% 107
0 2600 11 6 122,60 € 121,80 € 2600 316.680,00 € 0,65% 100,0% 52
0 5663 12 6 131,30 € 121,80 € 5663 689.753,40 € 0,65% 100,0% 113




0 1004 13 M-5 141,00 € 140,60 € 1004 141.162,40 € 0,65% 100,0% 20

0 265 14 M-5 151,00 € 140,60 € 265 37.259,00 € 0,65% 100,0% 5

0 437 15 M-6 159,40 € 159,30 € 437 69.614,10 € 0,65% 100,0% 9

0 80 16 M-6 169,20 € 159,30 € 80 12.744,00 € 0,65% 100,0% 2
* Abo-Anteil Zzgl. Einnahme ab 59.602,10 | 16.783.979,60
20 Prozent 15.12.2020 € € 6.662,00
Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.
c) Ill) Bartarif (Mit- und Ohne-Fall)

Tarifstand | Elastizitat Stiickzahl mit | Anteil Einnahmen im | Einnahmen EB mit Anteil Restsumme
Tarifprodukt 2020 TSR Stiickzahl 2019 Einnahmen 2019 Elastizitat TSR | Basiszeitraum Fortschreibung TF Anteil Stiick Einnahmen 2020*
Anteil am Sortiment
3,7% 3,7%
Summe Streifenkarte 1 0,3 79.101.698 110.452.227,40 € 2.926.763 4.086.732,41 € 4.086.732,66 € | 2.926.762,83 4.086.732,41 € 2.007.712,22 €
Summe EFK 1,05 0,3 25.970.448 95.194.293,80 € 946.493 3.522.188,87 € 3.642.823,93 € | 960.907 3.522.188,87 € 1.267.962,74 €
Summe TK 1,05 0,3 12.351.156 133.401.660,90 € 450.138 4,935.861,45 € 5.104.916,06 € | 456.993 4.935.861,45 € 2.750.189,34 €
Restsumme Restsumme

Tarifprodukt Kinder | Tarifstand | Tarifstand Stiickzahl mit | Anteil Einnahmen im | Einnahmen EB mit Einnahmen Einnahmen Restsumme
(Zone Pauschal) 2019 2020 Stiickzahl 2019 Einnahmen 2019 Elastizitat TSR | Basiszeitraum Fortschreibung TF 2021%* 2022%** 2020
Elastizitdt TSR 0,00
TK 3,20 € 3,20 € 635.603 2.033.929,60 € 635.603 2.033.929,60 € 2.033.929,60 € |1.135.520,62 € |1.055.971,44 € 1.095.746,03 €
EFK 1,40 € 1,50 € 1.406.017 1.973.646,50 € 1.406.017 1.973.646,50 € 2.114.621,25€ | 814.736,03 € 657.342,22 € 736.039,13 €
Streifenkarte 1,40 € 1,40 € 2.725.786 3.816.097,60 € 2.725.786 3.816.097,60 € 3.816.097,60 € |2.059.077,35€ |1.690.434,27 € 1.874.755,81 €

*abgeleitet aus den erfassten Werten des jeweiligen Produktes bei den Kindern
**pereinigt um Tarifanpassung

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.
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d) IV) Zusatzliche entgangene Einnahmen im Bartarif

Zusatzliche entgangene Einnahmen im Bartarif (EK)
Kalkulationswert je 365-Euro-Ticket 17,50 €
Entgangene Einnahmen 2.241.487,50 €

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.

e) V) Erweiterung auf Zonen M-12

Erweiterung auf die Zonen M-12
Aufschlag 3,0%
Abschlag fiir vorhandenen Ausgleich
Mehrfahrten 0,35
Kalkulationswert je 365-Euro-Ticket 7,12 €
Entgangene Einnahmen 1.040.251,10 €

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.
f)  VI) Kostendeckung der Erweiterung durch vorherige Einfiihrung des Deutschlandtickets
Durch Einfiihrung des Deutschlandtickets im Mai 2023 mit verbundweiter bzw. deutschlandweiter Giiltigkeit, fallen die Kosten Stand Basisjahr 2020 im Jahr 2023 nicht an.

g) Daten zu Mit-Fall 1) und I1)

Einnahme bereinigt um
Verkaufsdaten aus der Verkaufsstatistik 2022 (Stand Mai 2023) Stiickzahl Einnahme 2022 Tarifanpassung

3.088,90 2.897,65

Ausbildung PlusCard AT | 317 | € €
47.814,20 44.853,85

Ausbildung PlusCard AT I 2.481 | € €
215.715,10 202.359,38

Ausbildungstarif | Monat 5.133 | € €
160.992,40 151.024,77

Ausbildungstarif | Woche 12.198 | € €
1.653.410,90 1.551.042,12

Ausbildungstarif Il Monat 32.969 | € €
448.391,90 420.630,30

Ausbildungstarif Il Woche 25.793 | € €




11

IsarCard Ausbildung | Monat 0
209.146,30 196.197,28
IsarCard Ausbildung Il Monat 3.907
65.334,50 61.289,40
IsarCard Schule | Monat 1.524
6.727,90 6.311,35
IsarCard Schule Il Monat 140
Gesamt 2.810.622,10 2.636.606,10
Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt.
h) Daten Anzahl 365-Euro-Tickets aus Berechnungen
Anzahl 365-Euro-Tickets (Kalkulationswerte) Anzahl
Selbstzahler kalkuliert aus AT 59.985
Tickets Kostenfreiheit 68.100
Weitere Selbstzahler 18.069
Gesamt 146.154
Anzahl Schiler im MVV 363.792
Schiilerpotential fuir 365-Euro-Ticket MVV 289.571
Anteil verbleibende Schiler im 365-Euro-Ticket 79,6%




Anhang 4

Anhang 4 zur Finanzierungsrichtlinie ,,365-Euro-Ticket MVV*
der Munchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH:

Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen fiur den Freistaat Bayern sowie die kreisfreie Stadt Ro-
senheim

Praambel und Definition

Der Anhang 4 definiert die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrages Bestandteil C zum Aus-
gleich der Mindereinnahmen fir alle Verbundverkehrsunternehmen, die Berechnung des maxi-
malen Ausgleichsbetrages, die Kostenprognose entsprechend der Finanzierungsrichtlinie ,365-
Euro-Ticket MVV* der Miinchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH sowie die Abschlagszahlun-
gen. Der Gesamtausgleichsbetrag errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten Aus-
gleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV, welcher sich aus der Differenz von fortgeschriebenem
,Ohne-Fall* und ,Mit-Fall“ Bestandteil C des Jahres 2024 ergibt.

8§ 1 Berechnungsgrundlage Bestandteil C

(1) Auf Basis eines Mit- und Ohne-Falls wurde fur das Jahr 2024 ein Ausgleichsbedarf je 365-
Euro-Ticket berechnet.

(2) In der folgenden Tabelle sind die Berechnungsgrundlagen fur den Ausgleichsbedarf je 365-
Euro-Ticket dargestellt:

Berechnung Mit- und Ohne-Fall Bestandteil C (Kreisfreie Stadt Rosenheim)

Ohne-Fall brutto Mit-Fall brutto
Gruppe Anzahl Kosten p.a. Anteil Bartarif Kosten p.a.
Kostenfreie Innerorts Rosenheim 1.050 397,09 € 10,00 € 365,00 €
Kostenfreie Gesamtgebiet Ro-
senheim 210 447,58 € 10,00 € 365,00 €
Kostenfreie im SPNV 140 549,00 € 10,00 € 365,00 €
Selbstzahler ganzjahrig 786 290,29 € - € 365,00 €
Selbstzahler teiljahrig 472 240,84 € 50,00 € 365,00 €
Nutzer Bartarif 314 130,00 € 80,00 € 365,00 €
Zusatzliche entgangene Einnah-
men im Bartarif 18,92 € - £ - €
Gesamtsumme 2.972 1.026.696,09 € 62.720,00 € 1.084.780,00 €
Ausgleichsbedarf 2024 brutto - 58.083,91 €
Ausgleichsbedarf 2024 netto - 54.284,03 €
Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ti-
cket 2024 netto - 18,27 €
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(3) Variablen und Definitionen

Ohne-Fall: die Gesamtsumme betragt im Jahr 2024 1.026.696,09 Euro
Mit-Fall: betragt im Jahr 2024 1.084.780,00 Euro

Ausgleichsbedarf brutto: ergibt sich aus der Subtraktion des Mit-Falls vom Ohne-
Fall

Ausgleichsbedarf netto: ergibt sich aus Ausgleichsbedarf brutto dividiert durch
1,07

Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket netto: ergibt sich aus dem Ausgleichsbe-
darf netto dividiert durch die an Summe 365-Euro-Tickets gerundet auf zwei
Stellen

Tarifsteigerungs-Wert MVV: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung im
MVV-Gemeinschaftstarif innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.
Beispiel: im Abrechnungsjahr 2021 erfolgte eine durchschnittliche Anpassung
des MVV-Gemeinschaftstarifes von 3,7 Prozent, hieraus ergibt sich ein Tarifstei-
gerungs-Wert von 1,037.

Tarifsteigerungs-Wert DLT: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung
des Deutschlandtickets innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.
Beispiel mit theoretischen Werten: im Abrechnungsjahr 2024 erfolgte eine
durchschnittliche Anpassung des Deutschlandtickets von 5,0 Prozent, hieraus
ergibt sich ein Tarifsteigerungs-Wert von 1,05.

Initialjahr C: entspricht dem Jahr, in dem erstmalig ein positiver Ausgleichsbe-
darf je 365-Euro-Ticket berechnet wird.

Er6ffnungsjahr C: ist das auf das Initialjahr C folgende Jahr

(4) Es erfolgt eine jahrliche Fortschreibung des Ohne-Falls sowie des Ausgleichsbedarf eines
Jahres, bis erstmalig ein positiver Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket berechnet wird. Die
Fortschreibung des Ohne-Falls erfolgt folgendermafien:

Der Ohne-Fall des Folgejahres errechnet sich aus dem Tarifsteigerungs-Wert
MVV multipliziert mit 0,927 addiert mit dem Tarifsteigerungs-Wert DLT multipli-
ziert mit 0,073 anschlieend multipliziert mit der Gesamtsumme des Ohne-Falls
des Vorjahres. Der Wert von 0,927 ergibt sich aus dem Anteil des MVV-Tarifs des
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Ohne-Falles, der Wert von 0,073 ergibt sich aus dem Anteil des Deutschlandti-
ckets des Ohne-Falles.

o Der Mit-Fall wird nicht fortgeschrieben, da der Preis des 365-Euro-Tickets mit
365,00 Euro festgelegt ist.

(5) Sobald erstmalig ein positiver Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket berechnet wurde, erfolgt
die Fortschreibung entsprechend § 2 und es erfolgt keine weitere Fortschreibung nach § 1.

§ 2 Berechnung Mindererldse eines Abrechnungsjahres Bestandteil C

(1) Fur das Jahr 2024 besteht kein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket.

(2) Mit dem Eréffnungsjahr C erfolgt die Fortschreibung des Ausgleichsbedarfes je 365-Euro-

Ticket.

In die Berechnung zur Fortschreibung des Ausgleichsbedarfes der 365-Euro-Tickets

MVV flieBen der Mindererlosanteil, fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets,
der Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent), der Tarifsteigerungs-
Wert MVV und der Tarifsteigerungs-Wert DLT ein, woraus sich ein Ausgleichsbedarf je 365-
Euro-Ticket und Abrechnungsjahr ergibt.

(3) Die weiteren Variablen sind folgendermaf3en definiert:

Mindererldsanteil: der Mindererlésanteil des Abrechnungsjahres errechnet sich aus
dem Tarifsteigerungs-Wert MVV multipliziert mit 0,927 addiert mit dem Tarifsteige-
rungs-Wert DLT multipliziert mit 0,073 anschlie3end multipliziert dem Minderer-
|6santeil des Vorjahres.

Fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets: Da der Preis des 365-Euro-
Tickets nicht angepasst wird, wird die fehlende Tarifsteigerung als Mindererlds aus-
geglichen. Der Mindererlds errechnet sich wie folgt: der kumulierte Tarifsteigerungs-
Wert MVV ab dem Eréffnungsjahr C multipliziert mit 0,927 addiert mit dem kumulier-
ten Tarifsteigerungs-Wert DLT ab dem Eréffnungsjahr C multipliziert mit 0,073 an-
schlieRend multipliziert mit dem Netto-Wert des 365-Euro-Tickets, zuletzt wird der
Netto-Wertes des 365-Euro-Tickets abgezogen.

Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent): entspricht der
Addition aus Mindererldsanteil und dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises
des 365-Euro-Tickets des jeweiligen Jahres jeweils multipliziert mit 2,60 Prozent.

Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungsjahr: entspricht der Addition
aus Mindererldsanteil, dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-
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Euro-Tickets und dem Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung des jeweiligen Jah-
res.

e Abrechnungsjahre sind folgendermal3en definiert:
Basiszeitraum: 01. 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019
Abrechnungsjahr 1: 01. August 2020 bis 31. Dezember 2020
Abrechnungsjahr 2: 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021
Abrechnungsjahr 3: 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022
Abrechnungsjahr 4: 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023
Abrechnungsjahr 5: 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024
Abrechnungsjahr 6: 01. Januar 2025 bis 31. Juli 2025

e Hinweis: In Berechnungen wird nur gerundet, wenn darauf hingewiesen wurde. Hier
dargestellte Werte kdonnen gerundet sein

(4) Der Gesamtbetrag an Mindererldsen (Bestandteil C) eines Abrechnungsjahres wird ab dem
Initialjahr in der Schlussrechnung abgerechnet und ergibt sich folgendermafien:

o Der Gesamtbetrag entspricht der Anzahl an 365-Euro-Tickets des Abrechnungsjah-
res multipliziert 2,17 Prozent (Anteil 365-Euro-Tickets Bestandteil C, vgl. § 4 Abs. 2
Finanzierungsrichtlinie ,365-Euro-Ticket MVV*) multipliziert mit dem Ausgleichsbe-
darf je 365-Euro-Ticket.

e Ein 365-Euro-Ticket kann sich aus zehn Zahlmonaten zusammensetzen. 365-Euro-
Tickets werden auch anteilig gerechnet.

e Fur Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.

o Es wird kaufmannisch auf volle Euro gerundet.

§ 3 Maximaler Ausgleichsbetrag Bestandteil C
(1) Der maximale Ausgleichsbetrag betragt im Abrechnungsjahr 2024 0,0 Mio. Euro.

(2) Ein maximaler Ausgleichsbetrag fallt erstmals im Initialjahr C an und errechnet sich wie folgt.
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Die Schulerzahlen sowie Schiler-Potential werden entsprechend Finanzierungsricht-
linie 8 4 (2) auf Basis 2 auf Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-
ben.

Der maximaler Ausgleichsbetrag Initialjahr C ergibt sich aus dem Ausgleichsbedarf
netto Initialjahr C multipliziert mit 1,026 multipliziert mit dem Schuler-Potential des
Initialjahres dividiert durch das Schulerpotential des Vorjahres multipliziert mit 1,30.

(3) Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages ab dem Eréffnungsjahr C erfolgt auf
Basis der Entwicklung der Schilerzahlen sowie der Entwicklung des Ausgleichsbedarf je
365-Euro-Ticket. Dabei wird wie folgt vorgegangen.

Die Schulerzahlen sowie Schiler-Potential werden entsprechend Finanzierungsricht-
linie § 4 (2) auf Basis 2 auf Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-
ben.

Der neue maximale Ausgleichsbetrag ergibt sich folgendermaf3en: Maximaler Aus-
gleichsbetrag des Abrechnungsjahres entspricht dem maximalen Ausgleichsbetrag
des Vorjahres multipliziert mit dem Schuler-Potential des Abrechnungsjahres dividiert
durch das Schulerpotential des Vorjahres multipliziert mit dem Ausgleichsbedarf je
365-Euro-Ticket des Abrechnungsjahres dividiert durch den Ausgleichsbedarf je 365-
Euro-Ticket des Vorjahres.

Die Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt zu Beginn eines Abrech-
nungsjahres und wird den Verbundpartnern tGbermittelt.

Fur Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.

Es wird kaufmannisch auf volle Euro gerundet.

§ 4 Kostenprognose Bestandteil C

(1) Die Kostenprognose betréagt im Abrechnungsjahr 2024 0,00 Euro.

(2) Die Fortschreibung der Kostenprognose erfolgt folgendermalR3en:

Die Kostenprognose fir ein Abrechnungsjahr betragt 85,0 Prozent des Maximalen
Ausgleichsbetrages des Abrechnungsjahres.
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o Die Berechnung der Kostenprognose erfolgt zu Beginn eines Abrechnungsjahres und
wird den Verbundpartnern tbermittelt.

o Es wird kaufmannisch auf volle Euro gerundet.

8 5 Abschlagszahlungen Bestandteil C

Die Abschlagszahlungen nach § 6 der Finanzierungsrichtlinie berechnen sich wie folgt. Je Monat
der Abschlagszahlung wird ein Monatsanteil der Kostenprognose des Abrechnungsjahres zu 85
Prozent angerechnet. Beispiel: Besteht das Abrechnungsjahr aus zwolf Monaten wird je Monat
ein Zwolftel der Kostenprognose angerechnet; besteht ein Abrechnungsjahr aus sieben Monaten,
wird je Monat ein Siebtel der Kostenprognose angerechnet.



Anlage zum 22. Amtsblatt vom 07.12.2023 Landkreis und Landratsamt Bad Tolz-Wolfratshausen
Satzung (allgemeine Vorschrift) des Landkreises Bad Tolz-Wolfratshausen Uber die Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarifs als Hochsttarif im
stralBengebundenen Offentlichen Per-sonennahverkehr auf Basis von Liniengenehmigungen im Sinne der 88 42, 43 Nr. 2, 44 PBefG

Landkreis Bad Tolz-Wolfratshausen

Gegenstand Kosten aOPNV
Handstempel 1.954,22 €
Softwareanpassung Tarif-Hintergrundsysteme (Tarifmodul) 13.685,00 €
Softwareanpassung Tarif-Hintergrundsysteme (tarif.digital) 5.131,88 €
Kontrollgerate 75.951,75 €
Zwischensumme 96.722,84 €
Erweiterung GIS- Umgriff 684,25 €
Anpassung Kachelserver 1.026,38 €
Tarifmatrix --> Neuentwicklung 4.105,50 €
Anschluss und Anpassung an DEFAS-EMS/ICS 3.421,25 €
Implementierung der Assetmangementsoftware und der Daten 3.421,25 €
Oberflachenanpassungen fir alle eletronischen Auskunfstmedien 8.553,13 €
MVV-SprachSkill fir barrierefreie Auskunft ergdanzen 1.710,63 €
Einbindung von neuen Bedarfsverkehr (Hoki) in die el. Fahrgastinformation...
Hardware fiir Teststellungen und Erfassung (Testserver) 3.421,25 €
Zwischensumme 26.343,63 €
Bordrechner neu fir Stadtverkehr Kolbermoor
Bordrechner neu fiir VU Hollinger
Update Bordrechner Software Init (RVO) 4.600,00 €
Bordrechner neu Stadtverkehr Rosenheim
Update Bordrechner Software b.conn (VU Hilger)
Zwischensumme 4.600,00 €
Gesamtsumme 127.666,47 €
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Satzung (allgemeine Vorschrift) des Landkreises Bad Tölz-Wolfratshausen über die Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarifs als Höchsttarif im straßengebundenen Öffentlichen Per-sonennahverkehr auf Basis von Liniengenehmigungen im Sinne der §§ 42, 43 Nr. 2, 44 PBefG


Anlage 3

(1)

Hoéchstbetrag

Der Landkreis Bad Tolz-Wolfratshausen stellt als jahrlichen Ausgleich einen Hochst-

betrag von EUR 240.000 zur Verfligung.

Grundsétze der Berechnung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste
ab 2024

Die MVV GmbH ermittelt Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste im Rahmen des

Verbundbeitritts stufenweise in folgenden Schritten:

(a) Berechnung der Nachher-Einnahmen (brutto) nach dem aktuell giiltigen DTV-
und MVV-Tarif 2024 (Mit-Fall)

(b) Wandlung von MVV-Tickets in Fahrscheine des jeweiligen Haustarifs bzw. des
DTV-Tarifs

(c) Berechnung der Vorher-Einnahmen (brutto) nach den aktuell gliltigen Haus-,
DTV- und MVV-Tarifen 2024 (Ohne-Fall)

(d) Berechnung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste (brutto) aus

dem Delta der Vorher- und Nachher-Einnahmen auf der Erhebungslinie.

Die Ermittlung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste erfolgt auf Basis der
Einnahmen des Verkehrsunternehmens inklusive Ausgleichsleistungen auf Basis der Allge-

meinverfliigungen zum 365-Euro-Ticket MVV und dem Deutschlandticket.

Bei der Berechnung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste bleibt eine mog-
liche Veranderung der Fahrgastnachfrage in den Berechnungen unberiicksichtigt, es an-
dern sich jedoch die Ticketstruktur und damit die Einnahmen je Fahrt. Eventuelle Fahr-
gastzuwachse durch die Verbundraumerweiterung gehen grundsatzlich, vorbehaltlich
von Absatz 3, nicht in die Berechnung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsver-

luste ein.

Die positiven finanziellen Effekte aufgrund von zu erwartenden Mehrverkehren werden
pauschal in Héhe von 0,76 % bezogen auf die Gesamteinnahmen im Landkreis [...] (abzi-
glich der gemaR der allgemeinen Vorschrift zum 365 €-Ticket gemeldeten Einnahmen fiir

die Schulwegkostentrager) in Abzug gebracht.

Fiir die Berechnung des Einnahmenanspruchs der einzelnen Erhebungslinien wird das
Verfahren zur Ermittlung der realen Ertragskraft verwendet. Das Grundprinzip dieses Ver-

fahrens ist die Aufteilung des Fahrpreises oder der spezifischen Einnahmensatze je
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Fahrausweisart entsprechend dem Anteil der auf der Erhebungslinie zuriickgelegten Stre-
cke im Verhaltnis zur Gesamtstrecke. Benutzt ein Fahrgast fiir seine gesamte Wegstrecke
mehrere Fahrausweise, so wird fir die Erhebungslinie nur fiir jene Fahrausweise der Er-

I6santeil ermittelt, die ganz oder teilweise auf der Erhebungslinie genutzt werden.

Die so berechnete Ausgleichsleistung wird als Pauschalbetrag je Verkehrsunternehmen
zum Zwecke der Bemessung der Abschlagszahlungen vorab fiir das nachfolgende Abrech-

nungsjahr festgelegt.

Datengrundlage dieser Berechnung wird die im Juni 2024 beginnende und im Juni 2025

endende Initialerhebung sein.

Die ermittelte Ausgleichsh6he wird je Aufgabentrager jahrlich, friihestens ab dem Abrech-
nungsjahr 2025, gemaR dem Delta der Tarifentwicklung DTV zum MVV-Tarif mit folgender

Formel fortgeschrieben:

HDTVTL = (DTVTL—l(ohne)(1 + an) + MVVn—l(ohne)(1 + ﬂn)) - (DTVn—l(mit)(l + an) + MVVn—l(mi!:)(l + lgn))

mit:

ay: Preisentwicklung DTV von Jahr n — 1 auf das Jahr n

Bn: Preisentwicklung MVV on Jahr n — 1 auf das Jahr n

DTVy_1(onney: Einnahmen im DTV im Jahr n — 1 im Ohne — Fall (Szenario ohne Verbundbeitritt)
DTVy,_1(miry: Einnahmen im DTV im Jahr n — 1 im Mit — Fall (Szenario mit Verbundbeitritt)
MVVy_1(ohney: Einnahmen im MVV im Jahr n — 1 im Ohne — Fall (Szenario ohne Verbundbeitritt)
MVVy_1(mit): Einnahmen im MVV im Jahr n — 1 im Mit — Fall (Szenario mit Verbundbeitritt)

(1)

3)

Abschlagszahlung

Die Verkehrsunternehmen erhalten unterjahrig fir das jeweilige Abrechnungsjahr Ab-

schlagszahlungen nach Maligabe der folgenden Absatze.

Die Hohe der Abschlagszahlungen ab dem Abrechnungsjahr 2026 ergibt sich aus der Prog-
nose der MVV GmbH fiir die Hohe der Ausgleichleistungen fiir das jeweilige Abrechnungs-
jahr nach Malgabe von Ziffer Il. unter Bericksichtigung der Spitzabrechnung des voran-
gegangenen Abrechnungsjahres. Fiir die Abrechnungsjahre 2024 und 2025 als Initialjahre
wird die Hohe der Abschlagszahlung von der MVV GmbH nach MaRgabe von Ziffer Il. prog-
nostiziert. Die Hohe der Abschlagszahlung fir 2024 wird in den von den Verkehrsunter-
nehmen zu unterzeichnenden Kooperationsvertragen unternehmensindividuell festge-

legt.

Die MVV GmbH wird in den Monatsabrechnungen jeweils 1/12 des Ausgleichsbetrages an
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die Verkehrsunternehmen als Abschlag ausweisen. Die Auszahlung der Abschlage erfolgt
in vier Quartalszahlungen in den Monaten Januar, April, Juli und Oktober fiir das jeweilige
Quartal.

Die Abschlagszahlung fiir den Zeitraum vom 10.12.2023 bis zum 31.12.2023 betragt drei
52tel der prognostizierten Abschlagszahlung fiir das Jahr 2024.

SPITZABRECHNUNG

Die Spitzabrechnung der Ausgleichszahlungen fiir 2024 und 2025 erfolgt auf Basis der Ini-
tialerhebungen, die im Juni 2024 starten und im Juni 2025 enden werden. Die Harmoni-
sierungs- und Durchtarifierungsverluste werden zu den dann giiltigen DTV- und MVV-Ta-
rifstanden erneut berechnet. Die Spitzabrechnung wird anschlieRend bezogen auf die Ab-
schlagszahlungen durchgefihrt. Ist der Abschlagsbetrag hoher als die Spitzabrechnung,
kann die Differenz mit der Abrechnung im Folgejahr verrechnet werden. Liegt die Spitzab-
rechnung liber der Abschlagszahlung, erhalt das Verkehrsunternehmen die noch fehlende

Differenz zum Ausgleich der Mindereinnahmen.

Die Ermittlung der Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste erfolgt auf Basis der
Einnahmen des Verkehrsunternehmen inklusive Ausgleichsleistungen auf Basis der Allge-

meinverfliigen zum 365-Euro-Ticket MVV und dem Deutschlandticket.

Die Spitzabrechnung erfolgt jeweils zum 31.12 eines laufenden Kalenderjahres fir das vo-

rangegangene Kalenderjahr.

Abweichend davon erfolgt die Spitzabrechnung fiir das Abrechnungsjahr 2024 erstmals
bis spatestens zum 30.06.2026.

Sofern die Fristen fiir den Deutschlandticket-Ausgleich wie 2023 beibehalten bleiben und
die Ergebnisse der Hochrechnung aus den Verkehrserhebungen 2024/2025 bis zum
15.09.2025 nicht vorliegen, werden die Betrage der Abschlagszahlungen im Jahr 2024 den
Betragen der Spitzabrechnung 2024 gleichgesetzt.

Im Rahmen der Spitzabrechnung werden die beitrittsbedingt verminderten Vertriebsauf-

wendungen in Abzug gebracht.

Der Wert der Abschlagszahlung im Zeitraum vom 10.12.2023 bis zum 31.12.2023 wird als
endgiltige Hohe der Ausgleichsleistung festgelegt. Eine Spitzabrechnung fiir diesen Zeit-

raum erfolgt nicht.
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